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190. Sitzung 

Bonn,  den  18. Oktober  1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Scheel: Die Sitzung ist eröffnet. 
Folgende amtliche Mitteilung wird ohne Ver-

lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Präsident des Bundestages hat gemäß § 96 a der Ge-
schäftsordnung die von der Bundesregierung als dringlich be-
zeichnete 

Achtzehnte Verordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1968 (Verarbeitungsweine) 
— Drucksache V/3360 

mit der Bitte um fristgemäße Behandlung an den Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen überwiesen. 

Zu den in der Fragestunde der 188. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Oktober 1968 ge-
stellten Fragen der Abgeordneten Frau Pitz-Savels-
berg, Drucksache V/3350 Nrn. 10, 11 und 12 *), ist 
inzwischen die schriftliche Antwort des Staatssekre-
tärs Dr. Barth vom 16. Oktober 1968 eingegangen. 
Sie lautet: 

Die Vertreter der Träger des Freiwilligen Sozialen Jahres 
wurden in einer nach Erlaß des Urteils des Bundesverfassungs-
gerichts vom 18. Juli 1967 in das Bundesministerium für Familie 
und Jugend einberufenen Konferenz darauf hingewiesen, daß 
nach dem Urteil der Bund für die Förderung örtlicher und 
regionaler Bestrebungen nicht zuständig sei und in den kom-
menden Haushaltsjahren die notwendigen Folgerungen hieraus 
gezogen werden müßten. Dies hat keineswegs zur Folge, daß 
damit alle Einrichtungen des Freiwilligen Sozialen Jahres von 
der Förderung durch den Bund ausgeschlossen werden, denn die 
aus Mitteln des Bundesjugendplans geförderten pädagogischen 
Betreuer der Helfer werden von den Bundeszentralen der 
Trägerverbände angestellt und jeweils an Stellen des Bedarfs 
eingesetzt. Auch die Fortbildungskurse für Mitarbeiter am Frei-
willigen Sozialen Jahr werden zentral durchgeführt. Schließlich 
wird auch das Informationsmaterial über das Freiwillige Soziale 
Jahr in den Zentralen der Trägerverbände entworfen, redigiert 
und verschickt. In diesen — zahlenmäßig überwiegenden — 
Fällen handelt es sich somit nicht um örtliche oder regionale 
Maßnahmen. Die Zuwendungen des Bundes für diese Personal-, 
Kurs- und Sachkosten werden weitergewährt. 

Das Land Nordrhein-Westfalen vergibt bereits seit dem Jahre 
1965 jährlich 250 000,— DM, die unter anderem für pädagogische 
Betreuungsmaßnahmen im Rahmen des Freiwilligen Sozialen 
Jahres zur Verfügung stehen. Die anderen Länder haben bisher 
keine Ansätze für diesen Zweck vorgesehen. Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts hat bisher nicht dazu geführt, daß 
derartige Haushaltsansätze geschaffen bzw. erhöht wurden. 

Nur das Jugendsozialwerk und der Deutsche Paritätische Wohl-
fahrtsverband haben im laufenden Haushaltsjahr zusätzlich Bun-
desmittel mit der Begründung beantragt, daß andernfalls nicht 
alle Meldungen zum Freiwilligen Sozialen Jahr berücksichtigt 
werden könnten. Es handelt sich hierbei um etwa 150 Anmel-
dungen. 

Hierbei muß berücksichtigt werden, daß das Schwergewicht der 
Betreuungsarbeit bei den konfessionellen Trägern liegt, die im 
Jahre 1967 insgesamt 1367 Helfer — davon Diakonisches Werk 
813, der Bund der Deutschen Katholischen Jugend und der 
Deutsche Caritasverband 554 — aufnahmen. Von 2045 Teilneh-
mern am Freiwilligen Sozialen Jahr 1967 wurden vom Jugend-
sozialwerk und vom Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband 
nur etwa ein Fünftel, nämlich insgesamt 434 Jugendliche, betreut. 

*) Siehe 188. Sitzung, Seite 10149 A 

Zu den in der Fragestunde der 188. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Oktober 1968 ge-
stellten Fragen des Abgeordneten Dr. Bechert (Gau

-

Algesheim), Drucksache V/3350 Nrn. 16, 17 und 18 *), 
ist inzwischen die schriftliche Antwort des Bundes-
ministers Frau Strobel vom 16. Oktober 1968 ein-
gegangen. Sie lautet: 

Die wissenschaftliche Literatur über die gesundheitliche Ge-
fährdung von Nichtrauchern durch Raucher ist nicht sehr um-
fangreich, aus den vorliegenden Arbeiten muß man jedoch den 
Schluß ziehen, daß die Feststellungen von Prof. Oettel zutreffen. 
Der Raucher raucht tatsächlich nur 1 /3 bis 1/4 seiner Zigarette 
selbst, der Rauch der übrigen 2 /3 bis 3/4 Zigarette qualmt zwischen 
den einzelnen Zügen in die Raumluft. Da dieser Rauch sich in 
nichts von dem unterscheidet, den der Raucher einzieht, teilt der 
Nichtraucher zwangsläufig das Rauchen und damit auch die 
Gesundheitsgefährdung des Rauchers. 

Mir ist nicht bekannt, daß die Bundesregierung je abgestritten 
hätte, daß dieses zwangsweise Inhalieren von Tabak-Schwelpro-
dukten für die Nichtraucher eine Gesundheitsgefährdung sei. 

Die maximale Konzentration gesundheitsschädigender Stoffe 
am Arbeitsplatz (MAK-Werte) werden, wenn Unfall und Erkran-
kungen dazu Anlaß geben, von einer Kommission der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft festgesetzt. Bisher wurden keine MAK-
Werte für Gemische, wie etwa Tabak-Schwelprodukte, festge-
setzt, weil durch einen Zahlenwert allein nicht ausgedrückt 
werden kann, ob die Konzentration gesundheitsschädlich ist. Ob 
solche Gemische gesundheitsschädlich sind, laßt sich nur durch 
experimentelle Reihenuntersuchungen ermitteln. Die Kommission 
zur Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft hat einen Arbeitsausschuß gebildet, der 
Vorschläge für die Durchführung von Reihenuntersuchungen in 
den Betrieben durch Analytiker und Mediziner ausarbeiten soll. 

Es wird darauf ankommen, dem Raucher durch entsprechende 
Aufklärung mehr als bisher ins Bewußtsein zu rufen, daß er 
durch seine Gewohnheit seine Mitmenschen nicht nur belästigt, 
sondern gesundheitlich gefährdet. 

Unsere Tagesordnung beginnt mit der 

Fragestunde 

— Drucksachen V/3350, zu V/3350, V/3354 — 

Als erstes haben wir eine Dringliche Mündliche 
Anfrage zu beantworten, die Anfrage des Abgeord-
neten Ertl: 

Welchen Standpunkt vertritt die Bundesregierung in ihrer 
Gesamtheit zu den Meinungsverschiedenheiten zwischen einzel-
nen Ressorts der Bundesregierung in der Frage der Agrar-
strukturpolitik, die zu großer Beunruhigung in der landwirt-
schaftlichen Bevölkerung geführt haben? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Bundes-
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich bitte, mir eine etwas 
ausführliche Antwort zu gestatten, weil der Herr 
Kollege Ertl erst gestern Gelegenheit hatte, das 
Arbeitspapier des Wirtschaftsministeriums zur 

*) Siehe 188. Sitzung, Seite 10150 B 
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Kenntnis zu nehmen, und weil er seine Anfrage auf 
Grund von Zeitungsnachrichten stellen mußte. 

Im Agrarprogramm — so lautet die Antwort der 
Bundesregierung — ist unter dem Kapitel ,,Struktur-
politik" klar und unmißverständlich herausgestellt, 
daß die Entwicklung wirtschaftlich zurückgebliebe-
ner ländlicher Räume mit agrarpolitischen Mitteln 
allein weder einzuleiten noch zu verwirklichen ist. 
Das steht auf Seite 17 des Agrarprogramms, das 
schon seit längerer Zeit im Umlauf ist. Die Agrar-
strukturverbesserung kann in diesen Räumen nur 
im Rahmen umfassender Infrastrukturmaßnahmen 
zur vollen Wirksamkeit gelangen, mit anderen 
Worten: sie muß durch Verkehrserschließung, Be-
reitstellung günstiger Energiequellen, Ansiedlung 
und Förderung krisensicherer gewerblicher Betriebe 
sowie durch Ausbau von Bildungsstätten, sozialer 
und kultureller Einrichtungen harmonisch ergänzt 
werden. 

In Ausführung der Grundsatzentscheidung des 
Bundeskabinetts hat der Bundesminister für Wirt-
schaft als der für die regionale Wirtschaftspolitik 
zuständige Ressortminister nunmehr ein Arbeits-
papier vorgelegt, in dem er die nach seiner Auf-
fassung erforderlichen Maßnahmen zur wirtschaft-
lichen Erschließung ländlicher Problemgebiete zu-
sammenfaßt und begründet. In diesem Arbeitspapier 
des Bundeswirtschaftsministers befinden sich neben 
den für notwendig erachteten Initiativen im eigent-
lichen wirtschaftspolitischen Bereich eine Reihe flan-
kierender Maßnahmen, die, wenn auch zum Teil 
modifiziert, aus dem Agrarprogramm übernommen 
sind und die zusammen letztlich auf das Ziel hinaus-
laufen, die wirtschaftliche und soziale Situation der 
Bevölkerung in denjenigen Gebieten zu verbessern, 
die bislang im Schatten der konjunkturellen Ent-
wicklung gelegen haben. 

Über die im Agrarprogramm vorgeschlagenen 
Maßnahmen hinaus enthält die Vorlage des Wirt-
schaftsministeriums aber auch noch einige Vor-
schläge, die wir — wie z. B. die Pendlerprämie und 
die Möglichkeit einer Nachversicherung der aus der 
Landwirtschaft abwandernden Erwerbspersonen — 
als eine wertvolle Bereicherung des von uns ange-
regten regionalpolitischen Maßnahmenkatalogs be-
grüßen. Der in der Vorlage des Wirtschaftsministe-
riums enthaltene Vorschlagskatalog zur regionalen 
Wirtschaftspolitik muß somit uneingeschränkt als 
eine wichtige Diskussionsgrundlage für die Arbeit 
des Kabinettsausschusses angesehen werden, der 
durch Beschluß des Bundeskabinetts vom 26. Juni 
für die Koordinierung regionalpolitischer Initiativen 
auf Bundesebene gebildet wurde. 

In dem Papier des Bundeswirtschaftsministeriums, 
das nach Mitteilung dieses Ressorts nicht für eine 
Veröffentlichung bestimmt war, findet sich auch der 
Versuch einer bis zum Jahre 1980 angelegten globa-
len Quantifizierung. Ein Grundelement dieser Quan-
tifizierung ist die Hypothese, daß sich das Durch-
schnittseinkommen aller Arbeitnehmer in der Bun-
desrepublik bis 1980 auf rund 22 000 DM erhöhen 
würde. Von dieser Zahl, die von einer Fülle unvor-
hersehbarer Umstände und Imponderabilien abhängt 
und die sich heute noch in keiner Weise verifizieren 

läßt, wird dann global abgeleitet, daß von den heute 
noch in der deutschen Landwirtschaft hauptberuflich 
erwerbstätigen Personen bis 1980 noch etwa 1,4 bis 
1,5 Millionen ausscheiden müßten, um dem in der 
Landwirtschaft verbleibenden Rest ein im Durch-
schnitt auch nur annähernd adäquates Einkommen 
zu ermöglichen. 

Derartige Berechnungen gehen, wie gesagt, von 
bestimmten theoretischen Annahmen aus und sind 
rein hypothetischer Natur. Es sind selbstverständlich 
auch ganz andere Rechnungen mit anderen Ergeb-
nissen möglich. Solche Modellstudien können des-
halb nach meiner Ansicht nicht zu hinreichend ge-
sicherten und für die politische Willensbildung ver-
wendbaren Ergebnissen führen. Derartige Ver-
gleiche und Berechnungen verkennen die Vielfalt 
und Differenziertheit der Wirklichkeit und führen 
deshalb leicht in die Irre. Es wird nicht Aufgabe des 
Kabinetts sein können, die Fundierung und die Aus-
sagekraft derartiger Berechnungen zu erörtern. Das 
Kabinett wird vielmehr über die in dem Papier des 
Bundeswirtschaftsministeriums enthaltenen Maßnah-
menvorschläge zu diskutieren und zu entscheiden 
haben. 

Gestatten Sie mir, in diesem Zusammenhang noch 
auf einen weiteren Punkt der Projektion des Wirt-
schaftsministeriums aufmerksam zu machen, der un-
seren Erfahrungen eindeutig widerspricht. Man muß 
sich vor dem Trugschluß hüten, daß sich mit dem 
Ausscheiden von 1,4 oder 1,5 Millionen landwirt-
schaftlicher Erwerbspersonen das Problem einer op-
timalen Kombination der Produktionsfaktoren in 
Vollerwerbsbetrieben mit ausreichender Existenz-
grundlage automatisch lösen ließe. Abgesehen von 
dem immensen Investitionsbedarf einer solchen In-
tention, die von namhaften Agrarwissenschaftlern 
mit 80 bis 100 Milliarden DM veranschlagt wird, 
zeigt die Erfahrung der letzten zwei Jahrzehnte, 
während der sich die Zahl der in der Landwirtschaft 
Tätigen in einem historisch einmaligen Umstellungs-
prozeß halbiert hat, daß sich die Anpassung an die 
veränderte Umwelt stufenweise und außerordent-
lich differenziert vollzieht. Wir haben keinen Grund 
zu der Annahme, daß sich dieses Anpassungsver-
halten unserer ländlichen Bevölkerung in einer auf 
freiheitlichen Grundsätzen basierenden Gesell-
schaftsordnung in Zukunft ändern wird. 

Deshalb werden in naher Zukunft die Neben- und 
Zuerwerbsbetriebe als Form einer landwirtschaft-
lich-gewerblichen Berufs- und Einkommenskombi-
nation eher noch an Bedeutung gewinnen. Diese Be-
triebsform übernimmt eine nicht zu übersehende 
unterstützende und überleitende Funktion bei dem 
heute sich abspielenden gewaltigen Umstellungs-
prozeß im ländlichen Bereich. Ihre soziale und ge-
sellschaftspolitische Bedeutung kann kaum über-
schätzt und durch keine soziale und gesellschafts-
politische Maßnahme ersetzt werden. 
Das Agrarprogramm der Bundesregierung trägt 

ganz bewußt diesen bedeutsamen Aufgaben der Zu- 
und Nebenerwerbsbetriebe Rechnung. Die Förde-
rung dieser Betriebe konzentriert sich neben den 
Globalmaßnahmen auf überbetriebliche Koopera-
tionsformen, die zu einer Rationalisierung des Ka- 
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pital- und Arbeitseinsatzes führen, die Neben-
erwerbslandwirte von ihrer betrieblichen Arbeit 
entlasten und Zeit für die berufliche Tätigkeit außer-
halb der Landwirtschaft freisetzen. Wie zahlreiche 
Beispiele in besonders fortschrittlichen Ländern der 
westlichen Welt zeigen, können sich dabei insbeson-
dere bei arbeitsextensiver Bewirtschaftung durch-
aus stabile und rationelle Berufs- und Einkommens-
kombinationen entwickeln. 

Der Herr Bundeskanzler hat bei seiner Regie-
rungserklärung am 16. dieses Monats mit Recht 
deutlich zum Ausdruck gebracht, daß wir auf die sta-
bilisierenden sozialökonomischen Funktionen dieses 
Übergangsbereiches im ländlichen Sozialgefüge nicht 
verzichten können. 

Durch diese kritischen Anmerkungen zu einem 
Teil der Überlegungen aus dem Bundeswirtschafts-
ministerium werden die darin enthaltenen struktur-
politischen Vorschläge, die wir anerkennen und för-
dern, in keiner Weise berührt. Ich habe die feste 
Zuversicht, daß unsere gemeinsamen Bemühungen 
um die Entwicklung wirtschaftlich zurückgebliebener 
ländlicher Räume Erfolg haben werden, wenn wir 
pragmatisch an diese ebenso dringliche wie schwie-
rige innenpolitische Aufgabe herantreten. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Kollege Ertl! 

Ertl (FDP) : Herr Bundesminister, wenn ich diese 
langen Ausführungen richtig verstanden habe, stim-
men Sie in strukturpolitischer Hinsicht den Auff as

-

sungen der Studie zu. Nun frage ich— der Kollege 
Mischnick hat gestern schon darauf hingewiesen —: 
wie erklären Sie sich, daß z. B. der Bundesfinanz-
minister nach einer glaubwürdigen Meldung einer 
glaubwürdigen Korrespondenz gesagt hat: „Dum-
mes Gerede, ein dummes Zeug, eine bewußte Men-
schenverhetzung" ? Wenn ich mich nicht täusche, 
haben auch Sie erklärt: „Diese Studie hat keinen 
realen Gehalt; wir sind froh, daß wir in den näch-
sten Jahren über die Runden kommen." Hier schei-
nen wohl offensichtlich vom letzten Freitag — 
Weilheim -- bis heute ganz beachtliche Vorgänge 
passiert zu sein. Ich frage Sie: stehen diese Vor-
gänge auf dem Boden einer gemeinsamen Struktur-
politik der Koalition auf diesem Sektor? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich weiß nicht genau, was 
der Kollege Strauß, der gern eine drastische Sprache 
führt, 

(Heiterkeit) 

gesagt hat. Ich glaube aber nicht, daß er sich in 
dieser Form ausgedrückt hat. Was nun meine eigene 
Äußerung betrifft — ich habe mich einmal vor der 
Industrie- und Handelskammer in Würzburg und 
dann in Weilheim und in einigen Zeitungsinterviews 
zu diesem Thema geäußert —, so habe ich immer 
erklärt: Es ist legitim, es ist sogar die Verpflich-
tung des Bundeswirtschaftsministers, zu diesem 
strukturpolitischen Teil unserer Agrarpolitik Stel-
lung zu nehmen. Das ist seine ursprüngliche Auf

-

gabe, und das hat er getan. Mit diesen strukturpoli-
tischen Vorschlägen stimmen wir überein. Es gibt 
auch neue Vorschläge, die wir begrüßen und die wir 
gemeinsam erörtern wollen. Ich habe mich nur ge-
gen die Prognosen und gegen das Zahlenspiel und 
gegen Berechnungen, die bis 1980 reichen, gewandt. 
Ich habe nichts gegen Berechnungen an und für sich, 
aber es ist außerordentlich schwer, in einem so diffe-
renzierten Kreis solche Berechnungen anzustellen. 
Dagegen habe ich mich gewandt. 

Gegen den strukturpolitischen Teil habe ich über-
haupt nichts einzuwenden. Nun, Herr Kollege Ertl, 
das wäre ja das Allerschönste, wenn Sie eine Re-
gierungskoalition so verstehen wollten, daß alles 
wie eine Kompanie im Gleichschritt marschiert, in 
jeder Formulierung und in jeder wirtschaftstheore-
tischen Überlegung. In den Handlungen und Ent-
scheidungen machen wir .das ganz korrekt nach 
Mehrheitsabstimmungen und vertreten die gemein-
same Auffassung. In bezug auf die wissenschaftliche 
Fundierung der einen oder anderen Maßnahme 
möchten Herr Kollege Schiller und ich immer voll-
ständig frei sein. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Frage, 
Herr Kollege Ertl. 

Ertl (FDP) : Herr Bundesminister, angesichts des 
beginnenden Wahlkampfes habe ich volles Ver-
ständnis dafür, daß Sie mit dem Bundeswirtschafts-
minister in dieser Frage nicht im Gleichschritt mar-
schieren wollen. 

(Zurufe: Fragen!) 

— Die Frage kommt schon. Wenn ich richtig infor-
miert bin, haben Sie erklärt: Bei uns soll keiner 
aufgeben. So etwas glauben ja die Bauern, wenn 
Sie das sagen. Nun frage ich Sie: ist das nicht ein 
eklatanter Widerspruch zu der Auffassung des Wirt-
schaftsministers Schiller? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege Ertl, Sie zi-
tieren aus einer längeren Bemerkung einen Halb-
satz und glauben, damit Beweise antreten zu kön-
nen. Ich habe erklärt, bei uns m u ß niemand auf-
geben, weil wir eine freie Wirtschaftsordnung haben 
und es jedem überlassen, wie er sich entscheiden 
will. Das heißt aber nicht gleichzeitig, wie das oft 
aus Ihren Bemerkungen herauszuhören ist, daß je-
mand, der auf einem zu kleinen Betriebspotential 
sitzt, irgendwie eine Garantie dafür bekommen 
könnte, ein vollwertiges, steigendes Einkommen zu 
haben, obwohl, wie gesagt, die Voraussetzung, die 
Basis zu schmal ist. Das ist doch der eigentliche Un-
terschied. Wenn Sie ganz korrekt zitieren würden, 
und zwar nicht nur den Wortlaut, sondern auch den 
Sinn aus dem Zusammenhang, würden Sie eine 
solche Frage, glaube ich, gar nicht stellen. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Logemann. 
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Logemann (FDP) : Herr Minister, da in der 
Öffentlichkeit der Eindruck entstanden ist,  daß agrar-
politisch betrachtet, in der Großen Koalition die 
Linke nicht weiß, was die Rechte tut oder umgekehrt, 
möchte ich fragen: Welcher Unterschied besteht 4n 
der Prognose bezüglich der bis 1980 ausscheidenden 
hauptberuflichen Landwirte zwischen Ihrem Pro-
gramm, Herr Minister, unid dem Arbeitspapier Mini-
ster Schillers, wenn ich dabei in der Auswertung 
Ihre Aussage entsprechend dem Protokoll der Sit-
zung des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1968 
mit berücksichtige, wonach 80 % der  landwirtschaft-
lichen Nutzfläche im Bundesgebiet von Inhabern 
landwirtschaftlicher Betriebe mit unzureichender Exi-
stenzgrundlage bewirtschaftet werden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Zunächst, Herr Kollege Loge-
mann, zu der Frage, was die Linke und was die 
Rechte tut: Ich zähle mich nicht zur Rechten, sondern 
zur Mitte, wie Sie sehen. Rechts sitzen Sie. 

(Heiterkeit. — Abg. Logemann: Im Kabinett, 
Herr Minister!) 

Das ist das erste. 

Das zweite ist folgendes: Es sind gar keine Prog-
nosen beabsichtigt. Auch in dem Papier des Wirt-
schaftsministeriums sind diese Zahlen nicht als Prog-
nosen, sondern als Hypothesen enthalten. Der Unter-
schied ist Ihnen bestimmt sehr geläufig. Ich bin aber 
gern bereit, Ihnen diesen Unterschied zu exemplifi-
zieren. 

Was meine eigene Vorstellung betrifft, so glaube 
ich, daß die Entwicklung so weitergehen wird, wie 
sie in  den  letzten zehn Jahren trendmäßig bereits zu 
erkennen ist. Regional vollkommen differenziert 
nach dem zur Verfügung stehenden Arbeitsangebot 
und insbesondere generationsdifferenziert werden 
sich die Dinge fortsetzen, die  wir in den letzten zehn 
Jahren nicht ohne Interesse sehen und zum Teil auch 
erfolgreich gefördert haben — lange Zeit auch noch 
mit Ihrer Unterstützung. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Logemann 
zu einer weiteren Zusatzfrage. 

Logemann (FDP) : Herr Minister, würden Sie mir 
zustimmen, wenn ich feststelle, daß 'die im Arbeits-
papier von Minister Schiller enthaltene Erwartung 
jährlicher Agrarpreissteigerungen von 2 % weiter 
geht als die Aussage in Ihrem Agrarprogramm, nach 
der bekanntlich die Agrarpreise eingefroren werden 
sollen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Erstens stimmt nicht, was 
Sie sagen, daß ich in meinem Agrarprogramm be-
hauptet hätte, es gebe keine Möglichkeit der Ent-
wicklung oder der Anpassung der Agrarpreise, son-
dern ich habe nur zum Ausdruck gebracht, daß es bei 
drei Überschußprodukten struktureller Art große 
Schwierigkeiten gibt. Im übrigen werden solche Ent

-

scheidungen in Brüssel getroffen. Sie wissen, daß wir 
die letzten Entscheidungen, die ich zu vertreten 
hatte, auch in Abstimmung im Kabinett — das Kabi-
nett muß zunächst die Vollmacht ausstellen — im-
mer nach vorn entwickelt haben. Ich stimme Ihnen 
darin zu, daß wir, wenn auch Sie kräftig mitstimmen, 
in dieser Richtung fortfahren können. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Freiherr von Gemmingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Mini-
ster, da Sie heute morgen ¡in recht auffälliger Weise 
versuchen, Einigkeit mit dem Herrn Bundeswirt-
schaftsminister zu demonstrieren, — — 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, würden 
Sie in der Lage sein, das alles in eine Frageform zu 
kleiden! 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Sind Sie 
wirklich der Meinung, Herr Minister, daß wir nach 
Ihren langen Erklärungen glauben sollten, daß 
zwischen Ihnen und dem Herrn Bundeswirtschafts-
minister keinerlei grundsätzliche Meinungsverschie-
denheiten bestehen und daß die Berichte darüber in 
den Zeitungen auf Falschmeldungen beruhen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, wenn  Sie  auf-
merksam zugehört haben — ich weiß es nicht und 
kann eis nach Ihrer Fragestellung auch gar nicht 
unterstellen —, dann werden Sie festgestellt haben, 
daß ich in dem rein strukturpolitischen Teil zu-
stimme und sonst Meinungen vertreten habe, die 
von den dort vertretenen Hypothesen sehr abwei-
chen. Das müßte Ihnen als Opposition eigentlich an 
Gegensatz genügen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs
- parteien.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Freiherr von Gem-
mingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Meine Frage 
lautet dahin, ob wir wirklich glauben sollen, daß 
keine weiteren Meinungsverschiedenheiten da seien. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Selbst wenn das der Fall 
wäre, wären die Meinungsverschiedenheiten immer 
noch erheblich geringer als die, die wir mit Ihnen 
in der Koalition auszutragen hatten. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Scheel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Kollege Wächter. 
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Wächter (FDP) : Herr Bundesminister, ist nach 
Ihrer Ansicht die Studie Ihres Kabinettskollegen 
Professor Schiller, die beinhaltet, daß bis 1980 rund 
1,5 Millionen Bauern ausscheiden sollen und daß 
nur unter dieser Voraussetzung den restlichen 
Bauern annähernd die Gewähr dafür geboten wird, 
daß sie drei Viertel des vergleichbaren Lohnes der 
anderen Berufe erreichen können, in Einklang zu 
bringen mit der Zielsetzung des § 1 des Landwirt-
schaftsgesetzes und mit dem Art. 39 des EWG-Ver-
trages, oder ist man berechtigt, aus den Äußerungen 
Ihres Kabinettskollegen Professor Schiller zu schlie-
ßen, daß dann das Landwirtschaftsgesetz keine 
Gültigkeit mehr hat? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, schon der erste 
Satz Ihrer Frage trifft nicht ganz das, was in diesem 
Papier steht. Hier geht es nicht um eine Forderung 
des Wirtschaftsministeriums, daß diese Bauern aus-
scheiden sollten, sondern hier geht es um einen 
hypothetischen Ansatz, der versucht, Quantifizierun-
gen in einem sehr komplizierten Wirtschaftsbereich 
vorzunehmen. Von Sollen und Müssen ist überhaupt 
nicht die Rede. 

Aber selbst wenn das so wäre, wäre eine solche 
Wunschvorstellung und eine solche Zielvorstellung 
nicht in der Lage, die gesetzlichen Bestimmungen 
oder die EWG-Bestimmungen aufzuheben, die wir 
gemeinsam schätzen und die in ständigem Vollzug 
sind und laufend verwirklicht werden müssen und 
bei denen es kaum einen Endpunkt gibt. Aber, Herr 
Kollege, das wissen Sie alles selber. Ich nehme an, 
daß Sie nur eine rhetorische Frage an mich richten 
wollten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Wächter. 

Wächter (FDP) : Ich darf also nach Ihren Äuße-
rungen, Herr Bundesminister, zu dem Ergebnis kom-
men, daß nach wie vor die Zielsetzung des Land-
wirtschaftsgesetzes in § 1 für die Bundesregierung 
richtunggebend ist. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das ist vollkomen klar, aber 
nicht nur für die Bundesregierung, sondern auch für 
das Hohe Haus. Wir stehen zu dem, was wir selbst 
beschlossen haben. 

(Abg. Wächter: Hoffentlich!) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Reichmann. 

Reichmann (FDP) : Herr Minister, ist die Bun-
desregierung der Auffassung, daß mit der planwirt-
schaftlichen Hypothese des Bundeswirtschaftsmini-
sters 

(Lachen bei den Regierungsparteien) 

in der Tat die Mitbeteiligung der Landwirtschaft am 
gesamtwirtschaftlichen Wachstum realisiert werden 
kann? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Zunächst handelt es sich 
nicht um eine planwirtschaftliche Vorstellung. Plan-
wirtschaft gibt es bei uns nicht. Zwischen der Ent-
wicklung von mittelfristigen Finanzzahlen und einer 
planwirtschaftlichen Zielsetzung ist ein ganz wesent-
licher Unterschied. Zweitens hat das, was Sie zuletzt 
verlangten, mit diesen Quantifizierungen nichts zu 
tun, sondern das ist Aufgabe der Wirtschafts-, der 
Steuer-, der Sozial-, der Außenhandels- und der 
europäischen Politik. Das sind die Felder, auf denen 
die Entscheidungen ausgetragen werden, die uns zu 
den Zielen des Landwirtschaftsgesetzes und des 
Art. 39 des EWG-Vertrages führen. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Könen. 

Könen (Düsseldorf) (SPD) : Herr Minister, nach-
dem ich mir einige Fragen und deren Absicht ange-
hört habe, darf ich Sie — — 

(Zurufe von der FDP: Fragen!) 

— Na, Sie sind gut; ich mache einen Halbsatz, um 
dann zu fragen, und dann rufen Sie: „Fragen Sie!" 
— Ausgerechnet! 

(Zuruf von der FDP: Das haben Sie früher 
auch getan!) 

Ich muß es wiederholen: Nachdem ich mir einige 
Fragen und deren Absicht angehört habe, frage ich 
Sie, Herr Minister: würden Sie bitte einmal aus-
drücklich dazu Stellung nehmen, ob es Ihrer An-
sicht nach besser ist, daß Minister schon einmal un-
terschiedliche Auffassungen haben, als daß sie ihren 
selbständigen Denkapparat an der Garderobe ab-
geben? 

(Lachen bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Ich weiß nicht, Herr 
Minister, ob das in Ihr Ressort fällt. 

(Heiterkeit im ganzen Hause. — Beifall bei 
der FDP.) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident, ich bin 
durchaus der Meinung, daß das in das Landwirt-
schaftsressort fällt. Die Agrarpolitik ist eine sehr 
schwierige Aufgabe, die mit viel Sachverstand und 
Allgemeinwissen angepackt werden muß. Das war 
eine Frage, die sehr in den theoretischen Bereich 
hineinreicht, eine Frage, die das Instrument an-
spricht, das in der Landwirtschaftspolitik die größte 
Rolle spielt, nämlich ein scharfer Verstand, Beobach-
tungsgabe und eine entsprechende politische Ehr-
lichkeit. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das sind die drei Elemente, die wir brauchen. 



10276 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 190. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1968 

Bundesminister Höcherl 
Nun, ich glaube, ich habe die Frage schon beant-

wortet: Unsere Garderobe hat keinen Aufhänger für 
eine abgelegte geistige Selbständigkeit. 

Vizepräsident Scheel: Die nächste Frage 'dazu 
hat der Kollege Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, da Sie soeben 
die Ehrlichkeit beschworen haben, darf ich Sie fra-
gen, ob Sie tatsächlich am 14. Oktober in Weilheim 
entgegen Ihrer Äußerung von vorhin gesagt haben, 
es sei nicht das letzte Glück dieser Erde, in der Gro-
ßen Koalition Landwirtschaftspolitik zu betreiben; 
das sei in der Kleinen Koalition viel leichter gewe-
sen. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich will Ihnen einmal etwas 
sagen: Das habe ich gesagt, und dazu stehe ich. 

(Lachen bei der FDP.) 

— Ja, meine Damen und Herren, Sie müssen mir 
dazu noch eine Erklärung gestatten: das war in der 
Kleinen Koalition leichter, aber weniger erfolgreich. 

(Lachen und Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Weigl. 

Weigl (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, wären 
Sie bereit, mit Ihrem Nachbarn, Herrn Bundes-
minister Professor Schiller, einmal ein sehr ernstes 
Gespräch darüber zu führen, daß Papiere, die nicht 
für die Veröffentlichung bestimmt sind, auch nicht 
veröffentlicht werden, weil nach meiner Meinung 
dadurch die Unruhe in der Landwirtschaft vielleicht 
noch künstlich erhöht werden könnte? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Nun, wir kennen das unge-
heure Arbeitsmaß des Kollegen Schiller. Er war in 
dieser Zeit nicht da, sondern hat in einer sehr 
schwierigen monetären Frage, die in ihren Auswir-
kungen nicht zuletzt auch die Landwirtschaft ernst-
haft berührt, die deutschen Interessen in Washing-
ton vertreten. Es ist natürlich möglich, daß in einem 
so großen Apparat da oder dort eine undichte Stelle 
entsteht. Das ist auch uns schon passiert. Wir beide 
bedauern das, ohne daß wir deswegen ernste Ge-
spräche führen müssen. 

Vizepräsident Scheel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Herr Kollege Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, treffen Pres-
semitteilungen zu, daß die Zahlen, die das Bundes-
wirtschaftsministerium zum Agrarprogramm der 
Bundesregierung benutzte, überholt sind? 

(Lachen bei der FDP.) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Pressemitteilungen sind für 
uns alle zusammen kein Evangelium. Wir haben ein 
anderes Evangelium. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Minister, ist Ihnen die 
Stellungnahme unseres Landwirtschaftsministers von 
Rheinland-Pfalz bekannt, der erklärte, daß diese 
Zahlen, die hier veröffentlicht wurden, überholt und 
falsch seien? 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich werde das nachprüfen. 
Ich schätze den Kollegen Landwirtschaftsminister in 
Rheinland-Pfalz ganz besonders hoch. Wenn er tat-
sächlich so etwas gesagt haben sollte, wird er sich 
auf Zahlen stützen, die vielleicht überholt sind, und 
deswegen möchte ich ihm nicht widersprechen. Aber 
ich möchte dies auch nicht ohne weiteres akzeptie-
ren, sondern ich möchte das prüfen. 

Vizepräsident Scheel: Die nächste Frage stellt 
der Kollege Dr. Enders. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Minister, wie weit wird 
sich nach Ihrer Vorstellung das Problem des Rück-
gangs der landwirtschaftlich Erwerbstätigen bis zum 
.Jahre 1980 natürlicherweise lösen, indem durch Hof-
aufgabe, durch Umschulung oder durch den Verkauf 
von landwirtschaftlichem Gelände in Stadtrandge-
meinden zu Bauzwecken eine Verminderung der 
landwirtschaftlichen Betriebe eintreten wird? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Kollege, ich muß Sie 
darauf hinweisen, daß selbst im Alten Testament die 
Propheten einen sehr gefährlichen Beruf ausgeübt 
haben. Meine prophetische Gabe reicht nicht so weit, 
und ich bin froh darüber. 

Vizepräsident Scheel: Frau Kollegin Mönikes 
zu einer Zusatzfrage. 

Frau Mönikes (CDU/CSU) : Herr Minister, sind 
Sie nicht auch der Meinung, daß die Existenz der 
Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbetriebe weitgehend 
von der Arbeit der Landfrau abhängt? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das habe ich nie bestritten, 
und ich würde es auch nie wagen, das zu bestreiten. 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Frage, 
bitte! 
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Frau Mönikes (CDU/CSU) : Herr Minister, dann 
möchte ich Sie fragen: Was gedenkt denn die Bun-
desregierung zu tun, um dieser Tatsache, die meines 
Erachtens his jetzt zuwenig hervorgehoben worden 
ist, in Zukunft mehr gerecht zu werden? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Sie bringen mich in eine 
große Verlegenheit. Wir haben für die Ausstattung 
des ländlichen Wohnraumes usw., vor allem zugun-
sten der Landfrau, schon sehr viel getan. Diese 
Maßnahmen werden fortgeführt. Wieweit wir das 
propagandistisch herausstellen können, sollten wir 
gemeinsam überlegen. Ich sehe, Sie kennen die Ver-
hältnisse sehr gut. Vielleicht können Sie uns dabei 
assistieren. 

Vizepräsident Scheel: Zu einer weiteren Zu-
satzfrage Kollege Dr. Gleissner. 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
ist Ihnen klar, in welchem Umfang die vorgetragene 
Konzeption des Bundesministers Schiller in der Tat 
Verwirrung angerichtet hat und daß sich fast alle 
Landwirtschaftsminister der Bundesrepublik, fast 
alle zuständigen Organisationen der Landwirtschaft, 
auch städtische Kreise und städtische Volkswirte in 
Wort und Schrift enttäuscht und empört darüber 
ausgesprochen haben? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Ich muß noch einmal die 
beiden Teile, einmal den strukturpolitischen Teil 
und zum anderen den hypothetischen Teil, klar her-
ausstellen. Bei diesem hypothetischen Teil handelt 
es sich nicht um eine Konzeption im Sinne dieses 
Begriffes. 

Zweitens glaube ich, daß die hier gemeinsam von 
uns  vertretene Antwort, die auch die Antwort der 
Bundesregierung ist, dazu beitragen wird, Mißver-
ständnisse wieder zu bereinigen. Jeder, der sich 
draußen zu dem Thema äußert, sollte dazu. beitra-
gen. Wenn im Anschluß an die heutige Fragestunde 
und Aussprache die Dinge aufgeklärt werden, wird 
bei dem Landvolk auch wieder Ruhe einkehren. Das 
Landvolk ist bekannt dafür, daß es seine eigene 
Situation nüchtern, ruhig und mit Gelassenheit be-
trachtet. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Frage, 
Herr Kollege Gleissner! 

Dr. Gleissner (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, 
glauben Sie nicht, daß es in einem Zeitpunkt, in 
einer Situation, in der die deutschen Holzpreise seit 
Jahren am niedrigsten fast in ganz Europa liegen, 
in einer Situation, in der die Milchpreise um 3 und 
4 Pf gesunken sind, besser wäre, sich zuerst mit 
Schwergewicht um diese Dinge zu kümmern, als dem 
Berufsstand der Landwirtschaft Gesundschrumpfung 
à la Mansholt und den anderen höhere Löhne und 
höhere Sozialleistungen anzuempfehlen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Erstens. Was die Holzpreise 
betrifft, so hatten sie vor allem mit Rücksicht auf 
die Sturmschäden von vor zwei Jahren einen Tief-
punkt erreicht; sie sind aber zur Zeit leicht im An-
steigen begriffen. 

(Abg. Dr. Gleissner: Sehr leicht!) 

— Sehr leicht. 

Zweitens. Was die Frage des Milchpreises be-
trifft, so kann ich Ihrer Darstellung nicht beipflich-
ten. Unsere letzten genauen ständig verfolgten sta-
tistischen Zusammenstellungen ergeben nicht einen 
Abfall von 3 oder 4 Pf, sondern wir werden nach 
der Mitteilung der ZMT, die genau Buch darüber 
führt, im Jahre 1968 im Bundesdurchschnitt den glei-
chen Milchpreis haben wie im Jahre 1967; also keine 
Verluste, aber unterschiedliche Ergebnisse bei den 
einzelnen Molkereien, die mit der Milchpreismarkt-
ordnung nichts zu tun haben, sondern sehr viel mit 
der unterschiedlichen Wettbewerbskraft der einzel-
nen Molkereien. Dabei haben wir immer wieder Be-
weise, daß sehr abgelegene Werkmilchmolkereien 
ausgezeichnete Ergebnisse haben und sogar Trink-
milchmolkereien an günstigen Standorten nicht die 
gleiche Höhe erreichen. Hier ist es genauso wie in 
anderen Fällen nicht möglich, Globalurteile zu ver-
wenden. 

Vizepräsident Scheel: Herr Dr. Gleissner, ich 
kann Ihnen keine Frage mehr geben. Sie müssen 
sich einer Hilfsperson bedienen, wenn Sie noch wei-
tere Auskünfte haben wollen. 

(Heiterkeit.) 

Die nächste Frage hat Herr Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Da Sie von einer 
besonders erfolgreichen Agrarpolitik der Großen 
Koalition gesprochen haben, darf ich Sie fragen, 
Herr Minister: Betrachten Sie die Entwicklung der 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise in den letzten 
zwei Jahren als besonders erfolgreich, und betrach-
ten Sie es als besonders erfolgreich, daß in Ihrem 
Haushalt und in der mittelfristigen Finanzplanung 
weniger Mittel für die eigentliche Agrarpolitik und 
mehr Mittel für den EWG-Agrarfonds Verwendung 
finden sollen? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Was die Preispolitik der 
letzten zwei Jahre betrifft — ein abendfüllendes 
Thema —, muß man wissen, daß sich die landwirt-
schaftlichen Preise in Zyklen bewegen, soweit sie 
nicht durch Interventionspreise abgesichert sind. In 
den letzten zwei Jahren 'z. B. wurde in Brüssel von 
mir auf dem Sektor des Futtergetreides eine Anhe-
bung von vier Prozent erreicht. Es wurden die Orien-
tierungspreise für Rinder und damit auch die Inter-
ventionspreise für Rinder verbessert. Es wurden der 
Grundpreis und die Interventionspflicht für 
Schweine eingeführt. Alles Vorgänge von nicht ge-

. ringer  Bedeutung! 
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Was die Haushaltsfragen betrifft, bin ich der 
Meinung, daß die Rücksichtnahme auf die Durch-
führung der Marktordnungen, die also in Kap. 1003 
stehen und die viel umfangreicher sind als die 
eigene Marktordnung, die wir früher hatten, zu-
sammen mit dem Außenschutz für das tägliche Ein-
kommen des Landwirtes eine entscheidende Hilfe 
darstellt. Für mich besteht Agrarpolitik aus zwei 
Teilen, einmal in der täglichen Einkommenssiche-
rung und zweitens in dem strukturellen Teil. Wenn 
die tägliche Einkommenssicherung angesichts der 
raschen Entwicklung der übrigen Einkommen zu-
nimmt, bin ich der Meinung, daß wir auf dem rich-
tigen Wege sind. 

Vizepräsident Scheel: Zur nächsten Zusatz-
frage Herr Kollege Dröscher. 

Dröscher (SPD) : Herr Bundesminister, habe ich 
Sie richtig verstanden, wenn ich annehme, daß Sie 
mit  Ihrem Kollegen Schiller darin übereinstimmen, 
daß, nachdem von 1950 bis jetzt mehr als 2 Millionen 
Arbeitskräfte aus der Landwirtschaft unter zum Teil 
schwierigsten Verhältnissen ausgeschieden sind und 
Hilfsarbeiter werden mußten, well man nicht recht-
zeitig an sie gedacht hatte, nun dafür gesorgt wer-
den soll, daß für diejenigen, die. unter dem zwin-
genden Druck der ökonomischen Ereignisse in dem 
jetzt größeren Wirtschaftsraum ausscheiden müssen, 
im Hinblich auf ihre sozialen Probleme unid auch ihre 
menschlichen Verhältnisse mit Hilfe der Solidarität 
aller rechtzeitig vorgesorgt wird? 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Das steht alles schon in  un-
serem Agrarprogramm und ist von dem Kollegen 
Schiller übernommen worden. Es dreht sich noch 
darum, die zusätzlichen Maßnahmen zu überlegen, 
die der  Bundeswirtschaftsminister vorgeschlagen hat. 

Vizepräsident Scheel: Meine Damen und Her-
ren, ich halte damit die Frage des Kollegen Ertl 
für beantwortet. 

(Weitere Wortmeldungen zu Zusatzfragen.) 

—Der Kern der Frage ist von dem Herrn Bundes-
minister mehrfach teils beantwortet, teils mehr aus-
weichend beantwortet worden; weitere Erleuchtun-
gen sind nicht zu erwarten. Alle 'anderen Zusatz-
fragen führen zu einer Diskussion, ,die über die 
Fragestunde weit hinausgeht. 

Wir kommen damit zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich Ides  Auswärtigen Amts.  

Ich rufe die Fragen 24 und 25 des Abgeordneten 
Dr. Giulini auf: 

Kann die Bundesregierung Angaben machen, ob die in der 
UNO vertretenen sowjetischen Republiken Ukraine und RSFSR 
(Weißrußland) den Atomwaffensperrvertrag unterzeichnet haben 
oder nicht? 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung bezüglich des 
Atomwaffensperrvertrages, falls die Ukraine und Weißrußland 
nicht unterschrieben haben? 

Das Wort zur Beantwortung hat der Herr Staats-
sekretär beim Bundesminister des Auswärtigen. 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister ides  Auswärtigen: Die sowjetischen 
Republiken Ukraine  und Weißrußland haben den 
Nichtverbreitungsvertrag bisher nicht unterzeich-
net. Die Bundesregierung hält es auch nicht für 
wahrscheinlich, daß sie in Zukunft den Vertrag un-
terzeichnen werden. 

Rechtlich lassen sich aus dem Fernbleiben der 
Ukraine und Weißrußlands keine Folgerungen zie-
hen, daß sich die Sowjetunion zur Begründung des 
Fernbleibens der beiden Republiken von dem NV-
Vertrag immer auf ihr eigenes Verfassungsrecht 
zurückziehen kann. 

Die Sowjetunion wird jeden Zweifel an ihrer Aus-
legung ihrer eigenen Verfassung als eine völker-
rechtlich unzulässige Einmischung in  innersowjeti-
sche Angelegenheiten abweisen. Falls Moskau — 
wie wir erwarten — von einem Beitritt der Ukraine 
und Weißrußlands zum NV-Vertrag absieht, wird es 
sich wahrscheinlich auf Art. 14 der sowjetischen 
Verfassung 'berufen, in dem es heißt: 

Zur Kompetenz der Union der sozialistischen 
Sowjetrepubliken 'in Gestalt ihrer höchsten Or-
gane der Staatsgewalt und der staatlichen Ver-
waltung gehören: 

g) die Organisierung der Verteidigung der 
UdSSR, die Leitung aller Streitkräfte der 
UdSSR, die Festlegung der richtunggeben-
den Grundsätze für die Organisierung der 
Truppenformationen der Unionsrepubliken. 

Politisch ließe sich allerdings die Frage aufwerfen, 
warum diese beiden Sowjetrepubliken, die immer-
hin Mitglieder der Vereinten Nationen und der In-
ternationalen Atomenergiebehörde in Wien sind, 
die den Testbannvertrag und den Weltraumvertrag 
unterzeichnet haben und die sich als Miteinbringer 
der den NV-Vertrag empfehlenden VN-Resolution 
stark für den NV-Vertrag eingesetzt haben, diesen 
nicht unterzeichnen. 

Für Moskau besteht dabei bekanntlich die Schwie-
rigkeit, daß bei einer Unterzeichnung des NV-Ver-
trags durch die beiden Sowjetrepubliken sich sofort 
die Frage stellt, ob diese als Kernwaffenstaaten oder 
als Nichtkernwaffenstaaten unterzeichnet haben und 
folglich diese oder jene Kategorie der sehr unglei-
chen Verpflichtungen des Vertrages übernehmen 
wollen. Kernwaffenstaaten sind nach dem Vertrag 
solche, die vor dem 1. Januar 1967 eine Kernwaffe 
oder sonstige nukleare Sprengvorrichtungen her-
gestellt oder gezündet haben. 

Die etwaige Behauptung, daß nicht nur die Sowjet-
union, sondern auch ihre Gliedstaaten Ukraine und 
Weißrußland als Kernwaffenstaaten zu qualifizieren 
wären, hätte zur Folge, daß sich damit die Zahl der 
Kernwaffenstaaten von gegenwärtig fünf auf sieben 
erhöhen würde. Das wäre ein neuer, bisher nicht er-
örterter internationaler Aspekt. 

Als Nichtkernwaffenstaaten dagegen müßten die 
Ukraine und Weißrußland die Verpflichtungen der 
Nichtnuklearen übernehmen, insbesondere die Siche-
rungsmaßnahmen des Art. III, also die Kontrollen, 
denen sich zu unterwerfen die Sowjetunion bisher 
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stets abgelehnt hat. Aus dem Umstand, daß die So-
wjetunion und zwei ihrer Gliedstaaten dann mit 
entgegengesetztem Status dem NV-Vertrag beitre-
ten würden, ergäben sich kaum überwindbare 
Schwierigkeiten für die Sowjetunion. 

Aus dem Fernbleiben der Ukraine und Weißruß-
lands vom NV-Vertrag könnte die Sowjetunion 
keine Vorteile im Verhältnis zu Dritten ziehen; 
denn wenn die beiden Gliedstaaten der Sowjetunion 
dem Vertrag fernbleiben, muß sich die Sowjetunion 
die Verantwortung für die Erfüllung des Vertrages 
auch im Hinblick auf die Ukraine und Weißrußland 
zurechnen lassen. 

Vizepräsident Scheel: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Kollege Giulini. 

Dr. Giulini (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist 
Ihnen zufällig bekannt, ob auch die Vereinigten 
Staaten von Amerika auf diese eigenartige Logik 
gekommen sind und entsprechende Schritte unter-
nommen haben? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Auswärtigen: Ich würde davon 
ausgehen, daß auf diese „eigenartige Logik" auch 
andere Staaten gekommen sind. Ob sie beabsichti-
gen, deswegen selber bei den betreffenden Staaten 
vorstellig zu werden, ist mir nicht bekannt. Anhalts-
punkte dafür gibt es aber nicht. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Dr. Schulze-Vorberg. 

Dr. Schulze -Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, läßt sich aus Ihrer ausführlichen Antwort 
schließen, daß dieses an sich sehr interessante völ-
kerrechtliche Problem bisher tatsächlich in der inter-
nationalen Erörterung ausgeklammert worden ist? 

Jahn, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesministers des Auswärtigen: „Ausgeklam-
mert" ist sicher mehr, als den Tatsachen entspricht. 
Aber es ist ihm auch keine übermäßige Bedeutung 
zugemessen worden. 

Vizepräsident Scheel: Keine weiteren Zusatz-
fragen? — Damit sind die Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Auswärtigen Amts beantwortet. 

Ich rufe die Fragen 26, 27 und 28 des Herrn Ab-
geordneten Dr. Mommer auf: 

Wie lautet der nach Pressemeldungen von der britischen Re-
gierung unterbreitete Vorschlag, unter den europäischen Mit-
gliedern des Nordatlantischen Vertrages eine eigene Verteidi-
gungsgemeinschaft innerhalb der atlantischen Allianz zu bilden? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung zu diesem Vor-
schlag ein? 

Würde die Bundesregierung die Nichtteilnahme eines aus der 
Organisation des Nordatlantischen Vertrages ausgeschiedenen 
Mitgliedes für einen Grund halten, die deutsche Teilnahme 
an der Verwirklichung des Vorschlages auszuschließen? 

Die Fragen werden schriftlich, im Einverständnis 
mit dem Fragesteller, beantwortet. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs-
bericht abgedruckt. 

Wir kommen damit zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern, zu-
nächst zu den Fragen 29 und 30 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Wörner: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Zusam-
menarbeit zwischen Staat und Sport entsprechend der auf dem 
Bundestag des Deutschen Sportbundes proklamierten „sinnvollen 
Kooperation" weiter zu verbessern? 

Was hat die Bundesregierung bisher getan, um ihre in der 
Sportdebatte des Deutschen Bundestages am 1. Dezember 1967 
angekündigten Pläne zu verwirklichen? 

Das Wort zur Beantwortung hat Herr Staats-
sekretär Köppler. 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, die all-
gemeine Zusammenarbeit mit dem Deutschen Sport-
bund und seinen Organisationen kann als gut be-
zeichnet werden. Die gesteigerten Anforderungen in 
allen Bereichen des Sports machen es jedoch not-
wendig, daß neue Formen der fachlichen Zusammen-
arbeit gefunden werden, die ein ständiges Gespräch 
zwischen der Bundesregierung und dem Deutschen 
Sportbund und seinen Organisationen gewähr-
leisten. Das Ziel dieser ständigen Gespräche muß 
sein, daß der Staat dem Sport die Hilfsmittel zur 
Verfügung stellt, die die Sportorganisationen in die 
Lage versetzen, ihre Aufgaben in der freien Gesell-
schaft zu erfüllen, und daß die Sportorganisationen 
ihrerseits die .  ihnen aus öffentlichen Mitteln bereit-
gestellten Hilfen in zweckmäßiger Weise einsetzen. 
Eine Zusammenarbeit in dieser Form macht die 
wechselseitige Verantwortung von Staat und Sport-
organisationen für den deutschen Sport sichtbar. 

Zur zweiten Frage, Herr Kollege: Die Bundes-
regierung hat neben der Weiterführung begonnener 
Maßnahmen dem Ausbau und der Planung von Trai-
ningszentren ihr besonderes Augenmerk gewidmet. 
Darüber hinaus sind die Überlegungen zur Errich-
tung einer zentralen Institution, die der angewand-
ten Sportwissenschaft und der praktischen Methodik 
dienen soll und die unter ihrem Arbeitstitel „Bun-
deszentrale für Sport" bekanntgeworden ist, fort-
geführt worden. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
wie weit sind die Vorstellungen über diese Bundes-
zentrale bis jetzt gediehen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, die Vor-
stellungen über die Ziele dieser unter dem Arbeits-
titel „Bundeszentrale" bekanntgewordenen Einrich-
tungen sind seitens des Bundesinnenministeriums 
klar. Aber sie bedürfen noch der Erörterung mit den 
Sportorganisationen. Es geht uns im Innenministe-
rium um eine Auswertung der weltweiten sport-
wissenschaftlichen Erkenntnisse zugunsten der 
Sportpraxis, um die Sportdokumentation und um die 
Methodik des Sportstättenbaus. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Dr. Wörner. 
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Dr. Wörner (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ich darf Ihrer Antwort also entnehmen, daß Sie be-
reit sind, Ihre Vorstellungen mit dem Deutschen 
Sportbund abzustimmen. Haben Gespräche schon 
stattgefunden, oder sind welche geplant? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Bundesregierung ist 
nicht nur bereit, sondern sie hat mit solchen Gesprä-
chen bereits begonnen. Es hat ein Gespräch zwischen 
dem Bundesminister des Innern und dem Präsiden-
ten des Deutschen Sportbundes über diese Materie 
stattgefunden. Es ist vereinbart worden, daß eine 
Kommission, bestehend aus Vertretern des Deut-
schen Sportbundes und des Bundesministeriums des 
Innern, unter meinem Vorsitz die weiteren Fragen 
prüfen soll. 

 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage dazu, 
Herr Kollege Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung nach Abschluß der Olym-
pischen Spiele in Mexiko die Erfahrungen unserer 
dortigen Sportführung unter Präsident Daume mit 
zu ihrer Auswertung heranziehen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Selbstverständlich. Das 
hat früher schon nach allen bedeutenden Sport-
ereignissen stattgefunden und wird namentlich nach 
diesen Olympischen Spielen der Fall sein. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wird 
das Innenministerium bereit sein, gegebenenfalls im 
Ausschuß für Familie und Jugend einen Zwischen-
bericht über das zu geben, was vorhin von Herrn 
Kollegen Dr. Wörner angesprochen wurde, nämlich 
die Maßnahmen, die Sie in der Debatte am 1. Dezem-
ber 1967 hier angekündigt haben? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Auf Wunsch eines Aus-
schusses dieses Hohen Hauses ist das Bundesinnen-
ministerium selbstverständlich jederzeit bereit, Aus-
künfte zu erteilen und Bericht zu erstatten. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen damit zur 
Beantwortung der Frage 31 des Herrn Abgeord-
neten Müser: 

Welche Gründe veranlassen die Bundesregierug, besonders 
befähigten Beamten des gehobenen technischen Dienstes den 
Aufstieg in den höheren technischen Verwaltungsdienst zu ver-
wehren? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das Gesetz über die 
Befähigung zum höheren bautechnischen Verwal-
tungsdienst vom 16. Juli 1936 bestimmt, daß die 
Befähigung für den höheren technischen Dienst nur 
auf Grund einer zweiten Staatsprüfung, also nicht 
durch einen Aufstieg aus dem gehobenen tech-
nischen Dienst erlangt werden kann. Die Bundes

-

regierung beabsichtigt, vorzuschlagen, diese Vor-
schriften in nächster Zeit an die sich aus der Praxis 
ergebenden Notwendigkeiten anzupassen. Bisher 
wurde der Aufstieg durch einen Laufbahnwechsel 
oder nach Feststellung der Befähigung für eine 
Laufbahn des höheren Dienstes durch den Bundes-
personalausschuß in zahlreichen Fällen ermöglicht. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege. 

Müser (CDU/CSU) : Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, heißt das, daß die Bundesregierung 
vorschlagen will, auch befähigten Beamten des ge-
hobenen technischen Dienstes künftig die Möglich-
keit zu eröffnen, im höheren technischen Verwal-
tungsdienst tätig zu werden? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Genau das, und dazu 
bedarf es einer Änderung des von mir erwähnten 
Gesetzes von 1936. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe die Frage 32 
des Abgeordneten Picard auf: 

In welcher Weise ist die hessische Landesregierung an die 
Bundesregierung herangetreten, um eine Herabsetzung des Wahl-
alters durch eine entsprechende Gesetzesvorlage der Bundes-
regierung zu erreichen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
18. Oktober 1968 lautet: 

In der Frage des Wahlalters ist die hessische Landesregierung 
bisher nicht an die Bundesregierung herangetreten. Mir ist be-
kannt, daß im hessischen Landtag zur Zeit ein Antrag der Frak-
tion der SPD vom 12. September 1968 (Nr. 1443) beraten wird, 
in dem die hessische Landesregierung um einen Bericht ersucht 
wird, ob noch in dieser Legislaturperiode des Deutschen Bundes-
tages eine einheitliche Herabsetzung des Wahlalters für das 
aktive Wahlrecht auf 18 Jahre erwartet werden kann. 

Auch die Frage 33 
Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, dafür zu sorgen, 

daß Abgeordnete bei offiziellen Veranstaltungen, vor allem 
unterhalb der Länderebene, die ihnen als Vertretern der 
Legislative im Verhältnis zur Exekutive gebührende Achtung 
erfahren? 

wird im Einverständnis mit dem Herrn Abgeord-
neten Picard schriftlich beantwortet. Hier lautet die 
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Köppler vom 18. Oktober 1968: 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, durch eine ver-
bindliche Regelung dafür zu sorgen, daß Abgeordnete bei offi-
ziellen Veranstaltungen, vor allem unterhalb der Länderebene, 
die ihnen als Vertretern der Legislative im Verhältnis zur 
Exekutive gebührende Achtung erfahren, da dem Bund insoweit 
keinerlei Gesetzgebungs- oder Verwaltungsbefugnisse zustehen. 

Die Bundesregierung ist jedoch bereit, dem Anliegen des 
Herrn Abgeordneten in der Weise Rechnung zu tragen, daß sie 
diese Frage auf einer der nächsten Innenministerkonferenzen den 
Innenministern der Länder unterbreitet mit der Bitte, sich ins-
besondere bei ihren nachgeordneten Gebietskörperschaften dafür 
einzusetzen, daß den Mitgliedern dieses Hohen Hauses auch hei 
Veranstaltungen unterhalb der Länderebene der ihnen gebüh-
rende Rang eingeräumt wird. 

Ich rufe die Frage 34 des Herrn Abgeordneten 
Fritsch auf: 

Ist unter den gegebenen Verhältnissen mit der für das kom-
mende Jahr vorgesehenen Öffnung des Grenzüberganges zur 
CSSR in Bayerisch Eisenstein zu rechnen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 
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Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, seit dem 
Einmarsch fremder Truppen in die CSSR haben sich 
tschechoslowakische Stellen zur Öffnung des Grenz-
überganges Bayerisch Eisenstein nicht mehr ge-
äußert. Es ist daher zur Zeit nicht vorauszusagen, 
ob und wann der Übergang wieder geöffnet werden 
kann. Die deutschen Behörden sind jedoch in der 
Lage, den Übergang jederzeit in Betrieb zu nehmen. 

Vizepräsident Scheel: Eine Zusatzfrage. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
kann es die Haltung der Bundesregierung im Sinne 
einer Beschleunigung der bisher angestellten Be-
mühungen beeinflussen, wenn, wie mir kürzlich 
mitgeteilt worden ist, auf tschechoslowakischer Seite 
die Vermessungen und die damit zusammenhängen-
den Arbeiten für die Grenzöffnung nunmehr fort-
gesetzt worden sind? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, ich kann 
nur wiederholen: von deutscher Seite bestehen über-
haupt keine Schwierigkeiten, die Wiedereröffnung 
dieses Grenzüberganges stattfinden zu lassen. Wir 
haben seit dem 21. August darüber keine Gespräche 
mehr mit tschechoslowakischen Stellen gehabt, und 
ich muß gestehen, Herr Kollege, daß ich es im 
Augenblick auch nicht für zweckdienlich halte, 
solche Gespräche von uns aus zu beginnen. 

Fritsch (Deggendorf) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
glauben Sie, daß unter den obwaltenden Verhält-
nissen damit zu rechnen ist, daß das seinerzeit fest-
gesetzte Ziel, die Grenze am 1. Mai 1969 zu öffnen, 
aus verschiedenen Gründen, die für das Grenzland 
von besonderem Interesse sind, nunmehr doch noch 
erreicht werden kann? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich halte das nicht für 
ausgeschlossen, Herr Kollege. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe die Fragen 35, 
36 und 37 des Herrn Abgeordneten Dr. Müller

-

Emmert auf: 
Welche weiteren Sportleistungszentren sind entsprechend ihrer 

zeitlichen und finanziellen Reihenfolge auf Bundesebene noch 
geplant? 

Wie erfolgt die Zusammenarbeit mit den Sportleistungszentren 
der Bundesländer? 

Durch welche Finanzierungshilfen wurden die bisher in der 
Bundesrepublik Deutschland errichteten Sportleistungszentren ge-
fördert? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Herrn Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler 
vom 18. Oktober 1968 lautet: 

Die derzeitige mit dem Deutschen Sportbund abgesprochene 
Planung des BMI umfaßt den Bau von insgesamt 15 bundes-
zentralen Trainingszentren, die nach dem jeweiligen Stand der 
Bauarten in folgende Gruppen eingeteilt werden können: 

I. Funktionsfähige Trainingszentren: 

Ort Verband 

1. Stuttgart Deutscher Leichtathletik-Verband 
2. Mainz Deutscher Leichtathletik-Verband 
3. Dortmund Deutscher Leichtathletik-Verband 
4. Hennef Deutscher Athleten-Bund 

5. Herzogenhorn Deutscher Ski-Verband 
6. Wiesbaden Deutscher Schützen-Bund 
7. Inzell Deutsche Eisschnellaufgemeinschaft 

Deutscher Rollsport-Bund 

8. Ratzeburg Deutscher Ruder-Verband 

II. Im Bau befindliche Trainingszentren: 

Ort Verband voraussichtliche 
Fertigstellung 

9. Frankfurt Deutscher Turner-Bund 1968/69 
10. Bonn Deutscher Fechter-Bund 1969/70 

11. Warendorf Deutsches Olympiade

-

Komitee für Reiterei und 
Deutscher Verband für 
Modernen Fünfkampf 

1969/70 

12. Hannover Deutscher Tennis-Bund 1968 
13. Duisburg

-

Wedau 
Deutscher Kanu-Verband 1969 

14. Königssee/ 
Berchtesgaden 

Deutscher Bob- und 
Schlittensport-Verband 

1968/69 

III. Noch in der Planung, 
Baubeginn steht unmi ttelbar bevor: 

15. Köln Deuscher Schwimm-Verband 1970/71 

Daneben beteiligt sich der Bund am Ausbau der Leistungs-
zentren in Freiburg und Berlin. Diese Leistungszentren dienen 
der überfachlichen und sportwissenschaftlichen Vorbereitung und 
Betreuung der Hochleistungssportler sowie der Durchführung 
einzelner Zweckforschungsvorhaben. 

Die Bundesregierung ist bestrebt, eine möglichst ganzjährige 
volle Auslastung der Trainingszentren zu gewährleisten, wobei 
es durchaus möglich sein kann und vielfach notwendig sein 
wird, daß eine Trainingsstätte verschiedenen Fachverbänden als 
Trainingszentrum dient. Aus diesem Grund wird zur Zeit von 

der zuständigen Abteilung des Bundesinnenministeriums eine 
Umfrage bei den Sportfachverbänden über den voraussichtlichen 
Bedarf von Trainingszentren in den nächsten 10 Jahren vor-
bereitet. Sollte die Umfrage ergeben, daß über die aufgeführten 
Trainings- und Leistungszentren hinaus weitere bundeszentrale 
Einrichtungen notwendig sind, so wird die Bundesregierung prü-
fen, ob und in welcher Reihenfolge der Bedarf gedeckt werden 
kann. 

Nach den Vorstellungen der Bundesregierung sollten in den 
Trainings- und Leistungszentren auf Länderebene die Talente 
regional zusammengefaßt und gefördert werden. Damit würden 
die regionalen Trainingszentren als natürliche Vorstufe für die 
bundeszentralen Trainingszentren dienen. Die Aufgabe der regio-
nalen Trainingszentren wird vielfach von den Landessportschulen 
wahrgenommen. Zum Teil stehen auch bundeszentrale Sport-
stätten für regionale Aufgaben zur Verfügung, wie z. B. das 
Trainingszentrum für Reiten und Modernen Fünfkampf in 
Warendorf, das Trainingszentrum für Schwerathletik in Hennef, 
das Schwimmzentrum in Köln und das Kanuzentrum in Duisburg-
Wedau. Eine enge Zusammenarbeit zwischen den Trainings-
zentren auf Länder- und Bundesebene ist auch aus methodischen 
Gesichtspunkten notwendig. Sie erfolgt bisher innerhalb der 
Bundessportfachverbände, die die Arbeit ihrer Landesverbände 
zu koordinieren haben. 

Zum Bau von bundeszentralen Trainings- und Leistungszentren 
gewährte die Bundesrepublik bisher Zuschüsse in Höhe zwischen 
331 /3 und 70 % der beihilfefähigen Gesamtbaukosten. 

Die Festsetzung des Bundeszuschusses erfolgte individuell 
unter Berücksichtigung der Finanzkraft des Bauträgers und des 
Bundesinteresses an der Errichtung des Projekts. 

Die Forderung der regionalen Trainingszentren erfolgte im 
Rahmen des Goldenen Plans nach den Richtlinien über die Ver-
gabe von Bundesmitteln zur Spitzenfinanzierung des Baues von 
Turn- und Sportstätten vom 7. Juli 1962, die in der Regel Bun-
deszuschüsse bis zu 20 % der beihilfefähigen Baukosten vor-
sehen. 

Ich rufe die Frage 38 des Herrn Abgeordneten 
Schultz auf: 

Zu welchem Ergebnis haben die Erwägungen geführt, die, laut 
Auskunft des Parlamentarischen Staatssekretärs beim Bundes-
innenministerium vom 21. Juni 1968 im Bundestag, innerhalb der 
Bundesregierung auch mit dem Ziel angestellt werden, Wehr-
pflichtige, die jetzt einen Studienplatz in Aussicht haben, ihren. 
Wehrdienst vorzeitig beenden zu lassen, um es ihnen zu er-
möglichen, ihr Studium ohne einen zusätzlichen Zeitverlust von 
vier Monaten schon mit dem Wintersemester und nicht erst mit 
dem nächsten Sommersemester aufzunehmen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 
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Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Der Herr Bundesmini-
ster der Verteidigung hat durch Erlaß vom 
16. August dieses Jahres angeordnet, daß Abiturien-
ten,  die im Juli 1967 zum Wehrdienst einberufen 
worden sind und die ein Studium oder eine ver-
gleichbare Ausbildung an einer Universität, Tech-
nischen Hochschule, Ingenieurschule oder an einer 
entsprechenden Ausbildungsstätte aufnehmen wol-
len, auf Antrag schon Ende September 1968 vor-
zeitig entlassen werden konnten, sofern das Studium 
oder die vergleichbare Ausbildung nur im Winter-
semester aufgenommen werden kann. 

Mit dieser Sonderregelung sollten die Schwierig-
keiten behoben werden, die für die den Wehrdienst 
ableistenden Studienbewerber bestimmte Fachrich-
tungen durch die Festsetzung des Studienbeginns auf 
das Wintersemester entstanden sind. Ich möchte 
betonen, daß diese Regelung nur für die im Juli 1967 
einberufenen Abiturienten gilt und einer allgemei-
nen Abstimmung der Termine für die Ableistung 
des Grundwehrdienstes mit den Studienanfangster-
minen nicht vorgreifen soll. Insoweit hat die Bun-
desregierung die Kultusminister und Kultussenato-
ren der Länder und den Präsidenten der Westdeut-
schen Rektorenkonferenz gebeten, sich bei den Hoch-
schulen dafür einzusetzen, daß 

— der Studienbeginn ruit den Entlassungsterminen 
der Bundeswehr abgestimmt wird, 

- den Wehrdienst leistenden Studienbewerbern 
durch Zulassungsbeschränkungen keine unangemes-
senen Nachteile entstehen 

und für Wehrdienst leistende Studienbewerber, die 
ihr Studium oder eine vergleichbare Ausbildung 
nach der an manchen Fakultäten geltenden Regelung 
derzeit nur im Wintersemester beginnen können, 
das Sommersemester als Erstsemester eingerichtet 
und anerkannt wird. 

Diese Fragen werden in Kürze in der Kontakt-
kommission behandelt werden, die von der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister der Länder so-
wie der Westdeutschen Rektorenkonferenz einer-
seits und dem Bundesverteidigungsministerium an-
dererseits gebildet wurde. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, kann man Ihrer Meinung nach davon aus-
gehen, daß diese Regelung, die für dieses Jahr prak-
tisch für die im Juli vergangenen Jahres Eingetre-
tenen gilt, diese Regelung, die jetzt vorgenommen 
worden  ist,  auch für die Zukunft wahrscheinlich ver-
wirklicht werden wird, oder wäre das zu weit ge-
gangen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Das wäre in der Tat 
zu weit gegangen, Herr Kollege. Ich habe ausdrück-
lich auf den Sondercharakter dieser Maßnahme hin-
gewiesen. Auf die Dauer kann dieses Problem nur 
durch entsprechende Vereinbarungen mit den Kul

-

tusministern und der Rektorenkonferenz gelöst wer-
den. An sich ist es für die Bundeswehr nicht tragbar, 
daß die .Regelung, die im Interesse der Abiturienten 
diesmal getroffen worden ist, ständig fortgesetzt 
wird. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage, Herr Kollege Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, ich frage Sie, ob ich mich an das Verteidi-
gungsministerium wenden muß, wenn die Regelung, 
die hier vorgesehen war und die Sie hier besprochen 
haben, in der Praxis nicht zur Ausführung gekom-
men ist. Oder betrifft das Ihren Dienstbereich, wenn 
man entsprechende Anfragen zu stellen hat, warum 
dieser Regelung in diesem Jahr nicht stattgegeben 
worden ist? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Die Durchführung die-
ses Erlasses geschieht im Bereich des Verteidigungs-
ministeriums, und wenn im Rahmen dieser Durch-
führung Zweifel aufkommen sollten, würde ich emp-
fehlen, sich an den Bundesminister der Verteidigung 
zu wenden. 

Vizepräsident Scheel: Nächste Frage Herr 
Kollege Dr. Enders. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß es bei Truppeneinheiten eine unter-
schiedliche Interpretation der Unterlagen gab, die 
wehrpflichtige Abiturienten von den Universitäten 
erhielten, so daß mit ein und derselben Unterlage 
bei einigen Einheiten Abiturienten entlassen wur-
den, bei anderen Einheiten nicht? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Darüber sind mir Ein-
zelheiten nicht bekannt. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, falls es ähnliche Maßnahmen in Zukunft 
gibt, von Ihrer Seite aus dazu beizutragen, daß ver-
bindliche Erklärungen der Universitäten auch von 
den Truppeneinheiten anerkannt werden? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Selbstverständlich. Das 
Bundesministerium des Innern wird in Zusammen-
arbeit mit dem Bundesverteidigungsministerium 
dieser Frage gern nachgehen. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage Herr Kollege Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären Sie 
für den Fall, daß das Verteidigungsministerium auch 
in der Zukunft die Regelung des Jahres 1967/1968 
übernehmen würde, bereit, bei der Konferenz der 
Kultusminister dafür einzutreten, daß Abiturienten 
ihre Abiturzeugnisse nicht erst in den ersten Juli- 
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Ott 
tagen, sondern noch in den letzten Junitagen be-
kommen, weil auf diese Weise die Sicherheit gege-
ben wäre, daß sie im Juli eingezogen werden könn-
ten? Dagegen kann in manchen Fällen bei Erteilung 
der Abiturzeugnisse Anfang Juli die Einziehung zur 
Bundeswehr erst im Oktober erfolgen, und die be-
treffenden Abiturienten hängen dann nach Entlas-
sung im März übernächsten Jahres mindestens ein 
halbes Jahr ohne einen Studienplatz in der Luft. 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Herr Kollege, ich hatte 
schon versucht, auf die Frage des Kollegen Schultz 
in dem Sinne zu antworten, daß in der Tat in der 
Richtung, die Sie angedeutet haben, in erster Linie 
eine Lösung des Problems gefunden werden muß 
und daß der Einmaligkeitscharakter der Aktion die-
ses Jahres im Interesse der Bundeswehr unterstri-
chen werden soll. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe auf die Frage 39 
der Frau Kollegin Dr. Diemer-Nicolaus: 

Werden innerhalb der Bundesregierung Telefongespräche ohne 
Wissen und Einwilligung der Teilnehmer auf Tonband aufge-
nommen? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Kollegin, die Frage 
ist mit Nein zu beantworten. Zu dem im Presse- 
und Informationsamt vorgekommenen Ausnahme-
fall, der gestern schon Gegenstand der Aussprache 
hier war, darf ich folgendes erklären. Bei einem 
Ferngespräch zwischen einer Nachrichtenagentur 
und dem Chef vom Dienst des Presse- und Infor-
mationsamtes am 8. August 1968 benutzte dieser 
nach einem Mißverständnis in einem vorangegan-
genen Telefongespräch das in seinem Vorzimmer 
vorhandene Diktiergerät, um den genauen Wortlaut 
seiner Antworten auf die Fragen der Nachrichten-
agentur festzuhalten. Dabei wurden ungewollt auch 
die Fragen aufgezeichnet. Dieses Diktiergerät beim 
Chef vom Dienst dient dazu, zur Weitergabe an die 
Presse bestimmte Durchsagen aufzunehmen. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Frau Kol-
legin. 

Frau Dr. 'Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Staats-
sekretär, Sie sagten eben, das Diktiergerät habe 
ungewollt auch die Antworten aufgenommen. 
Wußte der betreffende Beamte beim Bundespresse-
amt nicht, daß das automatisch die Folge war, wenn 
er das Gerät eingeschaltet hatte? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Selbstverständlich, Frau 
Kollegin. Daß er annahm, es sei ungewollt gesche-
hen, läßt vielleicht darauf schließen, daß er keine 
allzu große Praxis auf diesem Gebiet hat. 

Frau Dr. Diemer -Nicolaus (FDP) : Herr Staats-
sekretär, ist eigentlich Ihre Antwort nicht insofern 
überraschend, als es gar nicht so lange her ist, daß 

das Hohe Haus, und zwar nach einer eingehenden 
Diskussion, extra eine Strafvorschrift geschaffen 
hat, die die Vertraulichkeit des Wortes schützt? 
Sind Ihnen die Beratungen im Sonderausschuß für 
die Strafrechtsreform noch in Erinnerung, wo immer 
wieder als Beispiel angeführt wurde, daß gerade bei 
Telefongesprächen nur im gegenseitigen Einverneh-
men Aufnahmen auf Tonbandgeräte erfolgen dür-
fen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Selbstverständlich, Frau 
Kollegin. Ich wollte mit keinem Wort den Vorfall 
im Presse- und Informationsamt in diesem Zusam-
menhang verteidigen. 

Vizepräsident Scheel: Ist die nächste Frage 
auch schon beantwortet? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Sie ist noch nicht beant-
wortet, Herr Präsident. 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe dann die Frage 
40 der Frau Abgeordneten Dr. Diemer-Nicolaus auf: 

Wer trägt dafür die politische Verantwortung? 

Bitte schön! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Frau Kollegin, der Bun-
deskanzler trägt dafür die parlamentarische Verant-
wortung. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage! 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Staats-
sekretär, wäre der Herr Bundeskanzler auch bereit, 
dahin zu wirken, daß eine Auslegung des Begriffes 
„Öffentlichkeit", wann ein Gespräch „öffentlich" 
und „nicht öffentlich" ist, von allen Behörden und 
Ministerien so erfolgt, wie es den maßgeblichen 
Kommentaren — z. B. dem von Schönke-Schröder —
und der Rechtsprechung entspricht, und daß nicht 
die Auffassung, die gestern von Herrn Staatssekre-
tär Diehl und vorher von Herrn Ahlers in solcher 
Hinsicht vertreten wurde, nachher die Praxis wird? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich bin davon überzeugt, 
daß nicht nur der Bundeskanzler, sondern alle Mit-
glieder der Bundesregierung dafür sorgen, daß die 
Gesetze nicht nur ihrem Wortlaut, sondern auch 
ihrem Sinngehalt nach gewahrt und eingehalten 
werden. 

Vizepräsident Scheel: Wir kommen dann zur 
Beantwortung der Frage 41 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Arndt (Berlin/Köln) : 

Wie viele ausländische Staatsangehörige sind in den Jahren 
von 1958 bis 1967 eingebürgert worden, obwohl sie ihren Wohn-
sitz noch nicht zehn Jahre oder noch nicht fünf Jahre oder noch 
nicht drei Jahre in der Bundesrepublik Deutschland hatten? 
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Vizepräsident Scheel 
Ist Herr Kollege Dr. Arndt im Saal? — Die Frage 

wird von Herrn Kollegen Dr. Arndt (Hamburg) 
übernommen. Das, glaube ich, kann man zulassen, 
obgleich die Übernahme nicht schriftlich vorliegt; 
der Zusammenhang ist erkennbar. 

Bitte schön, Herr Staatssekretär! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: In den Jahren 1958 bis 
1967 sind im Ermessenswege insgesamt 71 897 aus-
ländische Staatsangehörige eingebürgert worden. 
Die über die Einbürgerungen geführten Statistiken 
enthalten keine Aufgliederung nach der Dauer des 
Inlandaufenthalts. Das vorhandene Material ermög-
licht auch keine nachträgliche Feststellung der Zah-
len, nach denen gefragt wird. 

Darf ich die nächste Frage gleich mit beantworten? 

Vizepräsident Scheel: Ich rufe dann die Frage 
42 des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt (Berlin/Köln) 
auf: 

Aus welchen besonderen Gründen ist die Einbürgerung der in 
Frage 41 erwähnten Personen erfolgt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär! 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ähnlich wie in anderen 
europäischen Staaten wird in der Bundesrepublik 
Deutschland von einem ausländischen Einbürge-
rungsbewerber grundsätzlich ein zehnjähriger Auf-
enthalt in Deutschland gefordert. 

Auf die Erfüllung dieses Erfordernisses kann vor 
allem verzichtet werden: 

erstens bei Volksdeutschen sowie bei Bewerbern 
aus dem deutschen Kultur- und Sprachraum, also 
z. B. bei Österreichern, Schweizern oder Südtirolern, 

zweitens bei Bewerbern, die schon früher einmal 
die deutsche Staatsangehörigkeit besessen haben, 

drittens bei Ausländern, die seit mehr als fünf 
Jahren mit einer deutschen Staatsangehörigen ver-
heiratet sind, 

viertens bei minderjährigen Kindern aus getrenn-
ter Ehe einer deutschen Staatsangehörigen mit 
einem Ausländer, 

fünftens bei Bewerbern, an deren alsbaldiger Ein-
bürgerung ein besonderes staatliches Interesse be-
steht, das von einer obersten Bundes- oder Landes-
behörde bestätigt ist. 

Vizepräsident Scheel: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Dr. Arndt (Hamburg). 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, sind Ihnen Fälle bekannt, in denen die Bundes-
länder Einbürgerungen von Personen vorgeschlagen 
haben, die unter den Kreis der Frage 41 fallen, in 
denen aber das Bundesministerium des Innern der 
Einbürgerung widersprochen hat? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Es sind durchaus Fälle  

bekannt, in denen von den zuständigen Landesbe-
hörden Einbürgerungsanträge befürwortet worden 
sind, das Bundesinnenministerium namens der Bun-
desregierung sich allerdings aus Gründen meistens 
des außenpolitischen Interesses der Bundesrepublik 
gegen den Einbürgerungsantrag wenden mußte. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Könnten Sie hierzu 
konkretes Zahlenmaterial dem Bundestagsausschuß 
für Inneres zur Verfügung stellen? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Selbstverständlich sind 
darüber genauere Zahlenangaben möglich, die ich 
gern zur Verfügung stellen werde. 

Vizepräsident Scheel: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Können Sie dem 
Haus ferner Mitteilung darüber machen, ob sich bei 
den von Ihnen genannten Eingebürgerten nachträg-
lich herausgestellt hat, daß es sich bei ihnen um 
Sicherheitsrisiken gehandelt hat? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern: Ich bin nicht ganz sicher, 
Herr Kollege, ob es möglich ist, auf Grund der vor-
handenen Statistiken diese Feststellung zu treffen. 
Ich werde mich aber darum bemühen. 

Vizepräsident Scheel: Noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Haben Sie in Ihrem 
Hause Unterlagen darüber, so .daß Sie uns sagen 
.könnten — nicht hier heute, denn ich nehme an, 
daß Sie das nicht können, aber in den Beratungen 
des Innenausschusses —, ob sich durch eine etwa ein 
oder zwei Jahre dauernde Frist für die Einbürgerung 
die Möglichkeit eines Sicherheitsrisikos ausschlie-
ßen läßt? 

Köppler, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister .des Innern: Wie Sie zu Recht ver-
muten, Herr Kollege, hin ich nicht in der Lage, diese 
Frage hier .auf Anhieb zu beantworten. Ich will ihr 
nachgehen und hoffe, sie beantworten zu können. 

Vizepräsident Scheel: Damit ist die Frage-
stunde beendet. 

Ich gebe noch bekannt, daß Herr Kollege Dr. 
Enders .seine Frage 55 zurückgezogen hat. 

Um  das  Wort gebeten hat jetzt Herr Abgeordne-
ter Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Mündliche Anfrage meines Kolle-
gen Ertl ist von allgemeinem aktuellem Interesse. 
Ich beantrage deshalb eine Aktuelle Stunde und 
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gehe zuversichtlich davon ,aus, daß mein Ersuchen 
von einer ausreichenden Unterstützung getragen 
wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Meine Kollegen, darf 
ich annehmen, daß die Zuversicht des  Herrn Kol-
legen Genscher berechtigt ist? — Ich sehe am Kopf-
nicken auf allen Seiten des Hauses, daß er wie im-
mer seine Zuversicht richtig quantitisiert hat. 

Damit treten wir in  eine 

Aktuelle Stunde 
ein. 

Als erster hat Herr Kollege Ertl das Wort. 

Ertl (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Bundesregierung hat zunächst zur 
Agrarpolitik geschwiegen. Dann haben wir durch 
eine Große Anfrage die Bundesregierung wenig-
stens zu einer Antwort veranlaßt. In der Zwischen-
zeit scheinen innerhalb dieser Bundesregierung viel-
fältige Programme ausgearbeitet zu werden. Dabei 
war für uns sehr interessant, daß der Herr Bundes-
ernährungsminister ein Bekenntnis abgelegt hat, 
nämlich in der Form, daß er sagte, in der Kleinen 
Koalition sei es für den Landwirtschaftsminister 
leichter gewesen, aber weniger erfolgreich. Ich 
glaube, das war eine phantastische Selbstanklage. 
Denn wer es leichter hat und nicht erfolgreich ist, 
hat versagt. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das nehmen wir gern zur Kenntnis. Das beleuchtet 
vielleicht die Situation des Landwirtschaftsministers 
in der Großen Koalition. 

Wir haben aber weiter in unserer Frage die Bun-
desregierung gefragt. Daher würde uns interessie-
ren: was sagt der Bundeskanzler über die möglichen 
Studien und Agrarprogramme? Betrachtet er die 
Studie als eine quantifizierte Ergänzung des Agrar-
programms? Da muß der Kanzler bekennen. Da ge-
nügen nicht Sätze wie vorgestern: „um für unsere 
bäuerliche Bevölkerung die Voraussetzung für eine 
gesicherte und ihr gebührende Zukunft in unserem 
Volke zu schaffen" . Das ist zu wenig. Damit kann 
die Unruhe in der deutschen landwirtschaftlichen 
Bevölkerung nicht beseitigt werden. Hier müßte in 
der Tat einmal regiert werden. Hier wäre in der Tat 
Klarheit und Wahrheit am Platze. 

Aber ich habe das Gefühl, daß — obwohl der Kol-
lege Barzel gestern sagte, es sei zum gegebenen 
Zeitpunkt kein Interesse am Wahlkampf — in die-
ser Frage im Bereich der Großen Koalition der 
Wahlkampf schon begonnen hat. 

(Lachen und Zurufe bei den 
Regierungsparteien.) 

— Kollege Fellermaier, ich wäre an Ihrer Stelle 
sehr traurig; denn ich kann Ihnen sagen, daß Sie 
hier von Ihrem Koalitionspartner im nächsten Jahr 
noch sehr viel erleben werden. Da werden Sie näm-
lich hören, wie gut der Landwirtschaftsminister und 
wie schlecht Ihr Wirtschaftsminister ist. Sie werden 

das draußen im Lande verantworten müssen. Wir 
haben vor Ihnen schon bittere Erfahrungen auf die

-

sem Gebiet gesammelt. Wir sprechen aus Erfahrung. 

(Beifall bei der FDP. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Ich möchte nun aber zu dem konkreten Thema 
etwas sagen. Die Studie des Wirtschaftsministers 
scheint uns mit den Vorstellungen Mansholts in 
Brüssel voll übereinzustimmen. Wenn aber die Vor-
stellungen Mansholts von der Bundesregierung mit 
getragen werden, entspricht diese Studie — davon 
bin ich nach dem, was der Bundesernährungsmini-
ster hier gesagt hat, voll überzeugt — auch den 
strukturpolitischen Vorstellungen dieser Bundes-
regierung. Deshalb darf sich niemand draußen in 
Versammlungen vor der Verantwortung drücken. 

(Abg. Dorn: Sehr gut!) 

Das ist, meine ich, sehr interessant. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Wer erzeugt denn die Unruhe bei den Bauern? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die FDP!) 

Ich könnte hier viele Zitate bringen; aber die Zeit 
erlaubt es nicht. Der Finanzminister hat mit Recht 
gesagt, daß der Wirtschaftsminister, der Ernährungs-
minister und, wie ich meine, auch der Finanzmini-
ster auf diesem Sektor zur Zusammenarbeit ver-
dammt seien. Ich glaube sogar, daß sie in der Zu-
sammenarbeit, zu der sie verdammt sind, dieses ge-
meinsame Konzept gefunden haben. Nur sollte man 
sich draußen nicht der Verantwortung entziehen. 

Ich meine, diese Regierung muß wirklich einmal 
klären, wohin der Weg der deutschen Landwirt-
schaft gehen soll. Es ist nicht richtig, Herr Bundes-
ernährungsminister, wenn Sie sagen: Wir wollen 
den Nebenerwerbsbetrieb beibehalten. In der Stu-
die heißt es nämlich expressis verbis: Der Neben-
erwerbsbetrieb muß verschwinden. Sie können nicht 
dauernd im Bundestag und anderswo herumflun-
kern; das geht nicht, sondern hier müssen klare 
Antworten gegeben werden. 

Diese Bundesregierung muß auch erklären, ob sie 
im Jahre 1980 die Farm oder das Kolchos oder den 
bäuerlichen Familienbetrieb, wenn auch in moder-
ner, kooperativer Form, will. Hier sind klare Ant-
worten erforderlich. Man kann nicht in dieser Form 
ausweichen und in Versammlungen differenzierte 
Erklärungen abgeben. 

Daher fordern wir, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, den Bundeskanzler auf, klar zu sagen, 
welche Vorstellungen er hat und wie die Bundes-
regierung diese Vorstellungen im Rahmen der Zu-
sammenarbeit mit Brüssel oder auch im Gegensatz 
zu Brüssel mit entsprechenden Konsequenzen ver-
wirklichen will. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Kollege Dr. Burgbacher. 
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Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es genügt nicht, die 
agrarpolitischen Probleme damit lösen zu wollen, 
daß man feststellt, der eine Minister habe die Varia-
tion und der andere die Variation, und daraus 
politisch Honig saugen will. Man muß die Agrar-
probleme in einen größeren Zusammenhang stellen, 
um ihnen wirklich gerecht zu werden. 

Tatsache ist, daß der EWG-Markt mit 30 Prozent 
Anteil am Welthandel die größte Handelsmacht der 
Welt ist, während die USA nur einen Anteil von 
15 Prozent haben. Er hat ferner mit 25 Milliarden 
Dollar den größten Besitz an Gold und Devisen, 
während die USA nur die Hälfte davon haben. Ich 
sage das deshalb, weil für die EWG-Entwicklung die 
jetzt so heftig kritisierte EWG-Agrarpolitik eine un-
verzichtbare Voraussetzung war, von der alle Völ-
ker Europas profitiert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Der Aufschwung in der EWG, innerhalb der EWG-
Märkte und außerhalb der EWG-Märkte, war an 
diese Voraussetzung gebunden. Daß bei der Verein-
heitlichung der Preise, eine unverzichtbare Maß-
nahme innerhalb des EWG-Marktes, die deutsche 
Landwirtschaft, die bei Beginn dieser Aktion im gro-
ßen und ganzen gesehen die höchsten Preise in den 
EWG-Ländern hatte, im Interesse des Angleichs be-
sondere Opfer gebracht hat, soll hier und heute 
dankbar anerkannt werden. 90 % der Ernährung der 
EWG-Völker — der Menge nach gerechnet — wer-
den von der EWG-Agrarwirtschaft geleistet. Auch 
diese Zahl mit ihrem Gewicht für alle möglichen 
Gebiete der Politik soll hier heute besonders her-
ausgestellt werden. 

Weiter: Nach der Währungsreform betrugen die 
Kosten für die Ernährung einer vierköpfigen Fami-
lie etwa 45 % des damaligen Einkommens. Sie be-
tragen heute gut 30 % des Einkommens. Bitte führen 
Sie sich das Gewicht dieser Zahlen einmal vor 
Augen: Der Ernährungsaufwand einer vierköpfigen 
Familie, gemessen am Gesamteinkommen, ist um 
ein Drittel gesunken. Stellen Sie sich bitte einmal 
vor, was dieses Drittel umgerechnet auf die Be

-

zieher aller Masseneinkommen ausmacht: ein Viel-
faches der Beträge, die jedes Jahr im Grünen Plan 
stehen. 

Dasselbe ergibt sich aus einem Vergleich, der ja 
wahrscheinlich vielen bekannt ist, der aber hier und 
heute auch in die Erinnerung zurückgerufen werden 
soll; er hängt mit dem zusammen, was ich sagte. 
Wenn wir vergleichen, wieviel Arbeitsminuten für 
den Erwerb der gängigsten Nahrungsmittel 1949 und 
heute aufgewendet werden mußten, ergibt sich, daß 
für das Kilo Mischbrot 1949 23 Minuten Arbeit nötig 
waren und heute 16 Minuten Arbeit aufgewendet 
werden müssen. Die entsprechenden Zahlen betra-
gen für Zucker 58 und 16 Arbeitsminuten, für 5 Kilo 
Speisekartoffeln 37 und 18 Arbeitsminuten, für 
1 Kilo Kotelett 4 Stunden 35 Minuten und 1 Stunde 
41 Minuten, für Butter 4 Stunden 13 Minuten und 
1 Stunde 39 Minuten. 

(Abg. Dorn: Tolles Ergebnis!) 

— Ja, das ist auch ein tolles Ergebnis. Das hätten 
Sie mal machen sollen. Wollen Sie denn behaupten, 
das sei gar nichts? 

(Abg. Peters [Poppenbüll] : Das war doch 
Zustimmung!) 

— Das müssen Sie aber ein bißchen charmanter 
sagen, wenn Sie Zustimmung äußern wollen. 

Die Opfer, die wir im Grünen Plan und beim heu-
tigen Stand in den beiden Brüsseler Fonds aufbrin-
gen, betragen rund 1 % des Bruttosozialprodukts 
in der Bundesrepublik. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, leider ist 
die Redezeit zu Ende. 

(Zuruf von der FDP: Leider!) 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Fünf Minuten? 

Vizepräsident Scheel: Ja. Sie dürfen Ihren 
Gedanken noch zu Ende führen, Herr Kollege. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Ich bedanke mich, 
Herr Präsident. Ich werde mich also straffen. 

(Heiterkeit.) 

Ich bin der Meinung, daß die Richtpreise in der 
EWG laufend überprüft werden müssen und daß 
festgestellt werden muß, ob die Fortschritte in der 
Rationalisierung der Landwirtschaft der allgemeinen 
Einkommensentwicklung entsprechen oder nicht. 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, nur noch 
einen Gedanken; hier war schon ein zweiter ange-
schlossen. Jetzt muß ich Sie wirklich bitten, Ihre 
Rede zu beenden. 

Dr. Burgbacher (CDU/CSU) : Dann rufe ich als 
letzten Satz nur unvollkommen folgendes aus: Die 
Landwirte sollten die Möglichkeit haben, Unterneh-
mer zu werden. Das sollte das Ziel unserer Markt-
struktur und Marktstrukturfondsgesetze sein, und 
die übrige Wirtschaft sollte die Landwirte nicht 
hindern, die Möglichkeit auszuschöpfen, von der 
großen Spanne zwischen Erzeugerpreisen und Ver-
braucherpreisen durch unternehmerische Betätigung 
etwas für sich zu retten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt Herr 
Bundesminister Professor Schiller. 

Dr. Schiller, Bundesminister für Wirtschaft: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Als das Bundeskabinett das von Herrn Kollegen 
Höcherl vorgelegte Agrarprogramm im Grundsatz 
billigte, wurden auch verstärkte Maßnahmen der 
Regionalpolitik für erforderlich gehalten. Da das 
Bundeswirtschaftsministerium für die Regional-
politik zuständig ist, wurden hierüber im Wirt-
schaftsministerium „Überlegungen" angestellt. Mit 
dieser Eigenschaft wurde das Papier in einem An- 
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schreiben an die Kollegen im Agrarkabinett zur 
weiteren Behandlung bezeichnet. Der Sinn der Über-
legungen in diesem Arbeitspapier war ein doppelter. 
Einmal: Das Bundeswirtschaftsministerium will 
große Anstrengungen unternehmen, um die schon 
auf Bundesebene existierende Töpfchenwirtschaft zu 
beenden. Es sind allein sechs Fonds in den verschie-
denen Ressorts bis hin zur Bundesanstalt in Nürn-
berg an diesen Fragen der Regionalpolitik beteiligt. 
Hinzu trat nun der sehr positive und konstruktive 
Vorschlag des Agrarministers im Rahmen des Agrar-
programms, nämlich speziell die Besiedlung der 
ländlichen Räume zu fördern. Dazu kann ich nur 
sagen: Das hat das Bundeswirtschaftsministerium 
auch in der Vergangenheit getan. Es will das aber in 
Zukunft in verstärktem Maße tun. 

Das Arbeitspapier ist also zum anderen ein Papier, 
um dem Agrarprogramm des Herrn Landwirtschafts-
ministers zu helfen. Wenn wir vom Wirtschafts-
minsterium als flankierende Maßnahme Arbeits-
plätze in den ländlichen Räumen schaffen wollen, so 
wollen wir damit in keiner Weise vom Wirtschafts-
ministerium her etwa die Zahl der Landwirte ver-
ringern. Es ist nur unsere verdammte Pflicht und 
Schuldigkeit, Auffangstellungen für die Fälle zu 
schaffen, daß in der Landwirtschaft Freisetzungen 
eintreten. Für die Beeinflussung des Umfanges der 
Freisetzung und damit der Zahl der in der Landwirt-
schaft tätigen Menschen ist allein die Agrarpolitik, 
d. h. das Landwirtschaftsministerium zuständig, nicht 
das Wirtschaftsministerium. 

Nun zu den beiden Hypothesen, die Sie kennen. 
Erstens: Sie sind keine Zielprojektion. Zweitens 
möchte ich grundsätzlich sagen: Die Beamten und 
Experten aller unserer Ministerien, die solche Dinge 
in die Zukunft hinein bearbeiten, fühlen sich ver-
pflichtet, alle Eventualitäten, alle Varianten zu 
durchdenken und dabei auch den ungünstigsten 
Fall ins Kalkül zu ziehen. Eine solche Haltung der 
Beamtenschaft sollte gewürdigt werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zusätzlich zu den beiden erwähnten Hypothesen 
hat das Bundeswirtschaftsministerium inzwischen 
eine Fortschreibung der Projektion des EWG-Aus-
schusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik über 
das Jahr 1970 hinaus vorgenommen. An diesem 
EWG-Ausschuß waren die zuständigen Ressorts der 
Bundesregierung beteiligt. Diese Projektion basiert 
auf der Annahme, daß die Verringerung der Zahl 
der in der Landwirtschaft Tätigen in Zukunft genau 
in demselben Maße erfolgt wie in der Vergangen-
heit. Allein diese Rechnung führt bis 1970, also in 
zwei Jahren, zu einer Verringerung der in der Land-
wirtschaft Tätigen um ca. 160 000 Menschen. 

Wenn wir unter dieser Annahme des EWG-Aus-
schusses davon ausgehen, daß keine zusätzlichen 
Ereignisse eintreten, daß sich die Entwicklung ein-
fach so fortsetzt — eben im Sinne einer simplen 
Trend-Extrapolation —, dann kommen wir im End-
ergebnis in dieser dritten Variante bis 1980 zu einer 
Verringerung der Zahl der Erwerbstätigen in der 
Landwirtschaft um 900 000. 

Meine Damen und Herren! Auch nach dieser 
Variante — ich nenne sie mal die Variante C, von 
diesem Brüsseler Ausschuß abgeleitet — ist im Er-
gebnis, was die Zahl der Freisetzungen betrifft, im-
mer noch erschreckend hoch. Sie ist gegenüber den 
beiden anderen Varianten, die wir in der Frage-
stunde diskutiert haben, zugleich mit einer weit 
schlechteren Pro-Kopf-Entwicklung der Einkommen 
der in der Landwirtschaft Tätigen verbunden. Je-
doch auch die Entwicklung nach dieser dritten 
Hypothese, die ich neben die beiden anderen stelle, 
erfordert von der regionalen Strukturpolitik 
äußerste Anstrengungen, wenn eine ausreichende 
Zahl gut ausgestatteter gewerblicher Arbeitsplätze 
in den ländlichen Gebieten bereitgestellt werden 
soll, — und das für die Zukunft rechtzeitig. 

Eine erfolgreiche Regionalpolitik ist die notwen-
dige Ergänzung einer guten Agrarpolitik. Nur so 
kommen wir — und das ist unser gemeinsames Be-
streben — zu einer Wirtschafts- und Agrarpolitik 
aus einem Guß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt der 
Kollege Dr. Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Meine Damen 
und Herren! In der Manier eines Revolverblattes 
hat die FDP versucht, aus einem Streit um ein 
Papier Schlagzeilen zu machen. 

(Lebhafte Zurufe von der FDP.) 

Ich habe den Eindruck, daß Sie wenig Interesse an 
der Sache selbst haben, denn sonst hätten Sie sich 
nur um die Sache gekümmert und nicht um das 
andere. 

(Anhaltende lebhafte Zurufe von der FDP.) 

Lassen Sie mich dazu einige allgemeine Bemer-
kungen machen! 

(Zurufe von der FDP: Klarheit — Wahrheit!) 

Es erscheint im Streit um dieses Papier allzu vorder-
gründig, wenn man aus Modellrechnungen die 
Schlußfolgerung zieht: da wollen einige Leute 
1,5 Millionen Bauern abschlachten — die es ja in 
der Zahl gar nicht gibt. Auch ich bin über den 
Gang der ganzen Geschichte nicht glücklich 

(Zuruf von der FDP) 

— hören Sie zu, jetzt kriegen Sie es gleich wie-
der —, weil ich weiß, daß es genügend Leute gibt 
— und Sie zähle ich dazu —, die auf der Suche nach 
Wahlschlagern nicht davor zurückschrecken, Hypo-
thesen in Zielvorstellungen umzufälschen. 

(Zuruf von der FDP: Kommen Sie doch 
zur Sache!) 

Wissen Sie, mit einem allgemeinen Palaver und 
allgemeinen Redewendungen rücken wir diesem 
Problem einfach nicht zu Leibe. Wer einmal quan-
titave Aussagen versucht, wer versucht, Entwick-
lungen zu analysieren, der ist doch noch lange kein 
Feind der Landwirtschaft. Das zum ersten. 
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Zum zweiten! Das Agrarprogramm der Bundes-
regierung ist im Grundsatz gebilligt, das unter-
schreiben wir. Aber in einem ganz entscheidenden 
Punkt, nämlich in den regionalpolitischen Erforder-
nissen, waren doch Ergänzungen notwendig, und 
dazu waren hypothetische Überlegungen notwen-
dig, um die Gesamtrechnung zu quantifizieren. Ich 
erinnere nur an den Kollegen Strauß, der damals 
im Sommer bei der Aussprache über dieses Pro-
gramm ausgeführt hat: „Man kann für alles her-
vorragende Rezepte und Programme vorlegen, aber 
solche Vorlagen sind doch nur dann ernsthaft, wenn 
man damit auch nach dein Zeitpunkt der Durchfüh-
rung und Umfang der geplanten Maßnahmen eine 
finanzielle Gesamtschau verbindet." Er hat völlig 
recht. Wer nicht programmieren will, der muß Rech-
nung legen. Diese Projektionen sind sicher Schön-
wetter-Projektionen. Das weiß ich auch. Aber das 
tun wir doch auch an anderer Stelle. Ich gebe nur 
eins zu bedenken: Das Ergebnis dieses Papiers ist 
doch, daß ein Angebot zur Bereitstellung entschei-
dender Mittel zur Verbesserung der ländlichen 
Räume gemacht ist, und diese Chance sollten wir 
ganz real und nüchtern ergreifen. Das Papier ent-
hält so ausgezeichnete konkrete Vorstellungen, daß 
man sich ihrer einfach nicht zu schämen braucht. 

Eine dritte Bemerkung. Der Bundeskanzler hat 
hier vor zwei Tagen davon gesprochen, daß uns 
das Schicksal vieler Bauern — ich meine: aller 
Bauern — sehr am Herzen liege. Aber wenn dem 
so ist, können wir nicht unseren Überlegungen in 
Phrasen Ausdruck geben, sondern müssen die 
Wahrheit sagen, um eben zur Lösung dieser Pro-
bleme zu kommen. 

Im übrigen ist das Ganze nicht neu. Herr Bundes-
minister Schiller hat soeben davon gesprochen, daß 
die Überlegungen schon im EWG-Papier zur mittel-
fristigen Wirtschaftspolitik enthalten sind, und die 
haben auch Sie, meine Damen und Herren von der 
FDP, in diesem Hause zustimmend zur Kenntnis 
genommen. 

(Abg. Ertl: Wo denn? Das ist eine absolute 
Unwahrheit!) 

Eine vierte Bemerkung. In den landwirtschaft-
lichen Organisationen herrscht helle Aufregung, 
natürlich in Nuancen. Aber keiner hat sich wie der 
Kollege Ertl zu der Behauptung verstiegen, daß 
nunmehr die „Liquidation der Landwirtschaft" be-
ginnt. 

(Abg. Ertl: Sicher!) 

Ich erinnere Sie, meine Damen und Herren von der 
FDP, an ein Papier von Anfang der 60er Jahre, an 
das Professorengutachten. Das wurde damals ver-
donnert und verketzert. Proteste waren an der Ta-
gesordnung. Es  war  doch eine schreckliche Zeit. Und 
was hat sich ereignet? Das Papier und die Voraus-
schau sind erfüllt, sogar noch übertroffen worden. 

(Abg. Ertl: Mit Ihrer Hilfe!) 

Nun darf ich mir erlauben, den Verbänden einen 
Rat zu geben. Sie sollten nicht so blind sein wie da-
mals in den 60er Jahren beim Professorenpapier. 
Sie sollten nicht die Nebensachen, sondern die 

Hauptsache sehen, nämlich daß hier ein Beitrag zur 
Entwicklung der ländlichen Räume geleistet wird. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Ohne diese Vorschläge würden diese Räume doch zu 
einem Armenhaus werden. Das wissen wir alle. 

Im übrigen darf ich die Organisation der Land-
wirtschaft noch .an ihr eigenes Papier erinnern, näm-
lich an die Leitsätze zur Strukturpolitik. 

(Glocke des Präsidenten. — Oh-Rufe von 
der FDP.) 

— Bitte noch einen Satz, Herr Präsident! 

Vizepräsident Scheel: Einen Satz, bitte! 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Noch einen Satz 
und einen Rat an die FDP. Machen Sie daraus kei-
nen Wahlschlager! Die Landwirtschaft selber hat 
längst begriffen, daß wir mitten in diesem Umstruk-
turierungsprozeß sind. Sie will nur die  Wahrheit er-
fahren, und darum geht es. 

(Beifall bei der  SPD. — Sehr richtig! bei der 
FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr Kol-
lege Logemann. 

Logemann (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte einen Sachbeitrag leisten 
und damit gleichzeitig das widerlegen, was Kollege 
Dr. Schmidt uns soeben unterstellt hat, nämlich daß 
wir mit unseren Aussagen versuchten, schon Wahl-
propaganda zumachen. 

Punkt eins, die FDP ist zur künftigen Agrarpolitik 
der Meinung, daß die  Abwanderung in  der Landwirt-
schaft vor allem im Rahmen des  Generationswech-
sels weitergehen wind. 

Ein Zweites möchte ich hier mit Nachdruck sagen. 
Wir werden uns gegen eine verstärkte Abwande-
rung aus der Landwirtschaft, ,die ja einer Betriebs-
aufgabe gleichkommt, wenn versucht wird, durch 
Druck auf die landwirtschaftlichen Erzeugerpreise 
bei steigenden Kosten die Menschen von den Höfen 
zu vertreiben. 

Für uns lautet die Kernfrage, Herr Minister Schil-
ler, die beantwortet wenden muß: Wenn Sie davon 
sprechen, daß Sie zu einer Agrar- und Wirtschafts-
politik aus einem Guß kommen wollen, sind Sie 
dann bereit, auch die Landwirtschaft voll 'an der 
Entwicklung innerhalb der konzertierten Aktion zu 
beteiligen? Gilt dann auch für die  Bauern das, was 
Sie tagtäglich an Lohnsteigerungszusagen in anderen 
Bereichen machen? Diese Frage muß beantwortet 
werden. Wer hier ausweicht, der treibt die Bauern 
von den Häfen und vergrößert die Abwanderungs-
quote ins Unermeßliche. 

Ein weiterer Punkt. Die FDP hat sich seit eh und 
je — und das gilt auch für die Zukunft — für die 
Erhaltung der  bäuerlichen Familienwirtschaft einge-
setzt. Wir sind der Meinung, daß diese Familien-
wirtschaften als Betriebsform auch künftig voll wett- 
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bewerbsfähig sind. Wir bejahren — auch das darf 
ich hinzufügen — alle Maßnahmen zur Verbesse-
rung 'der Leistung der Familienwirtschaften. Man soll 
Zusammenarbeit machen, wo sie 'angebracht ist. Wir 
sehen in der Kooperation allerdings kein Allheil-
mittel. Wir sind auch bereit zu folgen, wenn ver-
sucht wird, nun die Infrastruktur zu verbessern, oder 
wenn man sich bemühen will, mehr für die Ver-
stärkung agrarsozialer Maßnahmen zu tun. Wir 
schließen in unsere Forderung aber mit ein die 
Förderung der landwirtschaftlichen Nebenerwerbs-
betriebe. 

Nun eine weitere Kernfrage. Wir halten es für 
unverantwortlich, wenn die Bundesregierung natio-
nal im Alleingang versucht, so weitgehende 
Schrumpfungspläne zu erörtern, wie es hier jetzt 
geschehen ist. Wir meinen, wir können nicht zulas-
sen, daß wir in der Bundesrepublik durch solche 
Pläne, durch solche Vorstellungen zu einer Ver

-ö

dung landwirtschaftlicher Gebiete kommen, und 
gleichzeitig feststellen müssen, daß in den Partner-
ländern dann die Steigerung der landwirtschaftlichen 
Produktion entsprechend weitergeht. Wir sind der 
Auffassung — um das ganz deutlich zu sagen —: 

nicht leere Kuhställe bei uns und gleichzeitig neue 
Ställe mit mehr Kühen in Frankreich oder in Hol-
land! Wir sind weiter der Auffassung, daß auch hier, 
wenn man etwas in den Griff bekommen will, die 
gewerbliche und die  industrielle Massentierhaltung 
mit in den Griff genommen werden muß, die zu-
sätzlich ,die landwirtschaftlichen Erzeuger aus der 
Produktion verdrängt. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, Herr Minister 
Höcherl, ist für uns, daß wir verlangen müssen, daß 
die Mittel, die für diese Rezepte, die Sie andeuten 
und die hier erörtert werden, eingesetzt werden, 
nun auch konkret im Etat ausgewiesen werden. Der 
Herr Bundeskanzler hat vorgestern davon gespro-
chen, er habe zur Lösung agrarpolitischer Fragen 
kein Zauberrezept. Ich habe den Eindruck, Herr 
Minister Höcherl, Sie haben eins. Wenn ich an Ihre 
Bemühungen denke, den Bauern im Etat Geld anzu-
dichten, das sie gar nicht bekommen, dann kann ich 
wohl sagen, Sie sind ein Meister der Schwarzen 
Magie. 

(Heiterkeit.) 

Nun ein letzter Punkt. Politisches Ziel der FDP 
— hier muß ich Herrn Schiller widersprechen — ist 
und bleibt für uns die Erhaltung möglichst vieler 
selbständiger Existenzen auf dem Land. Nicht so 
wenig, sondern so viel wie möglich an Selbständi-
gen in der Landwirtschaft, im Handwerk, in Handel 
und Gewerbe. Herr Minister Schiller, wenn ich bei 
Ihnen Bilanz mache und mir die Kosten vorstelle, 
die Ihr Programm erfordert, dann komme ich zu dem 
Ergebnis, daß solche Überlegungen, wie Sie sie für 
die Zukunft anstellen, volkswirtschaftlich, gesamt-
wirtschaftlich keinen Gewinn bedeuten. Wir müssen 
also rigorose Schrumpfungspläne, wie sie Herr 
Schiller vorgelegt hat, ablehnen. Ich bin aber auch 
genauso der Meinung — das möchte ich vor allen 
Dingen Herrn Dr. Schmidt sagen —, daß es not-
wendig ist, auch andere Pläne europäischer Soziali-
sten — ich denke an Herrn Mansholt  — mit der 

gleichen Deutlichkeit abzulehnen und sie nicht 
irgendwie als Evangelium anzusehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. 

Höcherl, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In der gebotenen 
Kürze, die dem Ritual dieser Stunde entspricht, 
einige Bemerkungen. 

Herr Kollege Ertl, wenn ich gesagt habe, in der 
Kleinen Koalition war es leichter, dann deswegen, 
weil die FDP bekanntlich aus zwei Polen besteht. 
Einmal aus einem altliberalen Wirtschaftspol und 
aus einem altkonservativen, altmodischen Agrarpol. 
Dazwischen konnten wir eine recht gute CDU/CSU-
Politik machen. 

(Große Heiterkeit. — Zurufe von der FDP.) 

Unsere Auffassungen über die Agrarpolitik sind 
mündlich und schriftlich seit geraumer Zeit in dem 
Agrarprogramm niedergelegt, das Sie selbst sogar 
anerkennen mußten. Daß auch in diesen Fragen 
regiert wird, werden Sie in wenigen Tagen erfahren. 
Ich werde zu all den maßgebenden Punkten, die wir 
uns damals vorgenommen hatten — und zwar des 
Marktstrukturgesetzes, des Vermarktungsförde-
rungsgesetzes, Sonderprogramme in Problemgebie-
ten, Verbesserung der Altershilfe, Rente für Land-
abgabe, Zuschüsse für Landabgabe und Zuschüsse 
zu den Ausführungskosten der Flurbereinigung 
usw. —, Gesetzesvorlagen und Richtlinien vorlegen, 
über die das Agrarkabinett spätestens in 14 Tagen 
befinden wird. Dann ist Ihr Bedarf an Regierungs-
leistungen vielleicht erfüllt. 

Zu den Vorstellungen Mansholts will ich Ihnen 
etwas sagen. Man macht immer wieder den Ver-
such, Mansholt in die Diskussion dieses Hauses zu 
bringen. Ich darf Ihnen folgendes sagen. Mansholt 
hat Vorstellungen entwickelt. Ein Teil entspricht 
denen, die wir im Agrarprogramm niedergelegt ha-
ben. Die anderen werden von der Kommission zur 
Zeit entschieden. Dann wird Zeit und Gelegenheit 
sein, daß wir uns darüber unterhalten. Im übrigen 
darf man auch ein Anliegen nicht übersehen, das 
Mansholt vertritt, wenn er auch Lösungen vor-
schlägt, die wir nicht teilen, nämlich die Frage, wie 
man die landwirtschaftliche Bevölkerung am Wo-
chenende an den sozialen Errungenschaften und an 
all diesen Dingen mehr beteiligen kann. Das ist eine 
menschliche Frage allerersten Ranges. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dafür brauchen wir Lösungen, die nicht in gigan-
tischen Betrieben, aber in anderen Formen gefunden 
werden müssen, weil wir nämlich sonst keine Land-
wirte mehr kriegen, die sich dieser Arbeit aussetzen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Was die Unruhe bei den Landwirten betrifft, Herr 
Kollege Ertl, so habe ich den Verdacht, Sie hätten 
dazu beigetragen. 
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Nur ein Wort zu den bäuerlichen Familienbetrie-

ben. 
(Zuruf des Abg. Ertl.) 

— Zum zehnten — und zum zwanzigstenmal wieder-
hole ich es. Es ist ja nicht der Wissensdurst, der Sie 
plagt, daß Sie immer wieder die Frage stellen, ob 
wir zu bäuerlichen Familienbetrieben stehen oder 
nicht; 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

das ist so oft erklärt worden. Wir sind sogar der 
Meinung, der der bäuerliche Familienbetrieb we-
gen seiner Elastizität, seiner Anpassungsfähigkeit 
und seiner Fähigkeit zu Dienstleistungen, zu denen 
ja heute viele Produktionszweige gehören, ganz be-
sonders geeignet ist. Auch westliche Erfahrungen 
— in Amerika — zeigen, daß er eine bedeutsame 
Zukunft hat, aber im Rahmen steigender Einkom-
men, wie wir das haben wollen. Ich bin bereit, das 
auf Anforderung noch einmal zu wiederholen, 
schriftlich und mündlich. Ich habe das schon x-mal 
getan. 

. Zu dem, was der Kollege Burgbacher ausgeführt 
hat. Ich bin sehr dankbar, daß gerade von dieser 
Seite einmal die Leistungen auch der EWG-Agrar-
politik für die Integration dargestellt werden. Meine 
Damen und Herren, die Forderung nach europäischer 
Zusammenarbeit, nach europäischer Kooperation ist 
sehr einfach zu stellen. Man kann heiße Liebes-
schwüre ablegen, man muß aber etwas tun. All die 
bisherigen platonischen Erklärungen helfen über-
haupt nichts. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die ersten konkreten Ansätze sind in der Agrar-
politik geschaffen worden. Wenn sich die Ge-
schichtsschreibung einmal mit dieser Phase befaßt, 
wird es heißen: Das war das Beförderungsmittel — 
wenn es überhaupt zu einer Integration kommt —, 
das diese entscheidende Phase getragen hat. Nun 
kommt der berühmte Maßstab: All diese Dinge ent-
sprechen nicht der Weisheit. Meine Damen und 
Herren, der Maßstab der Weisheit ist dem Sterb-
lichen weithin versagt. Auf praktische Ergebnisse 
kommt es an, und die hätte man eigentlich von an-
deren Bereichen erwarten müssen, die integrations-
fähiger sind. 

Man sollte bei dieser Gelegenheit einmal eine 
Rechnung aufstellen, was die Landwirtschaft gelei-
stet hat,' was ihr an Opfern zugemutet worden ist, 
was für einen europäischen Beitrag sie erbracht hat 
und wer dabei recht gut abgeschnitten hat und es 
gern vertuschen will. Das sind in Ihren Kreisen sehr 
viele. Sie müssen das im eigenen Bereich zwischen 
dem stockkonservativen, altmodischen Landwirt-
schaftsflügel und dem altliberalen Flügel austragen; 
das wird eine interessante Rechnung ergeben. 

Nun, Herr Logemann — damit möchte ich auch 
schon schließen —, zu Ihren Darstellungen und 
Punktationen. Ich bin mit Ihnen der Meinung, daß 
das Wesentlichste im Generationenwechsel ge-
schieht. Wir brauchen die Mischung zwischen .Groß-, 
Familienbetrieben und den Zu- und Nebenerwerbs-
betrieben, wie wir das angesichts unserer Bevölke-
rungsstruktur, unserer Siedlungsstruktur, unserer 

Knappheit an Boden und aus vielen anderen Grün-
den immer wieder verlangen, aber im ständigen 
Fluß und in der ständigen Entwicklung, die im we-
sentlichen auch generationenmäßig gesteuert wird. 
Wir wollen bei den Älteren, bei den mittleren Jahr-
gängen und bei den Jüngeren ansetzen. Wir wollen 
ihnen bei ihren eigenen Entschlüssen, dort zu blei-
ben und die Landwirtschaft ergänzend, aber extensiv 
zu führen, um eine volle Existenz zu haben, helfen, 
ohne jemanden zu zwingen oder irgendwie zu etwas 
zu veranlassen, was nicht seiner eigenen freien 
Entscheidung entspricht. 

Verstärkte Abwanderung: kein Mensch spricht 
davon. 

Erzeugerpreise: Meine Damen und Herren, die 
Erzeugerpreise sind eine wichtige Sache für das Ein-
kommen des Landwirts. Wir bemühen uns, wo es 
überhaupt nur geht, eine Anpassung nach vorn zu 
erreichen. Aber wir haben dabei auch mit dem Ver-
braucher, mit der mangelhaften Elastizität des Ver-
brauchs zu rechnen. Das sind die Komponenten, die 
bei der Preisbildung mitsprechen. 

Volle Teilnahme an der Entwicklung ist nicht nur 
eine gesetzliche Pflicht, sondern ist auch unsere 
politische Absicht. 

Was die Konzertierte Aktion betrifft: In der Kon-
zertierten Aktion wird nicht entschieden. Entschie-
den wird nach den Richtlinien des Bundeskanzlers 
im Bundeskabinett, und diese Entscheidungen gehen 
in die Konzertierte Aktion, um dort in weiteren Be-
reichen um Verständnis für sie zu werben. Auch ich 
hätte es mir gewünscht, daß die Landwirtschaft be-
teiligt wäre, und zwar institutionsmäßig. Man sollte 
sie zumindest beiziehen, nachdem das Gesetz die 
Ausdehnung auf die Landwirtschaft nicht vorgesehen 
hat. 

Was die Frage des Alleingangs im nationalen 
Strukturbereich betrifft, — meine Damen und Her-
ren, ich weiß nicht, ob dieser Alleingang, den wir in 
ganz moderner Weise versuchen, nicht befruchtend 
auf die Absichten der Kommission wirkt. Ich habe 
Meldungen und Informationen darüber, daß unsere 
Überlegungen strukturpolitischer Art weitgehend 
auch in der Kommission Anklang gefunden haben. 
Auf diese Weise hätten wir einen wichtigen Beitrag 
für eine gemeinsame europäische Strukturpolitik in 
nationaler Verantwortung geleistet. So wollen wir 
das haben. 

Was die Problematik der Massentierhaltung be-
trifft, stimme ich Ihnen zu, Herr Logemann. Die 
Dinge sind so, daß unsere Rechtsordnung die Lö-
sungsmöglichkeiten, die wir angestrebt haben, nicht 
bietet. Es ist die deutsche Delegation, die mit zu-
nehmendem Erfolg ihre europäischen Partner für 
dieses Problem zu interessieren weiß. 

(Abg. Dr. Barzel: Sehr wahr!) 

Zum erstenmal sind auch von Partnerstaaten, die 
sich bisher strikt ablehnend verhalten haben, zu-
stimmende und freundliche Äußerungen gekommen. 
Das Problem ist nicht ganz so einfach. 

Von „Schrumpfungsplänen" kann überhaupt nicht 
die Rede sein. Wir haben eine dynamische und in 
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ständiger Fortbildung befindliche Wirtschaft. In 
allen Bereichen haben wir Entwicklungen, die sich 
im Endergebnis dadurch rechtfertigen müssen, daß 
sie den beteiligten Menschen ein besseres Einkom-
men und eine bessere Situation verschaffen. Das 
ist die Aufgabe jeder Art von Politik und auch der 
Agrarpolitik, nicht etwa, irgendwelche Garantien 
für alle möglichen Einheiten und für alle möglichen 
Erscheinungen aus der Vergangenheit zu geben. 
Welche besseren Einkommenschancen und welche 
soziale Besserstellung können wir der landwirt

-

schaftlichen Bevölkerung bieten? Das ist die Auf-
gabe. Dabei ist — und das muß man gerechterweise 
sagen — auf dem Bildungssektor mit diesem breit-
gefächerten, bis in das letzte Dorf hineinreichenden 
Angebot an Bildungsmöglichkeiten so unendlich 
viel geschehen, daß man diesen Punkt nicht außer 
acht lassen darf. Er ist vielleicht sogar wichtiger 
als irgendeine ständig wiederholte und dadurch 
nicht glaubwürdigere Forderung, die von Ihrer 
Seite aus verständlichen Gründen in diesem letz-
ten Jahr der Legislaturperiode erhoben wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat Herr Kol-
lege Struve. 

Struve (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, es ist niemand im 
Hohen Hause, der vorausschauend den ungeheuren 
Strukturwandel richtig eingeschätzt hat, der uns 
in den zurückliegenden zehn Jahren in unserer 
modernen Industriegesellschaft begleitet hat. Es ist 
deshalb, Herr Professor Schiller, auch sehr gefähr-
lich und für die Betroffenen lebensgefährlich, wenn 
man im voraus in Zahlen abschätzt, was sich in den 
nächsten zehn Jahren vollziehen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordneten 
der FDP.) 

Keiner von uns — und die Betroffenen am wenig-
sten — wird Entwicklungstendenzen ausweichen, die 
die moderne Gesellschaft nun einmal mit sich bringt. 
Wir dürfen aber auch nicht vergessen, daß die 
Agrarpolitik im Rahmen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft sehr stark von politischen Ent-
scheidungen, auch dieses Hohen Hauses und der 
Bundesregierung, mit bestimmt wird. Das bedeutet, 
daß sich dieser Strukturwandel wahrscheinlich be-
schleunigt statt verlangsamt; das bedeutet, daß 
die Landwirtschaft, die aus selbständigen wirtschaft-
lichen Unternehmen besteht, in ihrer Existenz be-
sonders gefährdet ist. Der Lohn ihrer. Arbeit, die 
Preise, werden im Rahmen der EWG bestimmt. Auf 
der anderen Seite aber, weil wir in der Gemein-
schaft ein Hochpreisland sind, werden unsere Kosten 
durch nationale Entwicklungstendenzen eindeutig 
eine Richtung nach oben anzeigen. 

Herr Minister Schiller, was die Veröffentlichun-
gen und Äußerungen aus Ihrem Hause angeht, so 
wird keiner Ihren Mitarbeitern das Recht bestreiten, 
die Dinge im voraus zu errechnen und zu kalkulie-
ren. Aber täuschen wir uns nicht: bei den Betrof-
fenen — und das gilt für die deutsche Landwirtschaft 

— entsteht dadurch der Eindruck, daß die Landwirt-
schaft auf der Einnahmeseite mit ihren Preisen 
unter einen politischen Druck gesetzt wird, den wir 
bestimmen, und daß sie umgekehrt auf der Kosten-
seite, die für den Unternehmer nicht minder wichtig 
ist, in Zielvorstellungen hineingezogen wird, die von 
einer fast automatisch im voraus berechneten all-
jährlichen Lohn- und Gehaltssteigerung begleitet 
werden. Hier die Enden zusammenzubringen, das ist 
für die Betroffenen so ungeheuer schwer. 

Deshalb würde ich sagen: Das Gefährliche an die-
ser Studie ist in der Fragestunde bereits von unse-
rem Bundesernährungsminister und durch weitere 
Beiträge beleuchtet worden. Blicken wir nach vorn; 
seien wir uns gemeinsam darüber im klaren, daß 
ein Überbetonen der Strukturpolitik Gefahren in 
sich birgt, daß von dem Geschehen in der deutschen 
Landwirtschaft und den in ihr schaffenden und le-
benden Menschen eine Preis-, eine Handels- und eine 
Marktpolitik, so wie sie auch für alle anderen übri-
gen Wirtschaftszweige gilt, nicht zu lösen ist und 
daß wir die Chancen dort nutzen müssen, wo sie ge-
geben sind. Sie sind in einzelnen Bereichen gege-
ben. Die EWG-Marktordnungen sind — genau wie 
Anfang der 50er Jahre die Marktordnungen in deut-
scher Zuständigkeit —, weil sie Kompromisse der 
Sechs sind, nicht auf einen Wurf gelungen. Wie 
könnte es auch anders sein? Nicht einmal auf der 
nationalen Ebene war es uns gelungen. 

Wir müssen also die Bundesregierung bitten, ja 
wir müssen als Parlament darauf dringen und die 
Bestrebungen des Europaparlaments mit stützen, 
daß man im Rahmen der Kommissionsvorschläge — 
und in Verbindung damit beim Gegenstück im Mini-
sterrat — dort zügiger und schneller Korrekturen 
vornimmt, wo sie zwingend notwendig und nach-
weisbar richtig sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Und ein Weiteres: Vergessen Sie bei diesen 
Überlegungen nicht, daß Sozial- und Bildungspolitik 
ebenso wichtige Bestandteile wie die Strukturpoli-
tik sind. Nur durch das Zusammenwirken aller wird 
der Weg nach vorn für die Betroffenen und für unser 
Volk gangbar sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ravens. 

Ravens (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Zunächst, so glaube ich, muß man in Er-
innerung rufen, daß die Studie des Bundeswirt

-

schaftsministeriums die Überschrift „Entwurf eines 
neuen regionalen Förderungsprogramms" trägt und 
nicht die Überschrift „Entwurf eines Agrarpro-
gramms". Ich glaube, daran muß man an dieser 
Stelle erinnern. 

Nun ein Zweites zu Ihnen, Herr Kollege Ertl — 
ich sehe ihn gar nicht mehr — —

(Zuruf : Er sitzt ganz vorn!) 
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Ravens 
— Entschuldigung. Ich muß sagen, für diese Fragen, 
von denen Sie sagten, daß sie Lebensinteressen der 
deutschen Landwirtschaft berührten, scheint mir das 
Interesse bei der FDP doch nicht sehr groß zu sein. 
Schauen Sie sich einmal um! 

(Zuruf von der FDP: Der Schein trügt!) 

Ich meine, dieses Hohe Haus und die Bundesregie-
rung dürfen nicht in den Verdacht kommen, zu 
handeln wie die weisen Affen: nichts hören, nichts 
sehen und nichts sagen. Wer von uns hat es noch 
nicht erlebt, daß er draußen auf dem Lande in Ver-
anstaltungen in landwirtschaftlichen Gebieten ge-
fragt wird, immer wieder drängend gefragt wird: 
Wie geht es eigentlich weiter? Wir wollen von 
euch die Wahrheit wissen, damit wir uns auf die 
Entwicklung einstellen können! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vor dieser Wahrheit dürfen wir nicht zurückschrek-
ken. Wir müssen mindestens so weit, als wir 
schauen können, den Menschen sagen: So etwa 
kann sich die Entwicklung ergeben. 

Meine Damen und Herren, wir sind gefragt wor

-

den, und wir haben Antwort zu geben. Wir haben 
auch Antwort zu geben auf die Leitsätze zur Struk-
turpolitik, die der Deutsche Bauernverband am 
15. Juni dieses Jahres herausgegeben hat. Da heißt 
es: 

Ziel der Strukturpolitik muß es sein, den Be-
triebsleitern, ihren Familienangehörigen und 
den Landarbeitern eine sichere Existenz im 
ländlichen Raum zu ermöglichen. Es ist nicht 
entscheidend, ob diese Existenz in landwirt-
schaftlichen Voll-, Zu- oder Nebenerwerbs-
betrieben oder auch außerhalb der Landwirt-
schaft gefunden wird. 

Soweit die Forderung des Deutschen Bauernverban-
des. 

Wie ist die augenblickliche Situation? Seit 1950 
sind 2 Millionen Menschen aus der Landwirtschaft 
ausgeschieden, allein von 1956 bis 1965 1,4 Mil-
lionen, ohne ausreichende Umstellungshilfen, mit 
unzureichenden Umschulungshilfen und mit nicht 
ausreichenden Auffanghilfen im sozialen Bereich. 
In der Rezession des vergangenen Jahres haben wir 
die Folgen erlebt. In Heide, in Leer, in Deggendorf 
und in Passau haben wir weit über das Normalmaß 
hinausgehende Arbeitslosenzahlen von 19 %  und 
20 %  gehabt. Ein Großteil dieser Arbeitslosen 
waren ehemalige freie Bauern und ehemalige Land-
arbeiter, weil sie mit unzureichender Ausbildung 
keine Chancen hatten, in einen neuen Beruf hinein-
zukommen, und weil sie bei der unzureichenden 
Ausstattung von gewerblichen Arbeitsplätzen in 
diesen Räumen keinen sicheren Arbeitsplatz finden 
konnten. 

Der Prozeß des Abwanderns geht weiter. Ich 
glaube, darüber können wir uns nichts vormachen. 
Die ökonomischen Verhältnisse werden stärker 
sein. Da helfen uns keine Sprüche weiter, daß in 
Deutschland jeder Bauer bleiben könne, der Bauer 
bleiben wolle. Dieser Spruch ist sogar gefährlich, 
weil er den, der unter dem Druck der Verhältnisse 

ausscheiden muß, zu dem Selbstschuldigen stempelt, 
um den wir uns dann angeblich nicht mehr zu küm-
mern brauchen. 

Wir begrüßen es deswegen, daß sich das Bundes-
wirtschaftsministerium Gedanken über die zukünf-
tigen möglichen Entwicklungen gemacht hat. Hier 
sind Hypothesen aufgestellt worden, und ich habe 
den Eindruck, daß wir hier über Nebensachen strei-
ten, ohne zu sehen, was denn dieses Programm be-
deutet. 

Hier wurde von der FDP gesagt, dieses Programm 
beinhalte, daß 1,4 Millionen Menschen ausscheiden 
würden. Es sei ein Schrumpfungsplan. Meine Damen 
und Herren von der FDP, dieses Programm beinhal-
tet, daß jährlich in landwirtschaftlichen, in länd-
lichen Gebieten 20 000 neue gewerbliche Arbeits-
plätze geschaffen werden sollen. 

(Beifall.) 

Dieses Programm hat zum Inhalt, daß unter einem 
Aufwand von etwa 330 Millionen DM jährlich in 
den Gemeinden und Städten im agrarstrukturellen 
Raum eine Förderung von Bildungseinrichtungen, 
von Fortbildungseinrichtungen, eine Förderung der 
Abwasserbeseitigung, eine Förderung der Infra-
strukturmaßnahmen in diesem Bereich möglich ge-
macht werden sollen. Mit diesem Programm kann 
und soll erreicht werden, daß die Voraussetzungen 
für das Leben der Menschen im ländlichen Raum 
allgemein verbessert werden. Ich glaube, das muß 
man hier einmal in Erinnerung rufen. 

Wir sind dem Bundeswirtschaftsminister dafür 
dankbar, daß er sich Gedanken über die zukünftige 
Entwicklung unserer unterentwickelten Gebiete ge-
macht hat. Das haben alle Fraktionen dieses Hau-
ses am 19. Januar 1968 in der Strukturdebatte von 
ihm verlangt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat der Abge-
ordnete Peters. 

Peters (Poppenbüll) (FDP) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir sind für eine sinn-
volle Agrarstruktur- und auch für eine sinnvolle 
Regionalpolitik, die zu einer modernen ländlichen 
Struktur führt. Sie bedarf aber gleichzeitig einer 
Finanzierung. Wir wissen seit der heutigen Debatte, 
daß das Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten und das Kabinett Zielvorstel-
lungen haben und das Wirtschaftsministerium eine 
Studie und Hypothesen erstellt hat. 

Ich stelle aber fest, daß für all das weder im Haus-
halt 1969 noch in der mittelfristigen Finanzplanung 
Geld zur Verfügung gestellt worden ist. Das scheint 
das Entscheidende zu sein. Der Finanzminister hat 
gestern gesagt, daß zusätzlich 265 Millionen DM für 
das Höcherl-Programm bereitgestellt werden. Es ist 
aber festzustellen, wenn man einen Querschnitt 
durch den Agrarhaushalt macht, daß die Agrarstruk-
tur im Vergleich des Jahres 1969 zu 1968 um 292 
Millionen DM gekürzt wird und daß beim Küsten-
schutz dazu noch um 52 Millionen DM gekürzt wird. 
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Peters (Poppenbüll) 

Das sind zusammen 344 Millionen DM Kürzungen, 
denen 265 Millionen DM für das Höcherl-Programm 
gegenüberstehen. Aus den letzten Jahren ist fest-
zustellen, daß die Strukturpolitik 1967 noch mit 
1,6 Milliarden DM gefördert wurde, 1968 mit 1,4 Mil-
liarden DM gefördert wird und 1969 mit 1,1 Milliar-
den DM gefördert werden soll. Das ist also eine 
völlig abfallende Linie. 

Wenn Sie die mittelfristige Finanzplanung neh-
men, dann sehen Sie, daß das Gesamtvolumen des 
Agrarhaushalts 1969 5,5 Milliarden DM, 1970 5,1 Mil-
liarden DM, 1971 4,9 Milliarden DM und 1972 5,2 Mil-
liarden DM beträgt, — bei laufend steigenden Be-
trägen für die EWG- Agrarpolitik und folglich fal-
lenden Beträgen für innerdeutsche Maßnahmen! 

Ich weiß also nicht, woher die Regierung, das Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und das Bundesministerium für Wirtschaft 
die Erwartung hernehmen, daß in den nächsten Jah-
ren für Regionalmaßnahmen und für agrarstruktu-
relle Maßnahmen mehr Geld vorhanden sei.  1970 
werden 1,03 Miliarden DM EWG-Anpassung wegfal-
len, und dafür wird ein Plus von 770 Millionen DM 
als Höcherl-Plan vorhanden sein. Diese EWG-An-
passung, die wegfällt, erstreckte sich bisher auf 
Landarbeiterwohnungsbau, Investitionsbeihilfen, 
Altershilfe, landwirtschaftliche Unfallversicherung 
und Rationalisierung der Vermarktung. Ich glaube 
nicht, daß Sie, wenn diese Positionen wegfallen, in 
der Lage sind, sie durch andere Haushaltsmittel 
wieder aufzufüllen. Das bedeutet, daß Sie für zu-
sätzliche Agrarmaßnahmen keine Mittel haben, we-
der im Haushalt 1969, noch in der mittelfristigen 
Finanzplanung. 

So wird Ihr Programm, sei es die Studie von Herrn 
Schiller, sei es das Programm von Herrn Höcherl — 
das ja die Genehmigung des Kabinetts erfahren 
hat —, zu einem Plan ohne bereitgestelltes Geld. Das 
ist für uns alle das Bedauerliche. Wenn Sie noch auf 
die weitere Planung von Herrn Schiller hinauswol-
len, die Agrarstruktur in der Weise zu verändern, 
daß Sie zu 30- bis 60-ha-Betrieben kommen: dann 
brauchen Sie in zehn Jahren 120 bis 150 Milliarden 
DM. Das wären 8 bis 10 Milliarden DM im Jahr. Hin-
zu kommen die zusätzlichen Maßnahmen für die 
Regionalstruktur, wie es eben von Herrn Ravens ge-
sagt wurde, die 330 Millionen DM im Jahr erfordern, 
für das Altersruhegeld 850 Millionen DM, für die 
Nachversicherung 730 Millionen DM und für die 
Pendlerhilfe 30 Millionen DM, also noch einmal 
2 Milliarden DM. Herr Ravens, für all diese Projekte 
ist weder im Haushalt noch in der mittelfristigen 
Finanzplanung Geld vorhanden. Das müssen Sie 
erst bereitstellen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt Herr 
Kollege Röhner. 

Röhner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Niemand bedauert mehr als ich 
— nach den Ausführungen des Herrn Kollegen 
Peters —, daß auch mir natürlich nur die fünf Minu

-

ten zur Verfügung stehen können. Es ist einfach 
nicht möglich, in fünf Minuten auf dieses schimmern-
de Zahlenwerk von Herrn Peters sachlich und aus-
führlich genug einzugehen. 

Ich darf mich vielleicht auf die Bemerkung be-
schränken, Herr Kollege Peters, daß fernab von der 
Richtigkeit und Unrichtigkeit Ihrer Auf- und Ab-
rechnung es entscheidend sein dürfte, daß im Agrar-
programm der Bundesregierung und im Haushalt 
1969 vorgesehen ist, eine Reihe von Maßnahmen 
zu finanzieren, und daß es auf unsere Arbeit — auf 
die Arbeit des Haushaltsausschusses und des Parla-
ments — ankommen wird, bei diesen Maßnahmen — 
so  da sind Vermarktungsförderungsgesellschaft, 
Marktstrukturgesetz, Sonderprogramm für die Pro-
blemgebiete, Verbesserung der Altershilfe, Rente 
für die Landabgabe und—und—und — aus jenen 
zusätzlich zur Verfügung gestellten 265 Millionen 
DM im Haushaltsjahr 1969 eben das Optimale zu 
machen. Ich bin der Meinung, es ist ein Ansatz, und 
es ist ein guter Ansatz. So weit zu den Ausführun-
gen von Herrn Kollegen Peters. 

Lassen Sie mich nunmehr auch zu der sonstigen 
Debatte noch einige Bemerkungen machen. Es ist 
in der Tat so, daß in den letzten Wochen und 
Monaten so etwas wie eine agrarpolitische Kulmina-
tion in der Diskussion stattfindet: Mansholt-Pro-
gramm, Agrarprogramm der Bundesregierung, auch 
Höcherl-Programm genannt, und nun die Arbeits-
studie vom Bundeswirtschaftsminister Schiller. Ich 
habe den Eindruck, daß alle diese Papiere und diese 
Programme im Letzten darauf hinauslaufen, daß nach 
einer echten Alternative gesucht wird zwischen der 
Preispolitik, der Strukturpolitik und der Sozialpoli-
tik. 

Lassen Sie mich, weil das heute der Anlaß zu der 
Aktuellen Stunde war, ein paar ganz kurze Bemer

-

kungen zu dieser Arbeitsstudie des Bundeswirt-
schaftsministers machen. Ich stehe nicht an, ausdrück-
lich zu sagen, Herr Wirtschaftsminister: ich war 
nahezu erlöst, daß nun endlich aus Ihrem Haus auch 
in Richtung Landwirtschaft Pläne und Gedanken 
über Entwicklungen gepflogen werden, die doch 
erkennen lassen, daß man in Ihrem Haus nunmehr 
davon Abstand nimmt, es im landwirtschaftlichen 
Bereich mit dem Laissez-faire genug sein zu lassen, 
sondern daß man ebenfalls für den landwirtschaft-
lichen Bereich nicht nur an maximale Wachstums-
raten, sondern auch an eine entsprechend gerechte 
Einkommensverteilung herangeht. 

Aber — und das möchte ich mit aller Deutlichkeit 
aussprechen — mir mißfällt, daß in dieser Studie das 
Produktivitätsgefälle für das Preisgefälle verant-
wortlich gemacht wird. Ich glaube, für diese These 
fehlt einfach der Beweis. Denn die Produktivität ist 
letztlich ein Mengenbegriff. Es kommt auf Angebot 
und Nachfrage an. Die Landwirtschaft mit ihren 
kolossalen Anpassungsschwierigkeiten, die Land-
wirtschaft, die ständig einem verzerrten Welt-
marktpreissystem ausgeliefert ist, kann im Letzten 
nicht nach gleichen Gesetzen gemessen werden. Ich 
halte das für eine fundamentale Tatsache. 
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Röhner 
Lassen Sie mich noch ein Zweites, das mir auf-

gefallen ist, hier aussprechen: das ist die Über-
betonung der strukturellen Lösungsmöglichkeit — 
der  Herr Kollege Struve hat bereits darauf hinge-
wiesen — in diesem Papier, in dieser Arbeitsstudie. 
Ich mache es mir nicht so einfach, daß ich einfach 
sage „Aus vier mach eins", aber ich bin der Mei-
nung, daß es auch bei der ferneren Zielsetzung 
darum geht, Übergangslösungen zu finden. Denn 
was nützen uns langfristige Zielprojektionen, Pend-
lerprämien, Nachversicherungen usw., wenn nicht 
zuvor die Arbeitsstätten geschaffen werden, in die 
die Menschen gegebenenfalls einströmen können? 

Lassen Sie mich ein Drittes zu dem Haushalts-
problem sagen, das mit diesem Papier verbunden 
ist. Ich halte es nicht für ganz realistisch, wenn 
man hier bei einer Kapitalisierung Milliarden errech-
net, die als Zusatzaufwendungen für neue Arbeits-
plätze ebenso wie für neue Ausstattungen in einem 
ganz bestimmten landwirtschaftlichen Bereich erfor-
derlich sein würden, wenn man dabei — und das 
scheint mir das Entscheidende zu sein — den Preis, 
nämlich den landwirtschaftlichen Erzeugerpreis, wie 
es offensichtlich in Ihrem Papier geschehen ist, Herr 
Wirtschaftsminister Schiller, außer acht läßt. 

Bei der Behandlung der Finanzierungsfragen fällt 
mir überhaupt auf, Herr Wirtschaftsminister, daß 
Ihr Haus 

(Glocke des Präsidenten) 

hier sehr zurückhaltend verfahren ist, nämlich 
immer dann, wenn es um Maßnahmen geht, die 
den eigenen Haushalt beanspruchen würden, offen-
sichtlich nach dem Motto: Aus dem Leder anderer 
Leute lassen sich leichter Riemen schneiden. Ich 
möchte feststellen — und darum geht es mir —, daß 
der Agrarhaushalt für diese notwendigen Maß-
nahmen nicht zusätzlich in Anspruch genommen wer-
den darf, sondern daß zuerst und hauptsächlich über 
den Preis an eine zukünftig vernünftige Finanzie-
rung der Anpassung und des Einkommens gedacht 
werden muß. 

Ich darf noch daran erinnern, daß auch bei der 
Lösung — — 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege, Sie dür-
fen jetzt nicht mehr. 

Röhner (CDU/CSU) : Kann ich den Satz zu 
Ende führen? 

Vizepräsident Scheel: Nein, Sie haben schon 
mehrere zu Ende geführt. Es geht leider nicht. Sie 
tun das auf Kosten anderer Kollegen. 

Röhner (CDU/CSU) : Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Verzeihen Sie bitte! Es 
tut mir gerade in Ihrem Falle sehr leid. 

Das Wort hat Herr Kollege Fellermaier. 

Fellermaier (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich darf hier nochmals folgendes 
in den Mittelpunkt rücken. Die Studie aus dem Bun-
deswirtschaftsministerium geht von einer Verände-
rung der Strukturpolitik im allgemeinen aus. Wir 
sollten deshalb auch dankbar anerkennen, daß das 
Bundeswirtschaftsministerium bei dieser Entwick-
lung einer Reihe von Fragen in den Vordergrund 
stellt, die eben dafür entscheidend sind, ob das 
Agrarprogramm der Bundesregierung zum Tragen 
kommt. 

Es geht in diesem Papier um zwei bemerkenswerte 
Dinge, nämlich einmal darum, daß der Bundeswirt-
schaftsminister den Begriff des ländlichen Raumes 
auch dadurch ausfüllen will, daß durch ein Gesamt-
programm in der Zusammenarbeit zwischen dem 
Bund und den Bundesländern, die hier auch eine 
Aufgabe zu erfüllen haben, im Wege der Struktur-
veränderung die Arbeitsplätze und auch die Ver-
kehrswege mit geschaffen werden, die notwendig 
sind, damit es zu einer positiven Strukturverände-
rung kommt. 

Was wir nun — ich sage das für die sozialdemo-
kratische Fraktion — von der Bundesregierung er-
warten, ist, daß das, was an Ideen in diesen Papie-
ren, in den Höcherl-Papieren wie auch in den Schil-
ler-Papieren, vorhanden ist, in einem Extrakt zu-
sammengefaßt wird und sich in einer besseren Ko-
ordinierung der Instrumente niederschlägt, die bis-
her zur Bewältigung dieser Fragen eingesetzt wor-
den sind. Was wir hier erwarten, ist, daß das Agrar-
kabinett, das in wenigen Tagen zusammentritt, einen 
Extrakt herausfiltert und dieser Extrakt dann zu ech-
ten Vorlagen der Bundesregierung, zu einzelnen Ge-
setzentwürfen, führt. Auf der Grundlage der Gesetz-
entwürfe,. Herr Kollege Ertl, werden Sie dann die 
Leistungen der Bundesregierung zu messen haben. 
Sie sollten sie nicht an einer Studie messen, sondern 
Sie sollten dafür dankbar sein, daß mit der Studie 
ein Ansatz dafür gegeben worden ist, daß es zu 
einem Niederschlag in gesetzlichen Formulierungen 
kommt. 

(Abg. Ertl: Wir lassen uns überraschen!) 

- Lassen Sie sich überraschen! Sie waren sicherlich 
auch angenehm überrascht, daß die sozialdemokra-
tische Bundestagsfraktion mit der Vorlage eines 
Agrarstrukturgesetzes einen eigenen Beitrag ge-
leistet hat, um die Grundlage dafür zu schaffen, daß 
das Ausscheiden aus der Landwirtschaft ohne große 
Schmerzen vor sich gehen kann, daß es sich nahtlos 
ineinander übergehend vollziehen kann. 

Deshalb erwarten wir auch von der Bundesregie-
rung bei der Vorlage der Gesetze eine Antwort auf 
die vielen Fragen aus dem Bereich der Sozialpolitik, 
weil wir glauben, daß auch hier noch ein besserer 
Unterbau im Interesse der ausscheidenden Menschen 
aus der Landwirtschaft geschaffen werden muß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort hat jetzt Herr 
Kollege Bewerunge. 
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Bewerunge (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren: Ich glaube, keiner hier im 
Hause ist .der Meinung, daß es nicht sinnvoll sei, 
sich Studien für irgendwelche Vorgänge der Wirt-
schaft, im Leben, in der Politik zu erarbeiten. Sie sind 
sogar bitter notwendig. In dem komplexen Bereich 
„Agrarpolitik, Agrarwirtschaft und Strukturpolitik" 
sind Studien notwendig. Wir sind auch der  Meinung, 
daß wissenschaftliche Äußerungen zu diesem Be-
reich, selbst wenn sie noch so hart sind, notwendig 
sind. Aber wenn ich eine Studie aus idem Bereich 
des Wirtschaftsministeriums nehme und sie in einer 
Pressekonferenz veröffentliche, wird diese Studie 
Politik. Wenn die Politik die Kunst der Staats-
führung ist, so muß ich ganz offen sagen: Mir hat 
es leid getan, daß sich dieses Zahlenspiel in  Schlag-
zeilen in der ganzen Öffentlichkeit entwickelte. Ich 
wurde prompt abends in einer Bauernversammlung 
gefragt: „Bitte, wo stehe ich auf der Streichliste?" 
Und das in einer Zeit, wo die Landwirtschaft sich 
bemüht, im Rahmen der EWG wettbewerbsfähig zu 
sein. 

Meines Erachtens ist es  auch 'deshalb notwendig, 
sich mit der Studie zu beschäftigen — das kann 
man nicht in fünf Minuten —, weil in ihr einige 
offensichtlich falsche Darstellungen enthalten sind. 
Es steht dort wörtlich: „Die Erhaltung von Neben-
erwerbsbetrieben scheint 'darüber hinaus unter Ko-
stengesichtspunkten nicht angebracht." Meine Damen 
und Herren, eine solche Äußerung ist grundfalsch. 
Es gibt in  der  ganzen Welt keine Landwirtschaft, 
in der nicht alle Betriebsgrößen, Neben-, Zu- und 
Vollerwerbsbetriebe, bestehen. 

Es steht ein Zweites in der Studie: 

Eine aktive Preispolitik für Agrarerzeugnisse 
wird auf mittlere Sicht nicht zu einer Erhöhung 
der Einkommen 'aus landwirtschaftlichen Pro-
dukten führen, sondern wegen der allgemeinen 
Interdependenz von Preisen und Löhnen sehr 
bald einen ,allgemeinen Anstieg des Lohn- und 
Preisniveaus bewirken. 

Herr Minister 'Schiller, ist das, was hier steht, 
zu verantworten? Ist es nicht doch etwas schwierig, 
wenn wir hören, daß 'der Wirtschaftsminister 6 %ige 
Lohnerhöhungen empfiehlt und hier sagt: Das An-
steigen der Preise wird der Landwirtschaft nicht gut 
tun, es wird Lohnerhöhungen zur Folge haben? 
Widerspricht sich der Wirtschaftsminister hier nicht 
selbst? Und ist Ihnen nicht bekannt, daß der Anteil 
der Erzeugererlöse 'an der Preisbildung nur noch 
16 % beträgt, während der gesamte Anteil der 
Nahrungsmittelkosten nur noch bei 32 %, 33 % liegt. 

Ich glaube, das sind Ärgernisse, die einmal aus-
gebügelt werden müssen. Die Landwirtschaft ist nicht 
glücklich darüber, daß bei jeder Preiserhöhung im 
eigenen Bereich politische Emotionen hochkommen, 
wo doch jeder Wirtschaftler weiß, daß der Preis 
genau wie in allen Bereichen auch hier ein ökono-
misches Mittel ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Deshalb sind diese Äußerungen für mich sehr un-
angenehm. 

Lassen Sie mich den Gedanken — ich weiß nicht, 
wie lange ich noch Zeit habe — von Herrn Röhner 
zu Ende führen. Herr Minister Schiller, es wäre ein 
Unglück, wenn wir uns in 'bezug auf den Einzelplan 
10 — Landwirtschaft —, hinsichtlich dessen wir uns 
draußen schon sagen lassen müssen, daß wir für die 
Wasserversorgung, für die Entwässerung, für den 
Wirtschaftswegebau im ländlichen Bereich und auch 
für den Küstenschutz geradestehen müssen — all das 
wird in der Öffentlichkeit als Subvention für die 
Landwirtschaft bezeichnet —, auch noch sagen lassen 
müßten: Es werden jetzt auch noch Fabriken im 
ländlichen Raum aus Mitteln des Einzelplans 10 ge-
baut. Mir scheint es notwendig zu sein, für die  Re-
gionalpolitik mindestens so viel Energie aufzu-
bringen wie für 'das Städtebauförderungsgesetz, 
meines Erachtens sogar mehr, weil diese Problema-
tik im ländlichen Raum so deutlich ist, daß eine 
Regionalpolitik dort mit mehr Mitteln aus dem Titel 
des Wirtschaftsministeriums unterstützt werden 
müßte. 

Aber, meine Herren von der FDP, ich muß Ihnen 
sagen, etwas hat mich an der ganzen Geschichte 
geärgert; wir haben Ihnen sofort geholfen, damit 
Sie Ihre 30 Leute zusammenbekommen haben. Wir 
stellen fest, das Interesse ist bei Ihnen auf fünf 
Leute zusammengeschrumpft. Wenn ich aber lese, 
daß die FDP auf Grund der Äußerungen des SPD-
Wirtschaftsministers und des CDU/CSU-Landwirt-
schaftsministers nur mit Bestürzung feststellen 
könne, die Große Koalition sei im Begriff, immer 
mehr Bauern „zu opfern", so nenne ich das übelste 
Demagogie. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Seien Sie überzeugt, die Landwirtschaft draußen 
weiß ganz genau, daß die Welt nie durch große 
Versprechungen geändert wird, sondern nur durch 
Taten. Mir wäre eine sachlichere Agrarpolitik von 
Ihrer Seite viel sympatischer. Ich meine, darin tun 
sich auch politische Tendenzen auf, die man der 
Landwirtschaft nicht wünschen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

(Vorsitz : Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Wächter. 

Wächter (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich sehe meine Aufgabe im Rahmen die-
ser Aktuellen Stunde darin, mich mit den Ausfüh-
rungen der Vorredner auseinanderzusetzen. 

Zunächst zu Ihnen, Herr Bewerunge! Sie waren 
ja der letzte Redner. In dem Augenblick, als Sie 
sagten, von der FDP säßen nur noch fünf Leute im 
Saal, habe ich festgestellt, daß es zehn waren. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU.) 

Neigen Sie dazu, um 100 % zu untertreiben oder zu 
übertreiben? Wenn ich diese Zahl von zehn Leuten 
in Vergleich stelle zu der Zahl der anwesenden 
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Wächter 
CDU-Kollegen, dann, glaube ich, liegen wir vorn 
im Rennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollten 
doch die Aktuelle Stunde!) 

Meine Damen und Herren, ich wollte einen Ge-
danken nicht untergehen lassen, den der Kollege 
Ertl heute in seinem ersten Beitrag aufgegriffen hat. 
Es ist der, daß man in landwirtschaftlichen Ver-
sammlungen immer von CDU-Kollegen oder CDU-
Mitgliedern hört: wir haben ja keine Schuld, das 
ist der böse Professor Schiller. Früher war es so, daß 
man sagte: wir haben ja keine Schuld, das ist der 
böse Finanzminister Dr. Dahlgrün bzw. Dr. Starke. 
Die Aufmerksamkeit dorthin lenken, wohin sie ge-
lenkt werden muß, auf den Bundesfinanzminister 
Strauß, — das tun Sie einfach nicht. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Im Laufe dieser Debatte ist zunächst einmal in 
der Fragestunde sichtbar geworden, daß es erheb-
liche Differenzen zwischen dem Bundeslandwirt-
schaftsminister und dem Bundeswirtschaftsminister 
nicht gibt. Aber die Beiträge der verschiedenen Kol-
legen, insbesondere von der CDU/CSU, haben doch 
sehr stark sichtbar gemacht, wie unterschiedlich die 
Auffassungen zwischen der CDU/CSU und dem Bun-
deswirtschaftsminister sind. Ich denke an das, was 
insbesondere auch Herr Struve hier vorgetragen 
hat, an das, was Herr Gleissner in der Fragestunde 
vertreten hat, und an das, was zum Schluß Herr Be-
werunge und was die verschiedenen Sprecher der 
CDU gesagt haben. Ich glaube also — und das soll 
zunächst meine Feststellung sein —, daß es Aufgabe 
des Bundeskanzlers wäre, hier entsprechend seiner 
Richtlinienkompetenz einmal klarzustellen, wie die 
unterschiedlichen Auffassungen zu schlichten oder 
von seiner Seite zu entscheiden sind. 

Es sind hier noch manche andere Probleme ange-
sprochen worden. Wenn ich die Zeit hätte, würde ich 
insbesondere auch auf die Probleme eingehen, die 
uns oben an der Küste in den norddeutschen Fut-
terbaubetrieben beschäftigen und viel Sorge ma-
chen. Das hat mein Kollege Peters schon einmal ge-
tan, und auch Sie, Herr Röhner, haben es angespro-
chen. Hier handelt es sich um Sorgen von eminenter 
Bedeutung, die in der entsprechenden Form nach-
her bei unseren Haushaltsberatungen berücksich-
tigt werden müssen. 

Ich begrüße es, daß ich hier den Bundeskanzler 
ansprechen konnte, und ich hoffe, daß er jetzt von 
sich aus noch einmal das Wort ergreifen wird. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine 
Damen und Herren! Die Aktuelle Stunde ist zu Ende. 

Wir kehren zurück zu der Aussprache zu den 
Punkten 4 und 5 unserer Tagesordnung: 

4. Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

5. a) Erste Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundes

-

haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1969 
(Haushaltsgesetz 1969) 

— Drucksache V/3300 — 

b) Beratung der von der Bundesregierung 
vorgelegten Finanzplanung des Bundes 
1968 bis 1972 

— Drucksache V/3299 — 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes über das Beteiligungsverhältnis 
an der Einkommensteuer und der Körper-
schaftsteuer 

— Drucksache V/3332 — 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ge

-

setzes zur Änderung des Länderfinanz

-

ausgleichsgesetzes 1965 

— Drucksache V/3333 — 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

(Zuruf von der FDP: Es hat doch ge

-

holfen! — Heiterkeit.) 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Ich wollte eigent-
lich das Wort nicht nehmen, um noch einmal zur 
Landwirtschaftspolitik zu sprechen. Ich glaube, bes-
ser, als es der Herr Kollege Struve vorhin getan hat, 
kann man die Probleme gar nicht umreißen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man kann eben nicht immer durch ein paar Sätze — 
auch nicht durch ein paar Richtliniensätze — ein 
kompliziertes Gebiet, wie .es unsere Agrarpolitik 
nun einmal ist, festlegen. 

Wir haben ein Agrarprogramm entworfen. Wir 
haben eine bestimmte klare Konzeption vorgelegt. 
Wir bemühen uns, für diese Konzeption auch die 
notwendigen finanziellen Mittel aufzubringen. Ich 
habe außerdem schon gesagt, daß auch ich zu denen 
gehöre, die glauben, daß man nicht allzu leicht be-
reit sein darf, auf lange Fristen Prognosen zu stellen 
in einem Gebiet und in einem Zusammenhang, den 
wir einfach nicht mit mathematischer Sicherheit 
voraussagen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Niemand von uns ha je gesagt, daß derjenige 
Bauer bleiben könne, der Bauer bleiben wolle. Einer 
der Herren sagte das heute früh. Das ist jedenfalls 
weder die Politik des Bundeskanzlers noch die der 
Bundesregierung noch die Politik des Vorsitzenden 
der Christlich-Demokratischen Union. Ich muß mich 
ja manchmal daran erinnnern, daß ich .auch das 
letztere bin. 

Meine Damen und Herren, ich habe es immer so 
formuliert, daß ich sagte: Wir wollen dafür sorgen, 
daß jeder Bauer bleiben kann, bei dem die Vor-
aussetzungen für die Existenzfähigkeit und der 
Wille zu dieser Existenz vorhanden sind. Das ist, 
glaube ich, die Formel, auf die man sich einigen 
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kann, und an uns liegt es, zu sehen, wo und wie 
diese Voraussetzungen für die Existenzfähigkeit 
geschaffen werden können und — seien wir ehr-
lich! — wo nicht. Das ist das Problem. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Bundeskanzler? 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Bitte sehr! 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Bundeskanzler, 
in dem Bewußtsein, daß Sie sich sicherlich nicht nur 
manchmal, sondern stets dessen bewußt sind, daß 
Sie der Vorsitzende der Christlich Demokratischen 
Union sind, frage ich Sie: Stimmen Sie mir zu, daß 
Sie, wenn Sie in diesem Amt und von diesem Platz 
aus sprechen, als Bundeskanzler sprechen? 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Verehrter 
Herr Kollege Schmidt, das würde ich nicht zugeben. 
Ich würde sagen müssen: Sie können den Bundes-
kanzler nicht einfach zu einer pouvoir neutre 
erklären. Das ist der Bundespräsident; der Bundes-
kanzler ist es nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber wenn ich Aussagen als Bundeskanzler mache, 
sage ich dann in Zukunft, wenn Sie so wollen: 
Jetzt spreche ich als Vorsitzender der Christlich 
Demokratischen Union. Vielleicht hilft Ihnen das zu 
einem freundlichen Einvernehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Für das, was jetzt kommt, werde ich als Bundes-
kanzler sprechen, Herr Kollege Schmidt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Bitte! 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Im Bewußtsein, daß 
es sicherlich nicht in meiner Absicht lag, Sie ent-
weder zu einer — wie war das? — pouvoir neutre 
zu erklären oder zu einer Schizophrenie zu ermun-
tern, Herr Bundeskanzler, möchte ich doch — auch 
wenn das nicht gut in eine Frageform gekleidet 
werden kann — meine Befriedigung darüber aus-
drücken, daß Sie in Zukunft klar zu erkennen geben 
wollen, in welcher Eigenschaft Sie sprechen. 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Dr. h. c. Kiesinger, Bundeskanzler: Ich glaube, 
Sie haben keinen Anlaß, sich darüber zu beklagen, 
Herr Schmidt, daß ich es in der Vergangenheit etwa 
daran hätte fehlen lassen, von dieser Stelle aus 
klar als Bundeskanzler zu sprechen. Aber Sie wissen 
wohl, woran ich angeknüpft habe. Es gab gestern 
hier im Hause einige leichte Anklänge von Beanstan-
dung, daß ich vielleicht in diesem Augenblick mehr 
als Vorsitzender der CDU denn als Bundeskanzler 
gesprochen hätte. Das war übrigens nicht der Fall; 

ich darf das gleich sagen. Als ich vorgestern meine 
Bemerkungen zur Frage der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfalle für Arbeiter machte, sprach ich 
durchaus als Bundeskanzler, und zwar so, wie ich 
bei der Konstituierung des Sozialkabinetts das 
Arbeitsprogramm für das Sozialkabinett entworfen 
hatte. Ich glaube also, wir werden, auch wenn ich 
von dieser Stelle aus spreche, auch in Zukunft ganz 
gut miteinander auskommen. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte jetzt eigent-
lich nur noch das Wort nehmen, weil Herr Kollege 
Mischnick gestern Aufklärung haben wollte über 
einen entscheidenden Punkt, nämlich über den: Sind 
wir uns nun eigentlich alle über unsere Politik einig? 
Er meinte dabei vor allem: über unsere Ostpolitik. 
Soweit ich gestern zu meiner Befriedigung feststel-
len konnte, hat sich herausgestellt, daß wir uns 
jedenfalls unter den Koalitionsfraktionen in der 
Außenpolitik voll einig sind, und zwar rundum, 
d. h. in allen Fragen. 

(Hört! Hört! bei der FDP.) 

Das ist eine außerordentlich wichtige Feststellung. 
Aber ich habe den Eindruck, daß wir, jedenfalls in 
vielen entscheidenden Fragen, auch mit der Oppo-
sition einig sind, und deswegen nehme ich noch 
einmal das Wort; denn diese Fragen sind natürlich 
auch außerhalb dieses Hauses gestellt worden. Sie 
knüpfen erstens an meine Bemerkungen über die 
neue, nun sehr scharf präzisierte sowjetrussische 
Doktrin über das an, was Sie das sozialistische Com-
monwealth nennen, und über die völkerrechtliche 
Einschränkung der Souveränität der Mitglieder die-
ses Commonwealth im Blick auf die Ideologie des 
Klassenkampfes. Herr Kollege Mischnick, ich gehöre 
nicht zu denen, die solche sowjetrussische Äußerun-
gen gering einschätzen, vielleicht sogar als Pro-
paganda abtun, als etwas, was man heute für den 
Tagesgebrauch formuliert und morgen wieder bei-
seite legt. Natürlich kann sich auch drüben etwas 
ändern. Es ist z. B. in der Vergangenheit schon ein-
mal so gewesen, daß man für eine kurze Zeit den 
Eindruck bekommen konnte, als wäre die Sowjet-
union bereit, wenigstens ein Gebiet, das sie in ihren 
sozialistischen Bereich einbezogen hatte, wieder 
freizugeben. Das war der andere Teil Deutschlands. 
Das dauerte allerdings nur eine außerordentlich 
kurze Zeit, und dann war diese Hoffnung vorüber, 
wenn sie überhaupt je berechtigt war. Deswegen 
habe ich vorgestern gegenüber Kritik an unserer 
Politik, die sagt: Wir machen weiter, ausdrücklich 
gesagt, daß das nicht eine Palmströmsche Geistes-
haltung sei — „weil nicht sein kann, was nicht sein 
darf" —, sondern daß wir dabei davon ausgehen, 
daß das, was heute nicht möglich ist, morgen oder 
übermorgen möglich sein kann. Das ist das eine. 

Aber ich nehme diese Doktrin nun einmal ernst, 
und ich nehme sie deswegen ernst, Herr Mischnick, 
weil sie nicht nur eine gelegentliche Außerung des 
sowjetrussischen Botschafters war, sondern mit 
großer Präzision in dem bekannten Artikel der 
„Prawda" dargelegt und in der Rede des sowjeti-
schen Außenministers Gromyko vor den Vereinten 
Nationen ebenso klar formuliert worden ist. Ich 
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finde, das ist es, was uns und anderen Anlaß geben 
muß, unsere Politik zu überprüfen. 

Ich darf noch einmal darauf hinweisen, daß ich 
diese und keine andere Formel gebraucht habe. Ich 
habe nicht gesagt, daß wir — und andere — unsere 
Ostpolitik überprüfen sollen, sondern ich habe ge-
sagt, daß wir unsere Politik überprüfen müssen. Das 
tun wir z. B. im Zusammenhang mit unserer Bünd-
nispolitik schon recht gründlich, sowohl wir als auch 
andere. 

Ein Zweites. Ich stelle fest: ich habe nicht — der 
Irrtum ist nicht in diesem Hause entstanden; aber 
ich habe ihn vielfach in der Presse gelesen — von 
einer Revision oder Änderung unserer Politik ge-
sprochen, sondern von einer Überprüfung. Ich habe 
eben die Sorge, daß es wieder so gehen könnte, wie 
es früher so oft gegangen ist, nämlich daß man nach 
einer bitteren Erfahrung — und die bittere Erfah-
rung liegt darin, daß die Doktrin nicht nur formu-
liert, sondern in einer drastischen Weise auch poli-
tisch praktiziert wurde, nämlich durch die Invasion 
in der Tschechoslowakei — über diese Dinge zur 
Tagesordnung übergeht. Vor allem wir Deutsche 
haben diese Doktrin ernst zu nehmen. Wenn andere 
etwa so sagen können, wie gestern eine führende 
englische Zeitung schrieb: Nun, die Sowjetunion 
mag in ihrem eigenen Herrschaftsbereich Dinge tun, 
die wir nicht billigen können; außerhalb dieses 
Herrschaftsbereichs wird sie sich nach den traditio-
nellen Spielregeln einer Großmacht pragmatisch 
verhalten. Meine Damen und Herren, das gehört zur 
Überprüfung. Die Frage, ob man wirklich eine solche 
Teilung der sowjetrussischen Politik erwarten darf, 
eine idiologisch-absolutistische im sowjetrussischen 
Herrschafts- oder Interessenbereich und eine prag-
matisch-traditionelle außerhalb dieses Bereichs, ist 
schon ein sehr wichtiger Gesichtspunkt. Der Gene-
ralsekretär der NATO, Herr Brosio, den ich gestern 
zitiert hatte als einen, der noch im April dieses 
Jahres von der ausgestreckten Hand sprach, die die 
kommunistischen Länder nun ergreifen könnten 
oder nicht, hat in der Versammlung der Westeuro-
päischen Union erneut das Wort genommen, jetzt 
im Zusammenhang mit dem, was geschehen ist. 
Er hat gesagt: 

Der sowjetische Interventionsanspruch in Län-
dern außerhalb des Warschauer Paktes ist eine 
gefährliche expansionistische Theorie, die jede 
Art von Intervention rechtfertigen könnte. Wir 
haben es nicht mit einer vorübergehenden Er-
scheinung zu tun, deren Auswirkungen wir 
bald ignorieren und vergessen können; wir be-
finden uns in einer tiefen Unsicherheit, im Zu-
stand einer latenten Krise, und es wird un-
möglich sein, die weiteren Entwicklungen zu 
ignorieren und zu unterschätzen. 

Meine Damen und Herren, ich neige zu dieser 
Analyse und glaube, daß auch dies eine Aufgabe 
der Überprüfung ist, die ich vorgeschlagen habe. Das 
heißt also, daß die Überprüfung — ich sprach aus-
drücklich von den übrigen Ländern der Welt — da-
zu führen muß, daß man möglichst zu einer gemein-
samen Interpretation dieser sowjetrussischen Dok

-

trin und der damit verbundenen, für uns besonders 
schwerwiegenden Interventionsansprüche kommt; 
denn schließlich kann auch eine gemeinsame Vertei-
digung des Westens nur dann wirksam sein, wenn 
ein Minimum an Übereinstimmung über die voraus-
sichtliche Politik, über das voraussichtliche Verhal-
ten dessen existiert, um dessentwillen diese Vertei-
digungsbereitschaft eingerichtet worden ist. 

Was unsere Ostpolitik und die Frage anlangt, 
ob wir uns darin noch einig sind: Ich glaube, gerade 
zu diesem Punkt habe ich eine ganz klare Aussage 
gemacht. Das heißt, ich habe bereits das Ergebnis 
meiner Überprüfung insoweit noch genauer zu for-
mulieren versucht, als ich das schon früher getan 
habe. Ich darf in Ihre Erinnerung rufen, was 
ich dazu gesagt habe. Ich sagte zunächst einmal, 
nach den neuesten Äußerungen aus Moskau müsse 
es nun fraglich erscheinen, ob die Sowjetunion die 
damals in Karlsbad begrüßte Zusammenarbeit zwi-
schen sozialistischen und nichtsozialistischen Ländern 
heute noch billigen wolle. Das ist eine sehr ernste 
Frage, vor allen Dingen die Frage, in welchem 
Rahmen, bis zu welcher Grenze sie sie billigen will. 
Ganz einig sind wir uns auch, glaube ich, mit Ihnen 
darin, daß wir unsere Ostpolitik niemals als eine 
Politik begriffen haben, bei der wir an der Sowjet-
union vorbeigehen wollten. Ich sage das deswegen, 
weil ich gestern mit Interesse eine Sendung des 
Moskauer Rundfunks in Deutsch gelesen habe, daß 
heißt also offenbar doch auch ein wenig bewußt an 
uns gerichtet, in  der stand, man könne eine Ost-
politik eben nicht an der Sowjetunion und an der 
DDR vorbei machen, und man müsse, wenn man 
Verständigung wolle, die Sowjetunion auch als 
einen europäischen Partner betrachten. Meine 
Damen und Herren, voll einverstanden! Wir haben 
nie etwas anderes gemeint, gesagt, getan. Wir woll-
ten keine Politik an der Sowjetunion vorbei machen, 
sondern wir wollten eine eine allgemeine Aufhel-
lung des politischen Klimas nach Osten erreichen 
und haben bei jedem Schritt der Sowjetunion ge-
sagt: Wir wissen natürlich, daß es für die große Ent-
scheidung unserer nationalen Frage auf ein Ein-
vernehmen zwischen uns und euch und den anderen 
Beteiligten ankommt. Und was anderes konnte un-
sere Politik der Anbahnung einer großen euro-
päischen. Friedensordnung bedeuten, als daß wir die 
Sowjetunion eben gerade nicht als eine außer-
europäische Macht, sondern als einen künftigen 
europäischen Partner verstanden und verstanden 
wissen wollen! Hier könnten Ansatzpunkte für 
künftige Gespräche liegen. Ich formuliere es so be-
hutsam und vorsichtig wie nur möglich. 

Ich will also von der Sowjetunion recht genau 
hören, ob sie nun glaubt, daß wir in Zukunft mit 
keinem Staat des sozialistischen Lagers freund-
lichere, bessere, vertrauensvollere Beziehungen an-
streben sollten. 

Nach einigen Reden, die ich in den letzten Tagen 
z. B. aus Warschau gehört habe, darf allerdings 
nicht einmal mehr ein deutscher Tourist in diese 
Länder hinübergehen. Ich glaube, es war der pol-
nische Verteidigungsminister, der unsere deutschen 
Touristen beschuldigt hat, sie hätten in Prag revan- 
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chistische und imperialistische Ziele verfolgt. Offen-
bar verwechseln die Herren ihre Methoden mit den 
unseren. Unsere Touristen haben wenigstens noch 
die Freiheit, nach Prag zu gehen, um dort eine der 
schönsten und liebenswertesten Städte der Welt 
zu besuchen. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Das ist die  eine Frage. 

Das andere hängt damit zusammen, nämlich dies: 
„Ihr sagt in  dem Brief an die Kommunistische Partei 
der Tschechoslowakei — ihr habt das nun durch 
die Präzisierung wiederholt —, daß ihr auch fried-
liche Annäherung als eine Aggression beurteilen und 
verurteilen wollt. Bitte, präzisiert das ein wenig 
genauer!" Dann habe ich selbst sehr klar formuliert, 
was es eigentlich heißt, wenn wir sagen: „Wir set-
zen unsere Friedenspolitik fort. Wir sehen dazu 
keine Alternative." Gerade in diesem Punkt war ich 
äußerst genau. Ich sagte — ich darf es wiederho-
len —, es sei vielleicht hilfreich, wenn ich in diesem 
Zusammenhang eben nicht nur die Wendung „mit 
friedlichen Mitteln" gebrauche, sondern indem ich 
sehr genau sage: mit friedlichen Mitteln und durch 
Einverständnis und Einvernehmen der Betei-
ligten in einer gemeinsamen Bemühung um die 
Schaffung eines europäischen Friedens. Man stellte 
dazu die Frage, ob auch ein solches Angebot zu Be-
mühungen um ein Einvernehmen mit  der  Sowjet-
union unter die Rubrik möglicher feindseliger, fried-
licher Akte fallen könnte. 

Ich habe dann gesagt: „Wir haben immer gewußt, 
daß es sich hier um eines der schwierigsten Probleme 
der gegenwärtigen Weltpolitik handelt und daß 
deswegen auf uns eine große Verantwortung für 
die Bewahrung des Friedens in der Welt ruht." Ich 
glaube, diese Koalition — insoweit hat ja auch die 
Opposition unsere Politik gestützt —, also dieses 
Haus, diese Regierung, wir können wahrhaftig für 
uns in Anspruch nehmen, daß wir in den letzten 
beiden Jahren und im übrigen auch in den Jahren 
zuvor wirklich so gehandelt haben, daß vor aller 
Welt 'deutlich wurde, wie stark wir uns dieser 
unserer Verantwortung für den Frieden in der Welt 
bewußt sind. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir müssen alle Versuche, die vor allem aus 
Moskau gekommen sind, uns dazu zu benützen, uns 
als Alibi zur Ablenkung von dem zu gewinnen, was 

 die Sowjetunion in der Tschechoslowakei getan hat 
— ich sage es erneut —, zurückweisen. Aber ich habe 
weiter gesagt und ich sage es noch einmal — und 
das ist eine sehr genaue Aussage —, daß wir 
wissen, daß bei der Lösung dieses Problems  den be-
rechtigten Interessen aller Beteiligten, also auch der 
Sowjetunion, Rechnung getragen werden muß. Ich 
knüpfe hier an eine Formel an, die der russische 
Außenminister, glaube ich,  in  seiner Rede vor dien 
Vereinten Nationen gebraucht hat. 

Wir sind nicht so töricht, nicht zu sehen, daß 
dieses Problem auch für die Sowjetunion außeror-
dentlich schwierig ist, daß es mit den prekären 
Fragen des Gleichgewichts in der Welt und damit 
wieder mit den Fragen des Friedens zu tun hat. 

Deswegen haben wir immer wieder Vorschläge ge-
macht, wie wohl diesen  berechtigten Interessen auch 
der Sowjetunion Rechnung getragen werden könnte, 
und kamen dann zu dem Ergebnis — und das habe 
ich gestern aufs neue formuliert —, daß für uns 
deswegen, weil wir uns dieser Interessengegen-
sätze, die man einfach zur Kenntnis nehmen muß, 
als Gegebenheiten bewußt sind, eine Lösung der 
deutschen Frage wirklich nur in einer allmählichen 
Überwindung der  bestehenden Spannungen und in 
einer gemeinsamen Bemühung um die Anbahnung 
einer Ordnung des Friedens in Europa gelingen 
kann. Das war die Aussage. 

Dann sagte ich klipp und klar, daß das ein völlig 
klares und redliches politisches Programm sei, über 
dessen Verwirklichung wir mit der Sowjetunion 
und allen anderen Beteiligten auch in Zukunft zu 
sprechen bereit sind. Und genau dies meinen wir, 
wenn wir sagen, daß wir unsere Friedenspolitik 
trotz aller Enttäuschungen fortsetzen wollen. Ich 
glaube, das ist eine durchaus wünschenswerte Prä-
zisierung einer zunächst nach dem Schock der Ereig-
nisse in der Tschechoslowakei gebrauchten allge-
meinen Formel gewesen. Die Sowjetunion weiß also 
ganz genau, woran sie mit uns ist, und daran muß 
uns liegen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum Status quo 
sagen. Wir wissen seit vielen Jahren, daß die 
Sowjetrussen Meister darin sind, eine Termino-
logie westlicher Art für ihre propagandistischen 
Zwecke, aber noch mehr als propagandistisch auch 
in der unmittelbaren politischen Aktion zu benut-
zen. Wie nett klingt das, wenn der sowjetrussische 
Außenminister vor den Vereinten Nationen von 
einem „sozialistischen Commonwealth" spricht! Da 
sehen wir dieses nette, gemütliche, schon ein wenig 
knarrende britische Commonwealth vor uns, worin 
sich so gemütlich leben läßt. Bloß, die Wirklichkeit 
dieses „sozialistischen Commonwealth" sieht eben 
ganz, ganz anders aus als die des britischen. Das 
ist einer dieser Fälle. 

Und nun der Status quo! Ich habe sehr bewußt 
vorgestern gesagt: Wenn man genau zusieht, dann 
stellt man fest, daß nicht wir es sind, die den Status 
quo in Europa ändern wollen, weil wir die Wieder-
herstellung der Einheit unseres Volkes verlangen. 
Das ist das, was uns aus Moskau Tag um Tag vor-
geworfen wird, was Tag um Tag in allen Sendungen 
des Moskauer Rundfunks in die Welt geblasen 
wird. Diejenigen, die den Status quo wirklich än-
dern wollen, sind vielmehr diejenigen, die einen 
von allen Beteiligten als vorübergehend gedachten 
Zustand, nämlich den Zustand der deutschen Teilung, 
solange man sich nicht in einem Friedensvertrag 
einigen kann, nunmehr apodiktisch verewigen. Ge-
nau das tut die sowjetrussische Doktrin. 

Gestern hat einer der bekannten Propagandisten 
des Rundfunks der Verantwortlichen, im anderen 
Teil Deutschlands klipp und klar gesagt: Es wird 
keine deutsche Wiedervereinigung geben, es sei 
denn unter sozialistischem — also kommunistischem 
— Vorzeichen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 
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Das ist eine sehr klare Aussage; das ist es, was 
diese Herren unter Status quo verstehen. 

Wir sind zwar in diesem Hause nicht in einem 
politischen Seminar, aber damit wir uns doch daran 
gewöhnen, diese Terminologie ein bißchen genauer 
unter die Lupe zu nehmen, wenn wir uns mit ihr 
auseinandersetzen, darf ich Sie an das bekannte 
Interview erinnern, das Walter Lippmann im Jahre 
1958 mit Chruschtschow führte. In diesem Interview 
beschreibt Lippmann seine Unterhaltung mit 
Chruschtschow über den Begriff des Status quo, und 
ich darf das, was er damals sagte, in Ihrer aller 
Erinnerung rufen; es ist wichtig genug. Er sagt, 
nach seiner Chruschtschows — Auffassung ist die 
soziale und wirtschaftliche 'Revolution, die gegen-
wärtig in Rußland, in China und anderswo in Asien 
und Afrika fortschreitet, der Status quo, und er ver-
langt von uns, daß wir ihn so anerkennen. Nach 
seiner Auffassung ist Widerstand gegen diese Re-
volution ein Versuch, den Status quo zu ändern. 
Während wir uns — so sagt Walter Lippmann — 
unter dem Status quo die derzeit existierende Lage 
vorstellen, versteht er darunter den fortschreiten-
den Prozeß der revolutionären Änderung, und er 
verlangt von uns, daß wir die Revolution nicht nur 
anerkennen, wie sie ist, sondern auch, wie sie sich 
entwickeln wird. 

Meine Damen und Herren! Zur Überprüfung der 
sowjetrussischen Doktrin gehört es, daß wir uns 
darüber klar werden, ob die heutigen Führer der 
sowjetrussischen Politik im Kreml noch dieselbe 
Auffassung haben, die Herr Chruschtschow Herrn 
Walter Lippmann damals sehr ausführlich ent-
wickelt hat. Denn davon hängt natürlich das künf-
tige Verhalten und vielleicht auch ein künftiger 
Interventionsanspruch der Sowjetunion gegenüber 
Staaten außerhalb des Warschauer Paktes ab, und 
das ist genau die Gefahr, auf die Generalsekretär 
Brosio hingewiesen hat. 

Ich meine, das alles sollten wir gemeinsam ver-
suchen, wir hier in diesem Lande, in diesem Hause, 
aber auch mit unseren Freunden und Verbündeten. 
Ich sage noch einmal, für mich hat die Überprüfung 
der Situation dazu geführt, daß wir unter allen Um-
ständen — auch auf die Gefahr des Scheiterns hin, 
weil es eben in Moskau nicht gewollt wird — ver-
suchen müssen, diesen Weg zu gehen: eine einver-
ständliche, einvernehmliche Lösung des Friedens für 
Europa zu finden. — Ich hoffe, daß ich mich damit 
völlig klar ausgedrückt habe und daß damit kein 
Rest des Zweifels mehr bleibt. Ich freue mich, wenn 
wir uns wenigstens in dieser großen Frage im gan-
zen Hause einig sind. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, noch zu 
dem vorgestrigen Geplänkel mit dem Vorsitzenden 
der sozialdemokratischen Fraktion: Herr Schmidt, 
Sie haben eben Ihr Pulver ein bißchen zu früh ver-
schossen. Sie haben gesagt, daß das anders gewesen 
wäre, wenn Sie den letzten Satz zuerst gehört hät-
ten. Man muß eben manchmal einen Gedanken in 
mehreren Sätzen ausdrücken, und dann muß ver-
sucht werden, den Sinn dieser Sätze gemeinsam zu 
sehen. 

Meine Damen und Herren! Ich konnte zur Lohn-
fortzahlung nichts anderes sagen als das, was ich 
gesagt habe, und ich glaube, Sie haben mir inzwi-
schen zugestimmt, daß es eine ganz versöhnliche 
Formel war. 

(Abg. Schulhoff: Leider, Herr Bundeskanz

-

ler, leider! — Heiterkeit bei der SPD und 
der CDU/CSU.) 

Sie sehen, wie heiß das Eisen in der Tat ist, das 
ich da angefaßt habe. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Aber Herr Kie

-

singer! So was können wir auch insze

-

nieren!) 

Das ist es, womit wir uns tatsächlich herumplagen 
müssen; auch in den großen Parteien gibt es in vie-
len Fragen eben nicht gleich von vornherein Einig-
keit. Ich hätte einen ähnlichen Zuruf wie den, den 
ich von Ihrer Seite bekam, in diesem Augenblick 
vielleicht von einer ganz anderen Seite ebenso 
bekommen können. Das heißt mit anderen Worten, 
und jetzt — Herr Kollege Schmidt, erlauben Sir 
mir, im Augenblick als Vorsitzender der CDU zu 
sprechen — 

(Heiterkeit) 

scheue ich mich keinen Augenblick, zu sagen, daß 
hier für die Christlich-Demokratische Union ein 
schwieriger Prozeß der Meinungsbildung gegeben 
ist, den wir demokratisch im vollen gegenseitigen 
Vertrauen untereinander austragen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist das eine. 

Ich habe zur Mitbestimmung gesagt, daß die Bun-
desregierung in dieser Frage nichts anderes, nichts 
Weiteres tun werde, als was im Regierungspro-
gramm angekündigt worden ist. Meine Damen und 
Herren, ich weiß sehr wohl, daß zu dieser Frage 
innerhalb meiner Partei ebenfalls sehr tiefgreifende 
Meinungsunterschiede bestehen. Warum sollte man 
so etwas verheimlichen? Ich habe in dem Augen-
blick also nicht für die CDU gesprochen, sondern 
für die Bundesregierung und die Christlich-Demo-
kratische und Christlich-Soziale Union, daß man 
sich auch in der Frage der Mitbestimmung zusam-
menraufen muß, so wie sich etwa die SPD in der 
Frage des Wahlrechts vielleicht noch zusammen-
raufen wird 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das sind ganz natürliche Dinge. 
(Zuruf von der SPD.) 

— Sagen wir einmal, mehr als bei Ihnen. Im übri-
gen, Herr Kollege Schmidt, stimme ich Ihnen voll-
kommen darin zu. Diese Dinge — wir haben nun 
dauernd miteinander zu tun und in diesen zwei 
Jahren immer recht offen miteinander gesprochen — 
werden uns nicht auseinanderbringen. Diese zwei 
Dinge sind auch nicht die erstrangigen Dinge, wenn 
wir uns nicht zu einer gemeinsamen Lösung zusam-
menfinden können. 

Ich habe einmal — ich bedauere es heute — das 
Wort gebraucht: Wo man eben gar nicht zusammen-
kommt, muß man das Problem ausklammern. Die 
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Opposition hat sich — das ist ihr gutes Recht — 
natürlich mit Lust auf diese Formel gestürzt, 

(Heiterkeit) 

dreht allerdings die Dinge um, stellt sie auf den 
Kopf und sagt, der Bundeskanzler wolle alles aus-
klammern, um seine Ruhe zu haben. Das haben wir 
nun wahrhaftig nicht getan, sondern wir haben bis 
jetzt eigentlich, wenn ich recht sehe, gar keine Frage 
ausgeklammert, sondern wir haben uns bis jetzt 
Mühe gegeben, zusammenzukommen. Im übrigen 
hat die Große Koalition klar ausgesagt, was sie in 
dieser Legislaturperiode noch tun wird. Wir haben 
uns auf ein bestimmtes gesetzgeberisches und ad-
ministratives Programm geeinigt. 

Meine Damen und Herren, Sie können gewiß sein: 
so wie wir im vergangenen Sommer des Mißver-
gnügens — nicht unter uns, aber zwischen manchen 
unserer Kritiker — vorausgesagt haben, daß in 
einer kurzen Frist die Wirtschaftsrezession über-
wunden sein würde, daß die öffentlichen Finanzen 
in Ordnung gebracht und daß auch die notwendigen 
weiteren Reformen angepackt sein würden, so wie 
wir damit recht bekommen haben, so werden wir 
auch mit der Erfüllung des Programms recht bekom-
men, das wir uns gemeinsam vorgenommen haben. 
Vielleicht werden wir bei diesem Programm da und 
dort auch die Unterstützung der Opposition finden. 
Ich sagte, es ist wahr, ein Wahljahr beginnt, aber 
noch wichtiger für uns ist das Arbeitsjahr, das die 
Vollendung unseres gemeinsamen Programms brin-
gen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen. 

Wehner, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Es tut mir herzlich leid, daß ich jetzt nach dieser Ein-
lage zu Wort komme. Ich kann nicht bieten, was in 
dieser Qualität erwartet wird, in dieser Zeit, wo 
alle sagen: Nicht zu früh Wahlkämpfe!, und jeder 
so erscheint, als könnte man von' ihm allerlei er-
warten; er habe es ja. Das kann ich nicht. Ich will und 
muß auf einige Fragen zurückkommen, die der Herr 
Kollege Mischnick über die Richtung unserer Politik 
gemacht hat, und weiter auf einige Ausführungen, 
die einige andere Kollegen allerdings sehr speziell 
über sich bei den Bemühungen um Zusammenschluß 
und Vereinigung in Europa ergebende Schwierigkei-
ten gemacht haben. Diese Fragen möchte ich auch im 
Zusammenhang mit einigen Bemerkungen des Bun-
deskanzlers hier, soweit es sich um Erörterungen 
handelt, die zwischen ihm und Herrn Mischnick ge-
führt worden sind, noch einmal aus meiner Sicht 
anleuchten. 

Da ist zunächst die Frage, ob Grund zur Irritation 
deshalb besteht, weil der Bundeskanzler davon ge-
sprochen hatte, wir und alle übrigen Völker — er 
hat gesagt: insbesondere die der westlichen Welt — 
stünden vor der Notwendigkeit, ja sogar unter dem 
Zwang einer Überprüfung der bisherigen Politik. 
Es ist weiter zu fragen, ob es der Position oder der 

Situation, in der wir uns befinden, entspricht, zu 
verlangen, die Regierung oder der Bundeskanzler 
müsse, wenn von einer Überprüfung geredet werde, 
eigentlich gleich sagen, was anders gemacht werden 
müsse. 

Nun, meines Erachtens hatte der Bundeskanzler 
recht, wenn er die Bedeutung der im Zusammenhang 
mit den Vorgängen in der und um die CSSR zum 
Teil schon zutage getretenen, aber teils auch noch 
nicht völlig bloßliegenden Faktoren hervorheben 
wollte. Ich mache Sie darauf aufmerksam: die noch 
nicht zutage getretenen, die noch nicht bloßliegen-
den Faktoren verdienen unsere Aufmerksamkeit 
mindestens ebenso wie jene, die schon zutage ge-
treten sind. 

Täuschen Sie sich bitte nicht, täuschen wir uns 
nicht — ich schließe mich selbst ein — durch die 
Annahme, es könne das, was da geschehen ist, 
durch Causerien aus der Welt geschafft oder be-
sänftigt werden. Ich sage Ihnen — ohne jemandem 
zu nahe treten zu wollen —: wenn man den Vor-
gang CSSR in seiner Gesamtheit und in dem Rah-
men, in dem er sich abspielt — denn er ist ja noch 
lange nicht abgeschlossen — unterschätzt, dann ver-
mag man nicht richtig einzuschätzen, welche Be-
deutung das hat, was die „Moskauer Doktrin" ge-
nannt werden kann, von der ja auch der Bundes-
kanzler gesprochen hat. 

Das eine ist, daß für die nächste Zukunft der 
kommunistisch regierten Länder der Vorgang CSSR 
in seiner Gesamtheit und in seinen Ausdehnungen 
sehr schwerwiegend ist. Die übrige Welt befände 
sich aber in einem groben Irrtum, wenn sie an-
nähme, es seien lediglich oder vorwiegend diese 
Länder betroffen. Ich möchte nicht, daß wir uns bei 
den Erörterungen über unserere Politik einem sol-
chen Irrtum mehr, als es menschlich unvermeidlich 
ist, hingeben. 

Was meine ich nun, wenn ich sage: „Wer den 
Vorgang CSSR unterschätzt"? Erstens unterschätzt 
man ihn, wenn man annimmt, es sei ,ein Verkehrs-
unfall; zweitens, wenn man meint, es handle sich 
um einen innerkommunistischen Vorgang; drittens, 
wenn man erwartet, es sei ein kurzfristiger Vor-
gang oder er ließe sich wie ein Kavaliersdelikt bald 
wieder ausgleichen; viertens, wenn man mehr oder 
weniger die von den Wortführern der Invasions-
gruppe aufgestellten Behauptungen, die zur Be-
gründung ihres Vorgehens dienen sollen, über-
nimmt oder sich durch sie dazu verleiten läßt, in 
der einen oder anderen Behauptung das berühmte 
Körnchen Wahrheit oder den Schlüssel zur Auf-
klärung für alles erfahren zu haben. 

Meine Damen und Herren, ich finde, es ist keine 
Schande, zuzugeben, daß man ernstlich prüfen müsse, 
was alles den Vorgängen zugrunde liegt, und wenn 
man sagt, dies sei Grund genug zu einer Über-
prüfung auch der eigenen Politik. Damit, so möchte 
ich sagen, wird doch nicht in Frage gestellt, was 
man bisher getan hat, sondern — sofern man es 
hat — im Instrumentarium der politischen Mittel 
und Möglichkeiten nach den Instrumenten gesucht, 
die genau passen. Das ist das Entscheidende. 
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Um einen Vergleich aus dem Leben zu nehmen, 

möchte ich sagen: wer sich, wenn er fährt, nicht 
darüber im unklaren sein kann, daß er sich vor 
einer offensichtlich sehr schwierigen Wegstrecke 
befindet, die er aber zu bewältigen suchen muß 
und auch will, der läßt doch wohl mindestens seine 
Reifen gründlich prüfen und notfalls auswechseln - 
und vielleicht auch sonst noch einiges an seinem 
Wagen —, um sicher zu sein, soweit das menschen-
möglich ist, daß sie die Belastung aushalten und 
die Strapazen bestehen können. Sich so zu verhalten, 
das heißt doch nicht „Ich gebe auf"- — oder? Man 
sollte runter von den im Grunde unfruchtbaren, 
wenn auch phantastisch die Zeit vertreibenden Dis-
kussionen: ob oder ob nicht, und was davon und 
wie. 

Im tschechosolwakischen Nachbarland wird unter 
Aufbietung aller Kraft versucht, die unter den Be-
dingungen einer militärischen Okkupation, die jetzt 
vertraglich besiegelt ist, und einer wirtschaftlichen 
Vormundschaft möglichen Formen nationaler 
Existenz mit gedrosselter demokratischer Selbst-
bestimmung zu finden und auszuprobieren. Das ist 
das, womit man sich jetzt dort zu beschäftigen hat. 

Aber während das vor sich geht, hat auf der welt-
politischen Bühne schon ein neuer Akt begonnen. 
Dieser Akt ist von dem Außenminister der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken, Gromyko, mit 
seiner Rede in der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen eingeleitet worden. Es wäre unzureichend, 
darin lediglich eine Begleiterscheinung oder eine 
Folge des Vorgangs CSSR zu sehen. Es wäre sogar 
unzureichend, darunter nur oder hauptsächlich eine 
sozusagen mit erhobener Stimme ausgesprochene 
Warnung an andere zu verstehen, die im Zusam-
menhang mit dem Vorgang CSSR unruhig gewor-
den sind. Auch das wäre unzureichend. 

In Wirklichkeit — ich meine das ganz unpathe-
tisch — sind die Völker der Welt vor die Frage ge-
stellt, welche Rollen ihnen in diesem Akt auf der 
weltpolitischen Bühne zugedacht sind, oder: welche 
sie zu übernehmen gedenken. Da müssen sie einen 
Moment nach Luft schnappen, wenn sie erkennen, 
was das nämlich in Wirklichkeit bedeuten wird. Das 
Schicksal der CSSR stellt in diesem Akt nur ein Bild 
oder eine Szene dar, — ohne damit dieses Schick-
sal verringern zu wollen. 

Die Vereinten Nationen und die einzelnen Staaten 
in der Welt — die einen etwas mehr fühlbar, die 
anderen weniger fühlbar — sind vor die Frage ge-
stellt, ob sie folgende Bedingungen hinnehmen wol-
len. 

Erstens. Die kommunistisch regierten Länder im 
unmittelbaren Moskauer Einflußbereich unterliegen 
einem Sonderrecht. 

Zweitens. Die Beziehungen dieser Länder zur 
übrigen Welt dürfen den von Moskau bestimmten 
Rahmen nicht überschreiten oder lockern. 

Drittens. Versuchen sie es dennoch, so werden 
sie militärisch, politisch und wirtschaftlich zur Ein-
haltung der Moskauer Doktrin genötigt. 

Viertens. Die übrige Welt hat sich aller Versuche 
zu enthalten, mit den unter diesem Sonderrecht 
stehenden Ländern andere Beziehungen anzubahnen 
oder zu unterhalten, als Moskau sie zuläßt. 

Fünftens. Wer von Moskau verdächtigt oder gar 
bezichtigt wird, normale zwischenstaatliche Bezie-
hungen auch zu den Ländern, die unter diesem 
Sonderrecht stehen, anzustreben, der wird zum Feind 
des Friedens erklärt. 

Ich sage das unpathetisch. Das sind die Feststel-
lungen, an denen man nicht vorbeikommt, mit denen 
man sich befassen und schließlich fertigwerden muß. 

Vom sowjetischen Außenminister ist betont. wor-
den, zwischen dieser Doktrin und Moskaus, d. h. 
seiner eigenen Regierung Entschlossenheit, den Frie-
den und die internationale Sicherheit zu verteidigen, 
bestehe kein Widerspruch. Ich nehme das so, wie 
es gesagt worden ist, und meine, genaugenommen 
kann das dann also, richtig verstanden, nur folgen-
des bedeuten: Frieden und internationale Sicherheit 
— es sind seine Begriffe; aber es sind ja allgemein 
gebräuchliche Begriffe, wenn es ihnen auch so geht, 
wie es eben der Bundeskanzler in bezug auf einige 
andere Begriffe einmal angeleuchtet hat — werden 
davon abhängig gemacht, daß Moskau dieses Son-
derrecht aufrechtzuerhalten imstande ist, oder daß 
es Frieden und internationale Sicherheit nur geben 
wird, wenn sich alle anderen Staaten mit der Mos-
kauer Doktrin abfinden. Da müssen Sie auch eine 
Weile den Atem anhalten, meine Damen und 
Herren, wenn Sie daran denken, was das nämlich 
heißen wird. 

Für uns Deutsche jedenfalls ist diese Frage keine 
lediglich akademische Frage. Denn der Teil Deutsch-
lands und unseres Volkes, den  die  Sowjetregierung 
als Glied der Gemeinschaft der kommunistisch re-
gierten Länder bezeichnet, unterliegt nach ihrem 
Willen denselben Gesetzen, d. h. Gewalten, die wir 
jetzt in unserem südöstlichen Nachbarland CSSR 
angewandt sehen. 

Es ist dieser Tage in Potsdam — beinahe hätte 
ich gesagt: wo könnte es anders sein? — eine Jah-
reszahl gefeiert worden für irgendeine Akademie 
des Rechtes. Das „Neue Deutschland" hat am 16. die 
grundlegende Rede des Staatsratsvorsitzenden wie-
dergegeben, auf die hier in der Debatte von Herrn 
Barzel kurz hingewiesen worden ist. Gestern, am 
17., konnte man die Rede des prominenten sowje-
tischen Gastes, eines Professors, nachlesen, der 
— und in diesem Zusammenhang zitiere ich diesen 
seinen Satz — dort gesagt hat: 

Die Grenzen der DDR haben nicht nur natio-
nale, sondern auch internationale Bedeutung; 
sie sind Grenzen des Friedens, die Trennungs-
linie zwischen Sozialismus und Imperialismus. 

So heißt das in der anmaßenden Ausdrucksweise 
eines sowjetischen Professors der Rechte, der den 
russischen Imperialismus als Jurist sozialistisch zu 
rechtfertigen sucht. Das ist der Tatbestand. 

Deswegen sage ich: Für uns ist das nicht einfach 
eine akademische Angelegenheit, nein, wir müssen 
wissen, in diese Dimension will die Moskauer Re- 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 190. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1968 	10303 

Bundesminister Wehner 

gierung die deutschen Fragen gebracht sehen, und 
 unter dieser Doktrin steht für sie Frieden und inter-

nationale Sicherheit. Beides muß man sich immer 
wieder vergegenwärtigen, und es ist nicht zuviel 
gesagt, wenn man bemerkt, daß sich für die  'deutsche 

 Politik, aber auch für die Politik anderer Nationen, 
in Europa vor allem, wie aber auch sonst in der 
Welt, aus dieser Doktrin erhebliche und, wie ich 
meine, ernste Folgerungen ergeben. 

Meines Erachtens darf man diese Folgerungen 
nicht nur durch Protest oder durch achselzuckende 
Hinnahme für erledigt ansehen oder meinen: Es wird 
sich schon irgendwie einrichten. Manche meinen, es 
gäbe unter verschiedenen Lösungsmöglichkeiten für 
dieses Dilemma z. B. .die folgenden — ich zähle 
einige Idavon auf —: 

Erstens. Die beiden Großmächte von West und 
Ost, in Hauptstädten genannt: Washington und 
Moskau, suchten und fänden untereinander eine 
Art von Koexistenzregelung, an die sich dann die 
Kleineren in ihrem jeweiligen Bereich zu halten 
hätten, respektive deren sie sich erfreuen dürften. 
Vom jugoslawischen Außenminister ist dies dieser 
Tage als hegemoniale Koexistenz gekennzeichnet 
worden, und er wird es ja wissen. Nach mancherlei 
Erfahrungen scheint es mir zweifelhaft, ob diese 
hegemoniale Koexistenz den Frieden sicherer 
machen kann, abgesehen davon, daß damit die 
Freiheitssphäre der kleineren Länder und Völker, 
theoretisch jedenfalls, von den Großen bestimmt 
würde, in  Wirklichkeit aber ständigen Erschüt-
terungen ausgesetzt wäre. Das ist das eine, wovon 
die Leute meinen, es wäre vielleicht eine Lösungs-
möglichkeit. 

Das andere, das Zweite: Die Vereinten Nationen 
nähmen also diesen Zustand hin und überließen es 
faktisch den Großmächten, die Rolle des Ordnungs-
hüters auszuüben. Meine Damen und Herren, dann 
hätte man ein Blatt, auf dem der Originaltext der 
Menschenrechte verzeichnet ist, und man hätte ein 
oder mehrere teilweise durchsichtige Deckblätter, 
die auf den Urtext, auf den Originaltext zu klappen 
wären, damit für jeden Bereich jeweils die dort 
zugelassenen und dann unterschiedlichen Textstellen 
der Menschenrechte gelten. 

(Abg. Dr. Schmidt (Wuppertal) : Sehr gut!) 

— Ja, bitte, das ist der Vorgang. 

Drittens, soweit es uns selbst betrifft — und viel-
leicht wird es dann etwas einleuchtender —: Unter 
den Lösungsmöglichkeiten, die manchen vorschwe-
ben oder nach denen manche greifen — warum soll 
man nicht sogar nach Strohhalmen oder etwas, das 
etwas dicker aussieht, greifen? —, findet man: Wir 
Deutschen anerkennen hier, was Moskau und die 
SED-Führung in Ostberlin anerkannt haben wollen, 
ehe es überhaupt zu sachlichen Verhandlungen über 
einen denkbaren und zu praktizierenden Modus 
vivendi kommt, um den es ja in Wirklichkeit die 
ganze Zeit geht. Wer sich mehr vorgestellt hat, den 
bedauere ich. Aber darüber brauchen wir nicht zu 
streiten. Wäre dies so, daß wir Deutschen hier 
anerkennen, was Moskau und die SED-Führung in 

Ostberlin anerkannt haben wollen, ehe es über-
haupt zu sachlichen Verhandlungen über einen denk-
baren Modus vivendi kommt, bliebe dennoch die 
Doktrin wirksam, d. h. der Grad der Beziehungen 
für den Modus vivendi würde durch diese Doktrin 
diktiert, durch nichts anderes. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dann kommen wir zu einer vierten Überlegung 
unter dieser Auswahl von Gedanken. Wir nehmen 
den Gedanken einer — ich hörte das dieser Tage — 
Achse Bonn-Ostberlin-Moskau auf. Das heißt, wir 
unterwerfen uns selbst der Doktrin und lassen alles 
andere beiseite. Dann haben wir es mit ziemlicher 
Sicherheit mit den Forderungen zu tun, die Ostberlin 
beim SED-Parteitag 1967 — um nur die letzten zu 
nehmen — aufgestellt und in diesem Jahr zum Fun-
dament und zum Gerüst seiner DDR-Verfassung 
gemacht hat, jetzt einmal in unseren Bereich hinein 
projiziert. Die Forderungen des SED-Parteitages vom 
Jahre 1967 sind inzwischen weiterentwickelt wor-
den. Sie sollen uns zu einem „friedliebenden" Staat 
umkrempeln, der allerdings dem Frieden der Welt 
nicht als gleichberechtigter Partner dienen könnte, 
das muß man dabei wissen. 

Wie sehr übrigens auch offizielle Kommunisten 
Gefangene ihrer eigenen Doktrinen und Theorien 
sein können, konnte man unlängst am Beispiel einer 
großen Warschauer Zeitung sehen. Darin sind auch 
diejenigen in Deutschland als im Grunde genommen 
verdächtig und gefährlich denunziert worden, die 
geneigt wären, die kommunistische Formel vom 
Status quo, der nicht angerührt und verändert wer-
den dürfe, hinzunehmen. Denn die offiziellen Kom-
munisten argwöhnen, auch dies sei nur eine be-
sonders raffinierte Art und Weise, die kommuni-
stische Macht untergraben zu wollen. Mit anderen 
Worten: was sie für sich selbst in Anspruch nehmen, 
das darf ein anderer keineswegs für sich in An-
spruch nehmen, nämlich politisch um die Lösung von 
Streitfragen zu ringen, ohne Androhung oder An-
wendung von Gewalt. Jedem anderen wird sofort 
unterstellt, er wolle hier die Politik nur als eine 
Fortsetzung des Krieges mit anderen Mitteln be-
treiben. 

Damit will ich diese von manchen unter den 
gegenwärtigen Umständen ins Auge gefaßten oder 
als denkbare Lösung angesehenen Möglichkeiten 
hinter mir lassen. 

Eine kommunistische Zeitung, die jugoslawische 
„Borba", hat kürzlich geschrieben: Die sowjetische 
These von der begrenzten Souveränität der sozia-
listischen Länder und dem Recht, selbst einander 
— Marxisten — durch Waffengewalt revisionistische 
Abweichungen zu korrigieren, trägt eine qualitativ 
neue Dimension in das internationale Leben, näm-
lich — so schrieb die „Borba" — die Dimension 
des Krieges zwischen sozialistischen Ländern. Das 
ist eine ernst gemeinte und ernst zu nehmende 
Feststellung, und sie wird nicht dadurch leichter, 
daß man sagt: na, wenn schon! 

Wenn wir es aber, meine Damen und Herren, 
mit einer solchen Gesamtsituation zu tun haben, 
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darf ich hier vielleicht einen Begriff wiederaufneh-
men, auch um — ich bitte um Entschuldigung, wenn 
ich darauf zurückkomme — Herrn Kollegen Misch-
nick noch einmal an seine Fragen — oder es waren 
schon etwas mehr als Fragen? — zu erinnern und 
auf sie einzugehen. Ich möchte einen Begriff wieder-
aufnehmen, den ich zu Beginn der 60er Jahre als 
Vorschlag in diesem Hause vorgebracht habe, näm-
lich: Eine Bestandsaufnahme ist fällig. Vielleicht 
verstehen Sie jetzt, meine Damen und Herren, die-
sen Begriff besser, so, wie er gemeint ist und auch 
gemeint war, nämlich weder als einen Versuch, da-
mit etwas einschmuggeln zu wollen, das alles bis-
her Geübte in die Luft jagen soll, noch als Ausdruck 
von Ratlosigkeit angesichts einiger schwerwiegen-
der Erscheinungen, sondern als einen Vorschlag, 
herauszufinden, was wir unseren Interessen gemäß 
und bei sachgerechter, zweckmäßiger Auswahl der 
Möglichkeiten, die den gegenwärtigen Notwendig-
keiten entsprechen, tun müssen und tun können, 
um zu leisten, was zu leisten wir uns nach dem 
Grundgesetz verpflichtet haben. 

Herr Mischnick hatte Fragen gestellt, wie es denn 
mit den Übereinstimmungen sei, die es etwa in der 
akuten Phase der militärischen Invasion gegen die 
CSSR gegeben habe, hinsichtlich gewisser Grund-
einstellungen, oder was man vermeiden solle oder 
was man tun solle. Es tut mir leid, Herr Genscher, 
daß ich Sie so plagen muß und daß Sie so müde 
werden, aber irgendwann muß ich das einmal los-
werden. 

Mein Vorschlag ist, meine Damen und Herren: 
Wir sollten so aktuell wie möglich bleiben oder 
jedenfalls werden und- in diesen Punkten alle zu-
sammen unser Bestes dazu beitragen, daß wir aus 
der Bestandsaufnahme solcher Art zu richtig wirken-
den Schritten und Handlungen kommen. Was wir 
nämlich jetzt zu tun vermögen, das kann unter Um-
ständen Ansätze für den schwierigen Übergang zu 
den 70er Jahren geben, in denen man, wenn man 
schon in den 60er Jahren ständig kollidiert hat, 
schon gar nicht mit den aus den 50er Jahren stam-
menden Einrichtungen, Modellen und Lösungsvor-
stellungen wird weiterkommen können. Das heißt, 
wir müssen erneuern. Das heißt, wir müssen man-
ches umgruppieren und uns neu orientieren. Das 
kann man, weil wir in diese Situation alle gemein-
sam verdammt sind, nur bei dem Willen, zu größt-
möglicher Übereinstimmung zu gelangen. Deswegen 
sage ich: Wetteifern wir darin, jeder etwas dazu 
beizutragen, damit es niemandem gelingen möge, 
die Bundesrepublik in die Isolierung zu drängen 
und innerlich zu lähmen! 

Auf beides geht diese Doktrin ganz aktuell aus, 
wenn sie auch nicht etwa nur uns gilt; so schön sind 
wir nun auch wieder nicht, als wäre das alles nur 
unseretwegen gemacht. Nein. Aber unser Platz ist 
nun einmal der, in dieser Doktrin und mit ihrer 
Hilfe isoliert und innerlich gelähmt zu werden. 

Wenn es uns gelingen sollte, meine Damen und 
Herren, anderen europäischen Völkern und viel-
leicht auch sogar manchen ihrer Regierungen ver-
ständlich zu machen, daß mit ihrem eigenen Begeh-
ren nach Freiheit, nach Frieden, nach Sicherheit  

untrennbar auch eine positive europäische Behand-
lung und schließlich Lösung der deutschen Fragen 
verbunden ist, dann hätte die gewalttätige Ver-
fahrensweise der UdSSR und ihrer Invasionsgruppe 
doch auch auf einer Seite sogar eine ganz heilsame 
Wirkung. 

Wenn man sich nicht damit begnügen wird, darauf 
zu rechnen, daß die beiden ganz großen Mächte 
— Moskau und Washington in diesem Falle — sich 
über Formen verständigen werden, die für die Ein-
führung der Moskauer Doktrin in die Theorie und 
in die Praxis der Vereinten Nationen anwendbar 
sein könnten — was ich nicht ausschließe —, dann 
gäbe das Ansatzpunkte zur Selbstbehauptung und 
zu kooperativerem Verhalten der Kleineren zuein-
ander, abseits auch vieles Institutionellem, und auf 
das kommt es heute mehr an als auf den Streit um 
das Institutionelle. 

Ich bezweifle nicht, daß sich die Moskauer Doktrin 
auf längere Sicht als unhaltbar erweisen mùß, weil 
sie die kommunistisch regierten Länder unter eine 
deren Entwicklung schließlich hemmende und un-
erträgliche Vormundschaft stellt. Aber für den 
Frieden und die internationale Sicherheit muß mehr 
getan werden, als diesen Widerspruch der Mos-
kauer Doktrin zu den Interessen auch kommunistisch 
regierter Länder zur Wirkung kommen zu lassen; 
denn das gebieten die Interessen der Völker, und 
wir hier sollten bereit und fähig sein, unseren kon-
struktiven Beitrag zu leisten. Wir sollten ihn auch 
anbieten. 

Ohne von anderen mehr verlangen zu wollen, als 
wir selbst zu tun bereit sind, und ohne als Lehr-
meister auftreten zu wollen, müssen wir uns selbst 
immer wieder in Erinnerung bringen und den an-
deren zurufen und auch von uns aus darauf hinwir-
ken: Europa muß mehr werden als ein bloßer geo-
graphischer oder historischer Begriff — er wird 
heute fast ausschließlich so verwendet, und man 
meint, er hätte genügend Inhalt —, auch mehr als 
ein Schlagwort oder ein Richtungsweiser zu einem 
fernen Ziel. 

Entschuldigen Sie bitte, aber die Europäer dürf-
ten sich nicht den Luxus leisten, im Streit darüber 
zu verharren, ob Europa durch Integration oder 
durch Addition gebaut werden müßte. Verharren 
sie aber, wie ich jedenfalls vermute, in ihren amt-
lichen Bestandteilen darin, so werden sie faktisch 
zu Objekten, einerseits der Interessenkonflikte, an-
dererseits aber auch der Interessenausgleiche 
— diese sind manchmal genauso schmerzhaft wie die 
Konflikte selbst — der großen Mächte, denen im 
übrigen mit diesem Verhalten der kleineren nicht 
gedient wird; denn sie bekommen immer mehr, von 
ihnen am Ende gar nicht zu bewältigende Verant-
wortungen und Zuständigkeiten. 

Es ist etwas gespenstisch, wenn im guten Glauben 
— und man muß den Hut vor diesem guten Glauben 
ziehen — gesagt wird: Alles wäre zu lösen, wenn 
Europa zusammenhielte. Das Schlimme ist eben: die 
Welt und die Verhältnisse sind nicht so, und genau 
mit dem haben wir uns zu befassen. Bei dem, womit 
wir es unter ständiger Benutzung — und ich sage: 
Abnutzung — dieses Schildes Europa zu tun hatten, 
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haben doch in Wirklichkeit der Westen, der Norden 
und der Süden Europas immer ein wenig, jeder für 
sich, angenommen, sie berühre es nicht unmittelbar, 
wenn z. B. der westliche Teil Mitteleuropas — das 
sind wir und einige andere — infolge der vom 
Osten verursachten Störungen unter steigenden 
sowjetischen Druck gerate. Da haben die im eigent-
lichen Westen, im Norden und im Süden gemeint: 
An uns geht dieses Tief vorbei. Ich finde, es muß 
gesagt werden: es wäre ein tragischer Irrtum, an-
zunehmen, dieser Westen, der Norden und auch 
der Süden Europas vermöchten sozusagen um 
Mitteleuropa herum zu einer Art von Kooperation 
mit dem Osten einschließlich des östlichen Mittel-
europas — das geht dann so etwa bis zur CSSR — 
zu gelangen. Es wäre auch folgenschwer, wenn 
jeder Teil Europas auf eine etwas günstigere Groß-
wetterlage spekulieren und für sich Chancen aus-
rechnen würde, sozusagen ein ganz spezielles 
Arrangement mit dem Osten zustande zu bringen. 
Was machen wir angesichts einer solchen Lage, an 
der sich im Grunde bisher die meisten Ansätze fest-
gelaufen haben? Ich denke schon mit Bedauern an 
jene Damen und Herren, die — in wenigen Tagen 
wird es sein — angesichts des Kalenders — wir sind 
ja alle auch dem Kalender verpflichtet — 20 Jahre 
europäische Bemühungen in Den Haag in Erinne-
rung rufen werden. 

Was ist daraus von uns aus und gar nicht in 
einem engen national-staatlich gemeinten Sinne zu 
bemerken? Meine Überzeugung ist, so untauglich 
die Block- und die Lagervorstellungen für Verstän-
digung und für Interessenausgleich zwischen Ost 
und West sind, so untauglich sind auch die Vorstel-
lungen, sozusagen jeder ganz für sich allein, einige 
auserwählte Nationen, ganz bestimmte jedenfalls, 
könnten es schaffen, sich mit dem Osten zu arran-
gieren oder voranzugehen. Das sind, glaube ich 
jedenfalls — und die Erfahrung scheint es zu leh-
ren —, untaugliche Vorstellungen. 

Wir haben es mit der Notwendigkeit zu tun, mehr 
denn je Bereitschaft zu Kooperation in Europa und 
auch Fähigkeit — was noch viel schwerer ist — zu 
Kooperation in Europa zustande bringen zu helfen. 
Bereitschaft — die erklärt man fortgesetzt. Fähig-
keit— da stößt man sich an den Institutionen; die 
einen an ihrer EWG, die anderen an ihrer EFTA 
und wieder andere an noch anderen Institutionen. 
Das ist sehr, sehr schwierig. Ich meine also Fähig-
keit zu kooperativerem Verhältnis und Verhalten, 
das über die bisher entwickelten institutionalisierten 
Formen hinausgeht, ohne diese zu vernachlässigen; 
denn dann wäre man auch wieder unten. 

Es ist doch wohl nicht zu bestreiten: Solange der 
Osten Europas nicht zu Kooperation mit dem. übri-
gen Europa imstande ist — was immer die Gründe 
dafür sein mögen —, muß dieses übrige Europa, 
ohne deshalb zu einem Block werden zu wollen, 
wenigstens das Maß eigener Kooperation zu errei-
chen versuchen, das es möglich macht, die Voraus-
setzungen für das, was man Koexistenz mit dem 
Osten nennt, zu gewährleisten und die Ansätze zu 
bilden zu einmal kommenden kooperativeren Bezie-
hungen, auch zwischen ost- und westeuropäischen 

 

Staaten, wenn diese auch nur sehr allmählich heran-
reifen werden. 

Es mag angesichts des Dramas in der und um die 
CSSR zur Zeit noch vermessen erscheinen, solche 
Forderungen oder Vorschläge zu erwägen. Aber ich 
halte es für falsch, dies einfach dem Lauf der Zeit 
überlassen zu wollen. Heute ist es unvermeidlich, 
daß die durch die Invasion in die CSSR gestörten 
Sicherheitsverhältnisse durch das nordatlantische 
Bündnis zum Gegenstand eigener militärischer Vor-
kehrungen für die Gewährleistung der Sicherheit des 
durch dieses Bündnis gedeckten Territoriums ge-
macht werden. Aber es wäre irrig anzunehmen, 
darin erschöpfe sich die Aufgabe des Westens oder 
darin erschöpfe sich das, was wir dazu beizutragen 
hätten, wenn wir ein wenig Licht auch für die 
eigentlichen deutschen Fragen mit herbeiführen hel-
fen wollen. So lebensnotwendig unter den gegebe-
nen Verhältnissen die militärische Funktionsfähig-
keit des nordatlantischen Bündnisses ist, so wesent-
lich es, meine ich, außerdem sein würde, wenn etwa 
die europäische Gemeinschaft der Sechs jetzt über 
ihren Schatten zu springen vermöchte — und wäre 
es auch nur im Zeitlupentempo — und — außer 
Marktordnungen, die sicher vortrefflich sind — 
einige lebenswichtige Fortschritte in Richtung um-
fassenderer Kooperationen zustande zu bringen ver-
möchte, so dürfte sich europäische Aktivität auch 
darin nicht erschöpfen. Bei verantwortungsbewußten 
Staatsmännern, politisch verantwortlichen Menschen 
müssen diese Ereignisse und muß auch diese Doktrin 
zu Überlegungen und Schritten führen, die minde-
stens den Meinungsaustausch zwischen möglichst 
vielen europäischen Regierungen bewirken und eine 
Art von Synchronisation von Handlungen ermög-
lichen. Dabei sollte man auch, ohne diese zu ver-
letzen, über institutionalisierte Verhältnisse hinaus-
zuwirken versuchen. 

Es wäre gut, meine Damen und Herren, wenn 
etwa durch das, was in dieser Debatte zu solchen 
und damit verwandten Fragen gesagt worden ist, 
der Eindruck vertieft würde, den der Bundesminister 
des Auswärtigen in Genf mit seiner maßvollen und 
präzisen Beschreibung der politischen Landschaft 
und einigen konstruktiven Vorschlägen hinterlassen 
hat. Dort hat man sich davon überzeugen können, 
daß die Bundesrepublik bemüht ist, ein konstrukti-
ver Partner bei der Lösung komplizierter Probleme 
zu sein. 

Es ist keine Schande, wenn weder die Bundes-
regierung noch der Bundestag funkelnagelneue Me-
thoden zur Lösung von Krisen und Beseitigung von 
Krisenelementen anzubieten hat. Nein, es kommt 
darauf an, deutlich zu machen, daß wir aufrichtige 
Partner zu sein bemüht sind, daß wir nicht mit dem 
Feuer spielen und daß wir ebensowenig Öl in vor-
handene Feuer schütten. Wir machen uns weder an-
heischig, alles besser oder am besten wissen zu wol-
len, noch, andere gängeln zu wollen. Die Bundes-
republik soll vielmehr wollen, wie jemand zu er-
scheinen, der sich wohl der Tatsache bewußt ist, daß 
es auf ihn allein angesichts der Wucht großer Ereig-
nisse und einer Entwicklung, die einem schon den 
Atem rauben kann, zwar nicht ankommt, daß wir 
aber jemand sind und zu sein bemüht sind, der sei- 
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nen Platz ausfüllt und zur Stelle ist, wenn es um 
konstruktive Bemühungen geht, die Gegensätze 
nicht aufeinanderprallen, sondern schrittweise der 
sachlichen Behandlung zuführen zu lassen. 

Wir haben wenig sehr wirksame und für so 
schwere Verhältnisse aufrüttelnde Stimmen von 
außerhalb unseres eigenen Bereichs: 

(Zuruf des Abg. Haase [Kassel].) 

— Ja, das mögen Sie dann sagen, Herr Haase. Das 
ist eine Frage des Taktes auch für Abgeordnete, wie 
sie sich politische Gedanken, die einer vorbringt, 
anhören oder nicht. Wenn Sie das nicht wollen, dann 
müssen wir anders miteinander reden. 

Weder der Präsident der Vereinigten Staaten 
noch der Präsident Frankreichs — das ist ganz 
natürlich, das ist weder ein Trost noch eine Anklage 
— sind imstande, für diese so schwierige Lage und 
auch angesichts dieser Doktrin noch verschlimmerte 
Lage das erlösende Wort zu sprechen. 

Auch auf der anderen Seite hat man seine Pro-
bleme, und diese Probleme erledigen sich nicht da-
durch, daß man dort die durch die militärische Inva-
sion in das Prokrustesbett gezwängten Sprecher des 
Volkes der CSSR sagen läßt, was Moskau oder auch 
andere, Ostberlin z. B., von ihnen hören wollen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Wehner, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Ja, bitte! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Haase! 

Haase (Kassel) (CDU/CSU) : Hochverehrter Herr 
Minister, sind Sie bereit, davon Kenntnis zu nehmen, 
daß ich eben lediglich die Gelegenheit nahm, mich 
bei meinem Fraktionsgeschäftsführer über den Takt 
der Bundesregierung zu beschweren, mit keinem 
Minister — mit Ihrer Ausnahme — und mit dem 
Bundeskanzler nicht mehr in der Haushaltsdebatte 
vertreten zu sein? Das war meine Frage an Herrn 
Rösing. 

Wehner, Bundesminister für gesamtdeutsche 
Fragen: Ich bin bereit, ja. 

Jedenfalls unser Volk sollte alles daran setzen — 
amtlich und auch nicht amtlich meine ich das —, daß 
rundherum erkennbar wird: Die Deutschen wollen 
helfen, mit an Europa zu bauen, nicht einer bestimm-
ten anderen Doktrin wegen, sondern weil sie wie 
kaum ein anderes Volk für die Zukunft ihres eige-
nen Volkes darauf angewiesen sind, daß aus Europa 
mehr wird als Formeln, die sich aneinander reiben. 

Wenn dazu noch kommt, daß man aus den vielen 
Begegnungen und auch aus den Versuchen, wie wir 
in schwieriger Situation unsere Fragen zu klären 
bemüht sind, den Eindruck von uns mitnimmt, daß 
wir ehrlich Recht und Respekt vor dem Recht bei 
uns selbst und auch im Verhältnis zu anderen wün

-

schen und zu halten bemüht sind, nun, dann werden 
wir etwas haben, von dem man später sagen wird: 
unter schwierigen Verhältnissen auch eine wichtige 
Leistung. 

Damit dieser Eindruck, auf den es heute sehr an-
kommt, mehr sein kann als ein freundlicher Schim-
mer, der eine Art von politischer Trümmerlandschaft 
etwas verschönt, müssen wir im gespaltenen 
Deutschland tun, was möglich ist, um auch über die 
Demarkationslinien hinweg unbefangen über das zu 
sprechen, was dazu helfen kann, unserem Volk die 
Last der Spaltung zu erleichtern. Ich meine, wir 
haben in dieser Hinsicht nichts von dem zurück-
zunehmen oder zu bereuen, was wir angeboten ha-
ben, wozu wir Ansätze geliefert haben. Wir sind 
imstande und auch bereit, das sogar weiter zu ent-
wickeln, so souverän wie nur möglich, aber nicht, 
es dem Mißbrauch oder der Täuschung anheimfallen 
zu lassen, die von anderen damit getrieben werden. 

Ich darf hier, weil die Diskussionen, wenn auch 
nicht in diesem Hause zur Zeit, aber mit ihrem 
Widerhall in Ausschüssen und draußen um das 
Haus herum diese Fragen doch drängender erschei-
nen lassen, darauf hinweisen: Wir sind — ich jeden-
falls fühle mich dazu auch durch meinen Eid ver-
pflichtet — dazu verpflichtet, dafür zu wirken, daß 
unser gesamtes deutsches Volk in freier Selbstbe-
stimmung die Einheit und die Freiheit Deutschlands 
vollenden kann. Wir haben in unserer Regierungs-
erklärung vom Dezember erklärt, daß wir die Lands-
leute im anderen Teil unseres Vaterlands nicht be-
vormunden wollen. Wir haben keinen Zweifel daran 
gelassen. Wir werden es auch immer wieder bewei-
sen, daß uns das ernst ist, daß wir unser Ziel auch 
nicht durch Gewalt oder durch Androhung von 
Gewalt zu erreichen suchen werden. Auch diese 
unsere Politik steht unter dem Leitwort des Willens 
zu Frieden und zu Verständigung. Wenn die Men-
schen im anderen Teil Deutschlands einwandfrei in 
eigener, freier Entscheidung bestimmen können, wie 
sie mit uns zu leben wünschen, so respektieren wir 
ihre Entscheidung. 

Daß die innerdeutschen Demarkationslinien oder 
Grenzen von uns nicht angetastet werden, das haben 
wir nicht nur betont, sondern hinlänglich bewiesen. 
Daß übrigens auf unserer Seite auf keinen ge-
schossen wird, der von Deutschland nach Deutsch-
land will, das ist auch erwiesen, wird von manchen 
aber schon vergessen. Unsererseits jedenfalls steht 
einem vernünftigen Modus vivendi nichts im Wege. 
Wir suchen dabei weder nach Arbeit über dieses 
schreckliche Pensum hinaus noch nach Betätigungs-
plätzen bei anderen, denen wir Modelle anbieten 
oder aufdrängen wollten für die Art, wie sie ihre 
kommunistische Ordnung ändern oder umgestalten 
sollten; das soll und muß deren Sache sein. Aber 
wir werden jetzt sehr schweren Belastungsproben 
ausgesetzt sein, und das heißt für viele Menschen: 
sie werden ganz schweren Enttäuschungen hinsicht-
lich dieser Doktrin ausgeliefert sein, die nicht, Herr 
Mischnick, etwas ist, was einfach so hingesagt wor-
den ist, die auch nicht etwas ist, was funkelnagel-
neu ist; die Bestandteile dieser Doktrin waren für 
den, der sich ernsthaft mit den Verhältnissen be- 
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schäftigt, leider schon sehr lange erkennbar; ich 
will das nicht im einzelnen beleuchten. 

Angesichts einer solchen Zäsur, mit der wir es 
zu tun haben werden, wird es gut sein, wenn die 
Bereitschaft und dann auch die Fähigkeit zum In-
Ordnung-Bringen und In-Ordnung-Halten unseres 
eigenen Instrumentariums und unserer auch gei-
stigen und seelischen Arsenale nicht nur beteuert, 
sondern auch in Handlungen umgesetzt werden. 

Deswegen habe ich — und ich bitte Sie dafür 
noch nachträglich um Entschuldigung — Wert darauf 
gelegt, in meiner eigenen Weise einiges zu dieser 
Situation, die die innerdeutsche Wirklichkeit wahr-
scheinlich sehr drückend machen wird für die, die 
sich einfach kneten lassen, einiges zu sagen, um er-
klären zu helfen, gerade im Zusammenhang mit 
Debatten, bei denen es im Grunde genommen darum 
geht, unser Eigenes zu tun, damit unser Staat seine 
Handlungsfähigkeit und seine Bewegungsfähigkeit 
behalte und sie, wenn möglich, noch steigere. Er 
wird sie wahrlich nötig haben. — Ich danke Ihnen 
für Ihre Geduld. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Möller. 

Dr. h. c. Dr. -Ing. E. h. Möller (SPD) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Meine Fraktion 
hatte mich beauftragt, eine Erklärung zur mittel-
fristigen Finanzplanung abzugeben. Unter dem Ein-
druck der Ausführungen meines Herrn Vorredners 
stehend, bitte ich Sie, damit einverstanden zu sein, 
daß ich diese Erklärung zu Protokoll gebe *). 

Aber gestatten Sie mir noch zwei Anmerkungen, 
gerade im Hinblick auf die ernsten Darstellungen 
des Bundeskanzlers und des Herrn Bundesministers 
Wehner zu unserer Lage, zwei Anmerkungen, die 
die gestrige Debatte in diesem Hohen Hause be-
treffen. 

Wer die beiden Darstellungen des Bundeskanz-
lers und des Bundesministers Wehner in sich aufge-
nommen hat, der wird, so meine ich, froh und 
glücklich darüber sein, daß wir uns jetzt in diesem 
Zeitabschnitt nicht mehr in einem Zustand der Re-
zession und der finanzwirtschaftlichen Unordnung 
befinden, daß wir das gesamtwirtschaftliche Gleich-
gewicht zurückgewonnen haben, daß wir aus der Re-
zession heraus sind, daß wir unsere Finanzen wieder 
ordnen konnten und daß wir heute aus dieser Posi-
tion heraus in der Lage sind, Politik zu machen. 

Da ist es doch mehr als eigenartig, daß ein Abge-
ordneter der FDP gestern nachmittag hier in diesem 
Hohen Hause den Mut gehabt hat, die Frage auf-
zuwerfen: Wann verschwindet die Ergänzungsab-
gabe?, und den Mut gehabt hat, die Forderung auf-
zustellen, die Steuerbelastungsquote müsse gesenkt 
werden. Angesichts dieser Lage, in der wir uns be-
finden, angesichts dieser Aufgabenstellung, die wir 
heute noch einmal durch den Herrn Bundeskanzler 
und durch Herrn Wehner vorgetragen erhalten ha- 

*) Siehe Anlage 2 

ben, ist es doch unmöglich, eine solche Forderung 
aufzustellen, und es ist auch unmöglich, in diesem 
Zusammenhang davon zu sprechen, daß die Finanz-
planung dieser Bundesregierung nicht seriös sei. 
Das ist im Hinblick auf Änderungen, die sich aus 
der Sicherheitslage ergeben, 'der  Vorbehaltsklausel, 
die unseren Verteidigungshaushalt betrifft, gesagt 
worden. Das wurde auch im Hinblick auf Änderun-
gen des Devisenausgleichsabkommens erklärt. 

 
Meine Damen und Herren, das Devisenausgleichs

-

abkommen mit den USA läuft bis 30. Juni 1969. Es 
ist im Hinblick auf die Situation, in der wir uns be-
finden, und im Hinblick auf die Forderungen, die 
von den USA aus an uns ergehen, unmöglich, ir-
gendwelche Zahlen schon jetzt zu nennen oder in 
die mittelfristige Finanzplanung einzubauen. Das 
würde unseren Verhandlungen überhaupt keinen 
Spielraum mehr geben. Die Bundesregierung kann 
in einer solchen Situation nichts anderes tun, als auf 
dieses vorhandene Risiko möglicher Änderungen 
hinzuweisen. 

Wenn wir Sozialdemokraten von wirtschaftlichem 
Wachstum reden und uns für wirtschaftliches 
Wachstum einsetzen, dann bewerten wir die Steuer, 
die erhoben werden muß; um eine Wohlstandspoli-
tik zu machen, nicht einfach als Belastungsfaktor der 
Bevölkerung, sondern wir wissen, daß diese Ab-
gaben unumgänglich sind, um den gesellschaftspo-
litischen Fortschritt sicherzustellen. Wirtschaftliches 
Wachstum und gesellschaftspolitischer Fortschritt 
sind für uns zwei Seiten derselben Münze. 

Und die zweite Bemerkung: Der Bundeswirt-
schaftsminister hat gestern über die Konferenz des 
Weltwährungsfonds und die Tagung der Weltbank 
in Washington berichtet und darauf aufmerksam 
gemacht, daß unsere Überschußposition uns in eine 
besondere Lage gebracht hat. Er hat dargestellt, daß 
es möglich gewesen ist, die anderen Länder davon zu 
überzeugen, daß eine andere Entwicklung z. B. unse-
rer Zahlungsbilanz im Gegensatz zum Jahre 1967 
nicht dazu zwingt, die Forderung nach Aufwertung 
der D-Mark aufzustellen. Er hat dies im einzelnen 
begründet und gesagt: „Die Aufwertungsfrage war 
damit vom Tisch". Sie war bei dieser internationalen 
Konferenz vom Tisch, und ich möchte hinzufügen: sie 
sollte auch für uns vom Tisch sein. Sie sollte bei uns 
nicht mehr in den Mittelpunkt der Diskussion ge-
rückt werden, wenn wir uns über die außenwirt-
schaftliche Absicherung unserer Wirtschaft und un-
seres Staates unterhalten. 

Ich möchte hinzufügen: wir Sozialdemokraten leh-
nen Rezessionen als Mittel -der  Politik ab. Als so-
zial orientierte Partei sind wir auch keine Infla-
tionspartei. Aufschwung nach Maß bedeutet für uns 
Aufschwung nach Maß und Ziel, des Zieles nämlich, 
das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht zu wahren, 
damit das deutsche Volk und die Bundesrepublik 
Deutschland gerade jetzt in der Lage sind, der Her-
ausforderung unserer Zeit gerecht zu werden und 
das zu tun, was einmal als eine Tat dieses Volkes in 
die Geschichte eingeht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
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Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich ergreife das Wort 
nicht nur, um dem Herrn Bundesminister für ge-
samtdeutsche Fragen zu zeigen, daß ich noch hell-
wach bin; denn seinen Ausführungen pflege ich mit 
besonderer Aufmerksamkeit zuzuhören, heute mit 
besonderer Aufmerksamkeit deshalb, weil ich zu 
jenen gehöre, die eine gewisse Verantwortung dafür 
tragen, daß der Herr Bundesminister bei der letzten 
außenpolitischen Debatte die Rede nicht halten 
konnte, die er heute hier gehalten hat. 

Herr Kollege Dr. Möller hat eine Erklärung mei-
nes Fraktionskollegen Dr. Staratzke von gestern 
aufgegriffen. Herr Staratzke hatte die Frage aufge-
worfen, ob es nicht richtig sei, in voller Anwendung 
des Stabilitätsgesetzes endlich zu Alternativrech-
nungen zu kommen, um allen Eventualitäten der 
politischen Entwicklung Rechnung zu tragen. Herr 
Dr. Möller, im Hinblick auf eine solche Alternativ-
rechnung hatte er auch die Frage einer Aufhebung 
der Ergänzungsabgabe angesprochen, eine, wie ich 
finde, berechtigte Frage; denn auch Sie  müssen sich 
ja idem Problem stellen, daß wir bei steigenden 
Löhnen und Einkommen und bei progressiven Ta-
rifen zu einer Erhöhung der Gesamtsteuerbelastung 
kommen, über deren Verwendung oder Aufrecht-
erhaltung wir hier in diesem Haus Entscheidungen 
zu treffen haben. So und nicht anders ist diese 
Erklärung gemeint. Sie steht in keinem Zusammen-
hang und kann nicht in einen Zusammenhang ge-
bracht werden mit  den  außenpolitischen Erwägun-
gen, die hier angestellt worden sind. 

(Beifall bei ¡der FDP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
glaube, daß die heutigen Ausführungen des Bundes-
kanzlers und des Bundesministers für gesamt-
deutsche Fragen sichtbar gemacht haben, wie not-
wendig diese Debatte war und wie richtig es war, 
daß der Vorsitzende der FDP-Fraktion, Wolfgang 
Mischnick, den Bundeskanzler zur Klärung in be-
stimmten außenpolitischen Fragen gedrängt hat. 
Was wir heute über das Problem der Überprüfung 
der Positionen gehört haben, ist ein sinnvoller Bei-
trag zur Klärung der außenpolitischen Position der 
Bundesrepublik und der Bundesregierung gewesen. 

Herr Bundesminister, wir nehmen Ihren Vorschlag 
zu einer Bestandsaufnahme gern auf, denn in der 
Tat haben die Ereignisse in  der  Tschechoslowakei 
erneut einen Impuls dazu gegeben, die Gesamtlage 
in Europa, die Gesamtlage in der Welt, aber auch 
unsere eigene Situation zu überprüfen und nach 
Wegen. zu suchen, wie wir weiterkommen. 

Wenn Herr Mischnick an dieser Stelle vor einer 
Überbewertung dessen gewarnt hat, was Sie als 
Doktrin bezeichnen, so deshalb, weil er verhin-
dern wollte, daß eine solche Erklärung der so-
wjetischen Regierung, in welcher Form sie auch 
immer vorgebracht sein mag — ob durch den 
Botschafter, ob in parteiamtlichen Veröffent-
lichungen, ob in Reden des Außenministers —, 

als unabänderlich, als endgültig hingenommen 
wird. Er hat es getan, um zu verhindern, daß 
wir sie nur in einem Sinn interpretieren und nicht 
andere Möglichkeiten des Verständnisses dieser 
Doktrin offenlassen; denn natürlich ist es denkbar, 
daß hier — und das ist ja auch in den Ausführun-
gen. des Herrn Bundesministers Wehner angeklun-
gen. — die Entwicklung, die darauf gerichtet ist, 
aus den bestehenden Paktsystemen auf europäi

-

schem Boden zu einer neuen Ordnung in Europa 
zu kommen, nicht ausgeschlossen werden soll. Ich 
jedenfalls habe eine solche Erklärung, man könne 
zweiseitig nicht zu Veränderungen kommen, es sei 
müßig, zu versuchen, das Gleichgewicht in Europa 
durch Einwirkungen auf einzelne Staaten des War-
schauer Paktes zu verändern, in erster Linie gar 
nicht als eine Absage an die Politik der Bundes-
republik — oder sagen Sie meinetwegen: der Bun-
desregierung — verstanden, sondern ich habe es in 
erstek Linie als eine Absage an eine Politik ver-
standen, wie sie z. B. der französische Staatspräsi-
dent vertritt, wenn er der Meinung ist, zunächst 
einmal müßten die Blocksysteme auf europäischem 
Boden aufgelöst werden, und dann könne man zu 
größeren europäischen Lösungen kommen. Ich 
glaube, wir sollten diese Interpretation uns selbst 
und auch der anderen Seite offenhalten, damit wir 
nicht zu einer Blockierung kommen. Das allein war 
der Grund, warum Herr Mischnick gestern auf diese 
Frage eingegangen ist. 

Das bedeutet aber nicht, daß mit den heutigen 
Erklärungen der Bundesregierung alle offenen Fra-
gen beantwortet wären. Offen ist weiter die Frage, 
was der Bundeskanzler meinte, als er sagte, viel-
leicht hätten wir uns in Europa zuviel vorgenom-
men. Ist das eine Übernahme der außenpolitischen 
Meinung des französischen Staatspräsidenten? Wol-
len wir jetzt dem Ausbau der bestehenden Gemein-
schaft den Vorrang geben, und wollen wir die Frage 
der Erweiterung nicht mehr so sehr betonen? Das 
wäre in der Tat eine Veränderung der Politik der 
Bundesregierung. Es wäre nützlich gewesen, wenn 
wir hierzu Näheres gehört hätten. 

Eine andere Frage ist aufgeworfen — gar nicht 
hier im Parlament, aber durch einen zeitlichen Zu-
sammenklang verschiedener Erklärungen —, näm-
lich, ob es richtig ist, in diesem Zeitpunkt im Rah-
men der NATO einen stärkeren Zusammenschluß 
der europäischen NATO-Mächte vorzunehmen. Der 
Herr Bundeskanzler hat sich in dieser Richtung aus-
gesprochen. Zur gleichen Zeit, als der Bundeskanz-
ler hier sprach, hat der Verteidigungsminister in 
Paris davor gewarnt, das in diesem Zeitpunkt zu 
tun. Er hat gemeint, hier sei eine Denkpause erfor-
derlich, wenn man nicht erreichen wolle, daß die 
Amerikaner durch einen solchen Zusammenschluß zu 
einem Desinteresse an Europa kämen. Das ist eine, 
wie ich finde, erwägenswerte Vorstellung, die aber 
natürlich besser hier im Parlament zum Ausdruck 
gekommen wäre. 

Ich erwähne das, um zu zeigen, daß Debatten die-
ser Art, wenn sie von der Opposition gefordert 
werden, in erster Linie das Ziel haben, die Regie- 
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rung dort zu einer Präzisierung ihres Standpunktes 
zu zwingen, wo das erforderlich ist. 

Ich darf noch ein Wort zu Herrn Kollegen 
Schmidt sagen, bevor er den Raum verläßt. Herr 
Kollege Schmidt, Sie haben gestern in bezug auf 
eine Wahlbroschüre der FDP, in der ein gewisser 
zeitlicher Stillstand in der Frage der Strafrechts-
reform beanstandet wurde, an mich die Frage ge-
richtet, was denn die Justizminister der FDP in 
Sachen Strafrechtsreform getan hätten. Sie haben 
die Namen von Thomas Dehler, Ewald Bucher und 
Wolfgang Stammberger genannt. Ich glaube, wir dür-
fen Thomas Dehler hier aus dem Spiel lassen, weil 
er als erster Justizminister dieses Staates in den 
ersten vier Jahren der Bundesrepublik wahrhaftig 
andere Aufgaben hatte, als sich mit den Fragen 
der Strafrechtsreform zu befassen. Aber daß er die 
Grundlagen für eine einheitliche Justiz in der Bun-
desrepublik Deutschland mit gelegt hat, daß das 
mit sein Werk ist und daß er ein Maß gesetzt hat 
für künftige Justizminister, ist sicher unbestritten 
zwischen Ihnen und mir, — so daß wahrscheinlich 
Ihre Frage völlig überflüssig ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Genscher, Sie 
haben sicherlich bemerkt, daß ich mich bemüht 
habe, gegenüber Thomas Dehler einen großen 
Respekt zum Ausdruck zu bringen. 

Genscher (FDP) : Ja, Herr Kollege Schmidt, ich 
akzeptiere das völlig. Was die anderen Kollegen 
angeht — — . 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine andere Zwischenfrage, von Frau Abgeordneter 
Diemer-Nicolaus? 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus (FDP) : Herr Kollege 
Genscher, darf ich Sie vielleicht daran erinnern, daß 
es Thomas Dehler war, der überhaupt die Grund-
lagen für die Strafrechtsreform gelegt hat, der die 
Sachverständigengutachten anforderte und die ganze 
Strafrechtsreform in Gang gebracht hat? 

Genscher (FDP) : Ich gebe diese Erinnerung gern 
an die Kollegen weiter, bei denen diese Erinnerung 
erforderlich ist. 

Was den Kollegen Ewald Bucher angeht, Herr 
Kollege Schmidt: Sie wissen, daß er wegen einer 
sehr entscheidenden, wegen einer Überzeugungs-
frage vorzeitig aus seinem Amt ausgeschieden ist 
und deshalb vieles von dem nicht erledigen konnte, 
was er sich vorgenommen hatte. Vielleicht war es 
für ihn auch ein Mangel, daß er in der Zeit, als 
er Justizminister war, nicht auf eine liberale Oppo-
sition zurückgreifen konnte. 

(Lachen bei der SPD.) 

Der Kollege Stammberger, Herr Kollege Schmidt, 
dem ich mich unverändert persönlich verbunden 
fühle, sollte jetzt besser in politischen Fragen Ihrer 
Verteidigung anvertraut werden. So viel hierzu. 

Ich gehe sogar einen Schritt weiter und möchte 
sagen, daß natürlich die Fragen der Strafrechtsreform 
— hier geht es weitgehend um weltanschauliche 
Fragen — gehemmt worden sind durch die tiefgrei-
fenden Meinungsverschiedenheiten, die es in dieser 
Frage gibt, und zwar fast mehr, würde ich sagen, 
zwischen der CDU auf der einen und der SPD und 
der FDP auf der anderen Seite. Das ist nicht etwas, 
das wir direkt oder indirekt etwa dem amtierenden 
Bundesjustizminister anlasten, sondern das ist Sache 
des Hauses. Wir wissen, daß der Bundesjustizmini-
ster hier sehr gern Vorstellungen verwirklichen 
würde, die mit den unseren weitgehend überein-
stimmen. Mehr Freundlichkeiten möchte ich im 
Augenblick in diesem Falle nicht sagen, um völlig 
falschen Interpretationen zu entgehen. Sonst wird 
eine solche Bemerkung am Ende noch in der Öffent-
lichkeit eine gewisse präsidiale Note bekommen. 

(Heiterkeit.) 

Aber ich habe zu Beginn meiner Ausführungen ganz 
bewußt auch ein nettes Wort für Herrn Schröder 
gefunden, um eine gewisse Parität zu gewährleisten. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sie sind sich 
damit als Partei wie immer treugeblieben! 

— Heiterkeit bei der SPD.) 

Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, ich würde 
im Augenblick etwas vorsichtiger sein; denn wir 
hören natürlich im Moment sehr genau zu, was jeder 
von hier oben zu welcher Frage sagt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vielleicht 
lassen Sie mich an dieser Stelle zu einem Problem, 
das indirekt in dem Hinweis auf zwei Mitglieder der 
amtierenden Bundesregierung angesprochen wurde, 
etwas sagen, zu einem Problem, das in der Öffent-
lichkeit diskutiert wird, das seit Montag legitimer 
Weise in der Öffentlichkeit diskutiert wird und das 
in diesem Hause nicht unerwähnt bleiben sollte. 

Der Bundespräsident hat durch seine Erklärung, 
daß er vorzeitig aus dem Amt zu scheiden wünsche, 
den Weg für eine faire und offene Diskussion über 
seine Nachfolge und über personelle Entscheidungen 
der Parteien über diese Frage freigemacht. Wenn 
ich mich veranlaßt gesehen habe — und ich habe das 
nicht ganz ohne Hintergrund getan —, bei der Er-
wähnung von Namen amtierender Bundesminister, 
die, wie wir alle wissen, auch als Kandidaten für das 
höchste Staatsamt im Gespräch sind, den Hinweis zu 
geben, daß man daraus Rückschlüsse nicht ziehen 
könne, so wollte ich damit eigentlich die Aufmerk-
samkeit dieses Hauses auf das Problem richten, das 
in der Tat darin liegt, daß Mitglieder der Bundes-
regierung, die noch dazu einer zur Mehrheitsbildung 
erforderlichen Opposition gegenüberstehen, unter 
Umständen in schwierige Situationen kommen kön-
nen, wenn sie über eine lange Zeit in einem solchen 
Zustand gehalten werden. 
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Bei allem, was wir in der Vergangenheit aus 
objektiven und subjektiven Gründen an Sorgen mit 
dem Amt gehabt haben, gibt es in dieser Frage 
eigentlich doch eine gemeinsame Aufgabe, die wir 
als tragende politische Kräfte in diesem Land zu 
lösen haben, die wir mit Fairneß, Anstand und Stil 
zu bewältigen haben. Hier gibt es keine Regierungs-
mehrheit, hier gibt es keine Opposition, sondern hier 
gibt es nur eine gemeinsame Verpflichtung, und der 
können wir uns wohl am besten unterziehen, wenn 
die Entscheidungen, die hier zu treffen sind, bald 
getroffen werden, wenn die Ungewißheit beseitigt 
wird. Das bedeutet auch, daß die Wahlgremien, die 
wir für diese Entscheidung brauchen, sehr bald 
Gelegenheit haben müssen, ihre Entscheidung zu 
treffen. Ich sage das in diesem Augenblick nur als 
meine persönliche Meinung. Aber ich glaube, daß 
es in dieser Frage zwischen den Fraktionen jeden-
falls dieses Hohen Hauses keine Meinungsverschie-
denheit geben kann. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
teren Wortmeldungen? — Meine Damen und Her-
ren, die Aussprache zu den Punkten 4 und 5 ist ge-
schlossen. 

Überweisungsvorschlag für den Punkt 5 a) : Haus-
haltsausschuß. Kein Widerspruch? — Es ist so be-
schlossen. 

Über Punkt 5 b) — Finanzplanung des Bundes 
1968 bis 1972 — war eine Einigung im Ältestenrat 
nicht zu erzielen. Wird Überweisung beantragt? 

(Abg. Rasner: An den Haushaltsausschuß!) 

— An den Haushaltsausschuß. Widerspruch? — 
Dann  muß ich abstimmen lassen. 

Meine Damen und Herren, wer für die Über-
weisung der Vorlage Drucksache V/3299 an den 
Haushaltsausschuß ist, gebe bitte ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Das erste war die Mehrheit. 
Überwiesen an den Haushaltsausschuß! 

Punkt 5 c) : 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Ge-
setzes übet das Beteiligungsverhältnis an der 
Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 

— Drucksache V/3332 — 

Überweisungsvorschlag: Finanzausschuß, Haus-
haltsausschuß gemäß § 96 der Geschäftsordnung. — 
Kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Punkt 5 d) : 

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 
1965 

— Drucksache V/3333 —

Überweisungsvorschlag: Finanzausschuß feder-
führend, Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß 

§ 96 der Geschäftsordnung. — Kein Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Punkt 6 der Tagesordnung: 

6. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu den 
Änderungen und Ergänzungen des Abkom-
mens über den Internationalen Währungs-
fonds, die das Direktorium des Fonds im Be-
richt vom April 1968 dem Vorsitzer des 
Gouverneursrats des Fonds vorgelegt und die 
der Gouverneursrat bis zum 31. Mai 1968 
genehmigt hat 

— Drucksache V/3338 — 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Es ist Überweisung an den Ausschuß für Wirt-
schaft- und Mittelstandsfragen vorgeschlagen. — 
Kein Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Punkt 8: 

8. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 19. Oktober 1967 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Italienischen Republik über die Regelung 
vermögensrechtlicher, wirtschaftlicher und 
finanzieller, mit dem Zweiten Weltkrieg zu-
sammenhängender Angelegenheiten 

— Drucksache V/3339 — 

Wird das Wort gewünscht? — Keine Wortmel-
dungen. 

Es ist Überweisung an den Ausschuß für Kriegs- 
und Verfolgungsschäden vorgeschlagen. — Kein 
Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Punkt 9: 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Genfer Protokoll von 1967 zum Allge-
meinen Zoll- und Handelsabkommen, dem 
Übereinkommen vom 30. Juni 1967 zur 
Durchführung von Artikel VI des Allgemei-
nen Zoll- und Handelsabkommens und dem 
Abkommen vom 30. Juni 1967 zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie 
deren Mitgliedstaaten und der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft über Uhrmacher-
waren 

— Drucksache V/3341 — 

Keine Wortmeldungen. Es ist Überweisung an 
den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
vorgeschlagen. — Kein Widerspruch. Es ist so be-
schlossen. 

Punkt 10: 

10. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über die von der Bun- 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 

desregierung beschlossene Dreizehnte Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1968 (Waren der EGKS — 2. Halbjahr 
1968) 

— Drucksachen V/3284, V/3323 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Lange 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Der Herr Berichterstatter ver-
zichtet. 

Ich frage, ob dem Antrag des Ausschusses in 
Drucksache V/3323 zugestimmt wird. — Kein Wider-
spruch. Die Zustimmung ist erteilt. 

Punkt 11: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über die von der 
Bundesregierung beschlossene Achte Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1968 (Muskatwein von Samos) 

— Drucksachen V/3262, V/3324 —

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

Ich frage den Herrn Abgeordneten Schmidhuber, 
ob er das Wort wünscht. — Das Wort wird nicht 
gewünscht. 

Wer zustimmt, gebe bitte ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Einstimmig angenommen. 

Punkt 12: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über die von der 
Bundesregierung beschlossene Siebenund-
vierzigste Verordnung zur Änderung des 

Deutschen Zolltarifs 1967 (Zollsätze gegen-
über Algerien) 

— Drucksache V/3247, V/3325 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Preiß 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? —
Der Herr Berichterstatter verzichtet. 

Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Punkt 13: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über die von der 
Bundesregierung beschlossene Dritte Verord-
nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1968 (Zollaussetzungen und Zollkontingente 
für Pilchards usw.) 

— Drucksache V/3264, V/3326 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Staratzke 

Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er das 
Wort wünscht. — Er verzichtet. 

Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, ehe ich die Sitzung 
schließe, gebe ich bekannt, daß der Vorsitzende des 
Innenausschusses mitteilt, daß die heutige Sitzung 
des Innenausschusses ausfallen müsse. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 23. Oktober 1968, 
9.00 Uhr vormittags, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.13 Uhr.) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Beurlaubungen 

Dr. Achenbach 18. 10. 
Dr. Aaigner ** 18. 10. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 18. 10. 
Dr. Artzinger ** 18. 10. 
Bauer (Wasserburg) 18. 10. 
Bauer (Würzburg) * 18. 10. 
Dr. Bechert (Gau-Algesheim) 18. 10. 
Behrendt ** 18. 10. 
Berkhan * 20. 10. 
Berlin 18. 10. 
Dr. Birrenbach 23. 10. 
Frau Blohm 18. 10. 
Blumenfeld * 18. 10. 
Borm 18. 10. 
Brück (Holz) * 18. 10. 
Bühler 18. 10. 
Deringer ** 18. 10. 
Dichgans 18. 10. 
Dr. Dittrich ** 31. 10. 
Draeger * 18. 10. 
Dr. Eckhardt 18. 10. 
Flämig * 18. 10. 
Frieler 18. 10. 
Fritz (Wiesbaden) 18. 10. 
Gerlach ** 19. 10. 
Gierenstein 18. 10. 
Graaff 18. 10. 
Frau Griesinger 3. 11. 
Haage (München) 18. 10. 
Hahn (Bielefeld) ** 21. 10. 
Hauck 2. 11. 
Hellenbrock 21. 10. 
Frau Herklotz * 18. 10. 
Herold * 18. 10. 
Dr. Hesberg 18. 10. 
Frau  Dr.  Heuser 18. 10. 
Höhmann (Hessisch Lichtenau) 18. 10. 
Hölzle 18. 10. 
Hösl * 18. 10. 
Hübner 18. 10. 
Dr. Jaeger 18. 10. 
Jung 20. 10. 
Kahn-Ackermann * 18. 10. 
Dr. Kempfler * 18. 10. 
Kiep 18. 10. 
Frau Klee * 18. 10. 
Frau Kleinert 8. 11. 
Dr. Kliesing (Honnef) * 18. 10. 
Koenen (Lippstadt) 18. 10. 
Dr. Kopf * 18. 10. 
Kubitza 1. 11. 
Dr. Kübler * 18. 10. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 18. 10. 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

Kulawig 18. 10. 
Lampersbach 25. 10. 
Lautenschlager ** 18. 10. 
Lemmer 26. 10. 
Lemmrich * 18. 10. 
Lenze (Attendorn) * 18. 10. 
Dr. Lindenberg 18. 10. 
Dr. Löhr 18. 10. 
Dr. Lohmar 18. 10. 
Mank 18. 10. 
Memmel ** 18. 10. 
Dr. Mende 18. 10. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 18. 10. 
Dr. von Merkatz 18. 10. 
Metzger ** 19. 10. 
Missbach 18. 10. 
Mischnick 18. 10. 
Dr. Mommer 18. 10. 
Müller  (Aachen-Land) * 18. 10. 
Dr. Müller (München) * 18. 10. 
Frau Pitz-Savelsberg * 18. 10. 
Pöhler * 18. 10. 
Dr. Pohle 18. 10. 
Richter 20. 10. 
Dr. Rinderspacher * 18. 10. 
Rommerskirchen 18. 10. 
Dr. Rutschke * 18. 10. 
Sander * 18. 10. 
Scheel 25. 10. 
Schlager 18. 10. 
Schmidhuber 18. 10. 
Dr. Schmidt (Offenbach) 18. 10. 
Schmidt (Würgendorf) * 18. 10. 
Frau Schroeder (Detmold) 18. 10. 
Dr. Schulz (Berlin) * 18. 10. 
Seidel 18. 10. 
Seifriz 18. 10. 
Dr. Serres * 18. 10. 
Dr. Süsterhenn 18. 10. 
Steinhoff 31. 12. 
Stiller 18. 10. 
Frau Stommel 1. 11. 
Stücklen 18. 10. 
Dr. Tamblé 31. 10. 
Unertl 18. 10. 
Dr. Freiherr von Vittinghoff-Schell * 18. 10. 
Vogt 18. 10. 
Dr. Wahl 18. 10. 
Walter 31. 10. 
Frau Wessel 31. 12. 
Frau Dr. Wex 18. 10. 
Wienand 31. 10. 
Dr. Wilhelmi 18. 10. 
Wurbs 18. 10. 

* Für die Teilnahme an einer Versammlung der West-
europäischen Union 

** Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Europäi-
schen Parlaments 



10314 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 190. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1968 

Anlage 2 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 
(SPD) zu Punkt 5 der Tagesordnung. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion nimmt 
zustimmend von der von der Bundesregierung ge-
mäß den Vorschriften des Stabilitäts- und Wachs-
tumsgesetzes fortgeschriebenen mittelfristigen 
Finanzplanung des Bundes für die Jahre 1968 bis 
1972 Kenntnis. Sie stellt fest, daß sich die mittel-
fristige Finanzplanung bereits nach weniger als zwei 
Jahren als konstruktives Instrument einer soliden 
und auf langfristige Ziele angelegten Finanzpolitik 
bewährt hat. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion sieht 
in dem Finanzplan des Bundes 1968-1972 den un-
widerlegbaren Beweis dafür, daß es der Regierung 
der Großen Koalition gelungen ist, die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung aus der Rezession der Jahre 
1966 und 1967 in Stabilität und Wachstum überzulei-
ten und die Bundesfinanzen auf eine gesicherte 
Grundlage zu stellen. Sie nimmt deshalb mit Befrie-
digung davon Kenntnis, daß anders als im Vorjahr 
gesetzliche Maßnahmen zur Beseitigung von Aus-
gabeüberhängen sowie zur Erzielung von Einnahme-
erhöhungen nicht erforderlich sind. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion be-
grüßt die bei der Fortschreibung der mittelfristigen 
Finanzplanung des Bundes hervorgehobene Ausrich-
tung des Bundeshaushalts an den gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischen Zukunftserfordernissen, insbe-
sondere die investiven und wachstumsfördernden 
Ausgaben. Den Ausgaben für die Förderung von 
Wissenschaft und Forschung ist mit einer durch-
schnittlichen Steigerungsrate von 20 v. H. bis zum 
Jahre 1972 eine hohe Priorität eingeräumt. Weitere 
Schwerpunkte bilden die Verkehrsausgaben mit 
einer Steigerungsrate von 7,8 v. H. sowie Maßnah-
men zur Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion stellt 
mit Befriedigung fest, daß es bei Fortschreibung der 
mittelfristigen Finanzplanung bis zum Jahre 1972 
infolge des Wirtschaftsaufschwungs möglich war, 
auf dem Gebiet der Gesellschaftspolitik einen Mehr-
bedarf gegenüber der alten Finanzplanung in Höhe 
von 6,6 Milliarden DM vorzusehen, einschließlich 
der im Jahre 1972 wieder aufgenommenen vollen 
Zuschüsse des Bundes an die Rentenversicherungen. 
Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion erwar-
tet, daß bei den weiteren Fortschreibungen die Aus-
bildungsförderung, der Familienlastenausgleich, die 
Vermögensbildung und die Kriegsopferversorgung 
im Rahmen der Zielsetzungen des Gesetzes zur För-
derung der Stabilität und des Wachstums der Wirt-
schaft — bei marktwirtschaftlicher Ordnung, Stabili-
tät des Preisniveaus, hohem Beschäftigungsstand, 
außenwirtschaftlichem Gleichgewicht und bei steti-
gem und angemessenem Wirtschaftswachstum — 
noch stärkere Berücksichtigung finden. 

Mit Sorge ist festzustellen, daß die Haushalts-
belastung aus der gemeinsamen EWG-Agrarfinan

-

zierung immer größer wird. Die sozialdemokratische 
Bundestagsfraktion fordert die Bundesregierung auf, 
bei den anstehenden Finanzverhandlungen in Brüs-
sel einer weiteren Ausuferung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds mit aller Kraft ent-
gegenzuwirken. Es ist schon jetzt klarzustellen, daß 
die Agrarfinanzierung in der am 1. 1. 1970 begin-
nenden Endphase des Gemeinsamen Marktes einer 
Neuorientierung zugeführt werden muß. Die Ent-
wicklung der finanziellen Belastung aus der gemein-
samen Agrarfinanzierung ist mit besonderen Un-
sicherheitsfaktoren behaftet; die Vorausschätzungen 
werden ständig weit übertroffen. Es ist deshalb 
dringend erforderlich, daß die EWG-Kommission in 
einer mittelfristigen Vorausschau zuverlässige Un-
terlagen für den sachgerechten Einbau der EWG-
Agrarfinanzierung in die mittelfristige Finanzpla-
nung des Bundes liefert. 

Der Verteidigungshaushalt im Rahmen der mittel-
fristigen Finanzplanung steht unter einer Vorbe-
haltsklausel. Wir müssen in der Verteidigungspoli-
tik veränderte Lagen und Kräfteverhältnisse berück-
sichtigen. Wenn die Lageanalyse der NATO zu dem 
Ergebnis kommt, daß in Europa Gleichgewicht und 
Stabilität gefährdet sind, werden alle Partner bereit 
sein müssen, einen angemessenen Teil der Lasten 
zu übernehmen. Die Bundesrepublik Deutschland 
wird sich ihren Verpflichtungen nicht entziehen. Be-
vor zusätzliche Mittel bewilligt werden, ist aller-
dings eine sorgfältige Überprüfung des Verteidi-
gungshaushalts erforderlich; dazu erwartet die so-
zialdemokratische Bundestagsfraktion die Vorlage 
des von der Bundesregierung in Aussicht gestellten 
Weißbuches. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion legt 
Wert auf die Feststellung, daß Bundesregierung und 
Bundesbank gemeinsam zu dem Ergebnis gelangt 
sind, daß eine Nettokreditaufnahme der öffentlichen 
Haushalte in der vorgesehenen Größenordnung ge-
samwirtschaftlich vertretbar ist und zu keiner Ge-
fährdung des Preisniveaus führt. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion gibt 
ihrer Erwartung Ausdruck, daß es möglich sein 
sollte, die nächste mittelfristige Finanzplanung des 
Bundes in stärkerem Maße als in diesem Jahr mit 
den Finanzplanungen der anderen Gebietskörper-
schaften (Länder, Gemeindeverbände und Gemein-
den) abzustimmen. Sie fordert die Bundesregierung 
auf, in diesem Zusammenhang besondere Anstren-
gungen zur Verstärkung der kommunalen Finanz-
masse über das bisherige Maß hinaus zu unterneh-
men. 

Anlage 3 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Pohle (CDU/CSU) zu Punkt 5 
der Tagesordnung. 

Der Bundeshaushalt 1969 und die Fortschreibung 
der mittelfristigen Finanzplanung für die Jahre 1969 
bis 1972 bestätigen die Richtigkeit der Politik der 
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Bundesregierung der letzten 1 3/4 Jahre. Die harten 
Maßnahmen zum Haushaltsausgleich sowie die bei-
den Konjunkturprogramme haben eine solide Aus-
gangslage für den kommenden Fünfjahresabschnitt 
und für den Haushalt des nächsten Jahres geschaf-
fen. Dank des zur Zeit auf breiter Front stattfin-
denden Konjunkturaufschwungs und der wieder-
gesundeten Bundesfinanzen stehen wir jetzt auf 
einem soliden finanziellen Boden. 

Dabei hat sich die mittelfristige Finanzplanung als 
ein funktionsfähiges Instrument bewährt. Mit ihrer 
Hilfe wird die finanzielle Zukunft des Staates über-
schaubarer. Das Jährlichkeitsdenken konnte durch 
eine mehrjährige Betrachtungsweise abgelöst wer-
den. Damit hat sie die in sie gesetzten Erwartungen 
voll erfüllt. Bevor ausgabewirksame oder einnahme-
mindernde Beschlüsse gefaßt werden, ist eine Orien-
tierung an dem mehrere Jahre umfassenden Zahlen-
werk möglich. Finanzwirksame Beschlüsse brauchen 
heute also nicht mehr in den Nebel einer undurch-
dringlichen Zukunft hinein getroffen werden. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt die Anwen-
dung dieses Instruments bei dem Bemühen um eine 
größere Rechenhaftigkeit der öffentlichen Finanz-
wirtschaft. 

Wie zu erwarten, mußte die mittelfristige Finanz-
planung, die erstmals im vorigen Jahr vorgelegt 
wurde, an die veränderten wirtschaftlichen und kon-
junkturellen Voraussetzungen angepaßt werden. 
Wir begrüßen es, daß diese Anpassung und die 
Fortschreibung um ein weiteres Jahr fristgemäß von 
der Bundesregierung erfolgte und dem Hohen Hause 
vorgelegt wurde. 

Die neue Finanzplanung erhöht gegenüber der 
alten Finanzplanung das Ausgabevolumen. Die 
Ausdehnung des Volumens wird wesentlich durch 
Erhöhung der Nettoverschuldung finanziert. Auf 
diesem Wege konnte eine Erhöhung vor allem der 
investiven Ausgaben erreicht werden. Die CDU/ 
CSU-Fraktion begrüßt ausdrücklich die Bemühungen 
der Bundesregierung um eine Strukturveränderung 
der Ausgabenseite des Bundeshaushalts zugunsten 
höherer investiver Ausgaben. Andererseits müssen 
wir darauf hinweisen, daß die zusätzliche Verschul-
dung in der Erhöhung der investiven Ausgaben nicht 
nur ihre Rechtfertigung sondern auch ihre Grenze 
findet. Eine weitere Ausdehnung des Kreditvolu-
mens würde in der gegenwärtigen konjunkturellen 
Situation mit Sicherheit die Gefahren für eine Kon-
junkturüberhitzung verstärken. 

Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt die von der 
Bundesregierung im Bundeshaushalt 1969 und in 
der mittelfristigen Finanzplanung vorgenommene 
Schwerpunktbildung bei den zukunftsichernden Aus-
gaben. Wir unterstützen diese Politik und werten 
sie als eine wesentliche Voraussetzung für ein opti-
males und gleichgewichtiges Wirtschaftswachstum. 

Die Verbesserung der Haushaltsstruktur durch 
einen wachsenden Anteil der Ausgaben für Investi-
tionszwecke bei gleichzeitiger sektoraler und regio-
naler Förderung der Wirtschaftsstruktur entspricht 
der von der CDU/CSU-Bundestagsfraktion seit lan-
gem vertretenen Forderung, auf diesem Wege die 

Leistungskraft unserer Volkswirtschaft ohne Gefahr 
von Übersteigerungen zu stärken. 

In diesem Zusammenhang kann meine Fraktion 
die Beschlüsse des Bundesrats zum Bundeshaushalt 
1969 nicht als einen Beitrag für die Aufrechterhal-
tung geordneter Bundesfinanzen werten. Die Be-
schlüsse, die nicht unbeträchtliche Ausgabeerhöhun-
gen vorsehen, sind zum größten Teil ohne Deckungs-
vorschläge erfolgt. Meine Fraktion ist der Auffas-
sung, daß hiermit ein Beispiel schlechter finanzpoli-
tischer Disziplin gegeben wurde, vor dessen Nach-
ahmung nur gewarnt werden kann. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat beschlossen, das Volu-
men des Bundeshaushalts 1969 weder zu erhöhen 
noch den Anteil der investiven und konsumtiven 
Ausgaben zu verändern. Aufstockungen an einer 
Stelle müssen durch Kürzungen an anderer Stelle 
ausgeglichen werden. Damit hat sich meine Fraktion 
im Interesse der finanziellen Stabilität und Ordnung 
einem selbstverhängten strengen Regiment unter-
worfen. Es besagt, daß der von der Bundesregierung 
gesetzte Rahmen von uns gewahrt werden wird. 

Voraussetzung eines gesunden Wachstums ist die 
Aufrechterhaltung der mühsam errungenen Stabili-
tät. Wenn es noch nach zwei großen Inflationen 
einer Lehre bedurft hätte, so hat uns der Konjunk-
turzyklus der Jahre 1966 und 1967 gezeigt, wie 
lebenswichtig die Stabilität ist. Deswegen betont die 
CDU/CSU-Fraktion ihre Entschlossenheit angesichts 
des sich jetzt abzeichnenden kräftigen Konjunktur-
aufschwungs alles für die Stabilität Erforderliche zu 
tun. Sie fordert die Bundesregierung auf, ihrerseits 
an vorderster Stelle bei der Abwehr äußerer und 
innerer Störungen zu stehen. 

Meine Fraktion begrüßt es, daß die Bundesregie-
rung in dieser Debatte die Absicht bekundet hat, alle 
erforderlichen Schritte gegen eine etwaige Kon-
junkturüberhitzung zu tun, falls diese Entwicklung 
eintreten sollte. Ein wichtiges Hilfsmittel wird hier-
bei eine auf Länder und Gemeinden ausgedehnte 
Finanzplanung sein. Wir fordern die Bundesregie-
rung auf, im Finanzplanungsrat ein gleichgerichtetes. 
Verhalten der öffentlichen Hand anzustreben. Die 
beste Finanzplanung und die darin niedergelegte 
Zielsetzung nützt nichts, wenn in der Wirtschaft 
Störungen auftreten. Die Voraussetzung eines opti-
malen Wachstums ist und bleibt jedoch die Stabi-
lität. 

Anlage 4 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Haas (FDP) zu Punkt 5 der 
Tagesordnung 

Immer liest auch die Opposition gerne in der Ta-
gespresse von neuen neckischen Wortspielen un-
seres Bundeswirtschaftsministers, die im Laufe sei-
ner Amtszeit bereits zu einer echten Bereicherung 
unserer Muttersprache geführt haben. So sagte er 
kürzlich auf der Hannover-Messe, daß das Jahr 
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1969 ein Jahr der „zielstrebigen Höhenwanderung 
ohne Hitzschlag und Ermüdung" werden müsse. Daß 
der Herr Bundeswirtschaftsminister die luftige Hö-
henwanderung liebt und nicht die steinige Fußwan-
derung, ist uns bekannt. Daß der Bundeshaushalt 
1969 vor Ermüdung bewahrt wird, scheint außer 
Zweifel zu stehen; ob freilich die Erhitzung 1969 
zumal nach dem kühlen Sommer dieses Jahres aus-
bleibt, ist aber recht zweifelhaft. 

Die Kreditmarktneuverschuldung 1969 des Bun-
deshaushalts mit 3,6 Mrd DM ist allen Bagatellisie-
rungsversuchen zum Trotz bedenklich. Mit Recht 
hat der Wirtschaftsbeirat des Bundeswirtschaftsmi-
nisteriums in seinem jüngsten Gutachten davor ge-
warnt, die öffentliche Verschuldung in jenen Kon-
junkturphasen auszuweiten, „in denen die system-
immanenten Inflationstendenzen sich aktuell ver-
stärken oder eine solche Verstärkung für die näch-
ste Zukunft zu erwarten ist". Im übrigen wäre es 
falsch, nur die Neuverschuldung des Bundes ins 
Auge zu fassen; auch die Neuverschuldung der übri-
gen Gebietskörperschaften muß gesehen werden, 
und dann sind wir schon bei einer Summe von 10 bis 
12 Milliarden DM. Hinzu kommt noch die ebenfalls 
expansiv wirkende teilweise Abschmelzung des Ver-
mögens der Rentenversicherungen. Wir sind insge-
samt also bei wenigstens 12 bis 13 Milliarden DM 
Neuverschuldung angelangt und müssen die Frage 
stellen, ob bei dem allseits vorausgesagten, sehr 
guten — teilweise wird gesagt: stürmischen — Kon-
junkturaufschwung eine solche Maßnahme noch als 
konjunkturgerecht oder auch nur als konjunktur-
neutral bezeichnet werden kann, ob im Zeitalter 
der antizyklischen Finanzpolitik eine solche Maß-
nahme nicht viel mehr ausgesprochen zyklisch wir-
ken muß. Nun kann man sich ja darüber streiten, 
ob die Anzeichen eines starken konjunkturellen 
Aufschwunges sich jetzt schon genügend deutlich 
abzeichnen. Doch sind die statistischen Daten, 
welche Kollege Windelen in seinen Ausführungen 
dankenswerterweise im Hinblick auf diese Neuver-
schuldung gebracht hat, recht beachtenswert. In 
einer Zeit, in der ebenso deutlich rezessive Maßnah-
men sich abgezeichnet hatten, war dieselbe Bundes-
regierung mit ihrem ersten Eventualhaushalt sofort 
zur Stelle. Heute, wo es darum geht, die Kehrseite 
der antizyklischen Politik zu sehen und die bittere 
Pille zu schlucken, verzichtet diese Regierung dar-
auf, ein Alternativprogramm zu entwerfen und es 
uns rechtzeitig vorzulegen, obwohl sie genau weiß, 
wie langsam konjunkturelle Bremsen wirken, und 
obwohl sie zu dieser Alternativvorlage durch das 
Stabilitätsgesetz verpflichtet ist. Die Befürchtungen, 
die wir über seine unterschiedliche Anwendung von 
Anfang an hatten, sind bereits gerechtfertigt: in den 
Händen dieser Regierung scheint sich das Stabili-
tätsgesetz zu einer Einbahnstraße zu entwickeln, die 
man nur dann benutzt, wenn man mit dem gebann-
ten Blick auf das wirtschaftliche Wachstum den 
Staatsanteil bei der Verschuldung zum Aufblähen 
bringen will. 

Ich verzichte darauf, die Höhe dieses Zuwachses 
mit 5,4 % anzuzweifeln, bemerke jedoch, daß sich 
dieser Prozentsatz nur rechtfertigen läßt unter Ein

-

schluß der Ausgaben des zweiten Konjunkturför-
derungsprogramms in den Vorjahreshaushalt. Läßt 
man diese Ziffern jedoch außer Betracht, so erhöht 
sich die Zunahme des Haushaltes 1969 gegenüber 
dem Vorjahr prozentual auf 7,4 %. Doch will ich 
dieses Zahlenspiel nicht weiter vertiefen, denn der 
Streit um Wort- und Zahlenspiele ist meistens 
müßig. Wesentlich ist nur eines: wenn eine weitere 
Kreditfinanzierung nicht in Frage kommen soll und 
wenn der Herr Bundesfinanzminister auch die 
Steuerschraube nicht noch weiter anziehen will, wie 
er es leider ohnedies schon getan hat, so bleibt 
nichts anderes übrig, als nach der Streichung an-
derer, weniger vordringlicher Ausgaben Ausschau 
zu halten. Dazu wäre aber freilich notwendig ge-
wesen, daß diese Regierung eine Prioritätenliste 
aufgestellt und eine Bereitschaft gezeigt hätte. Aus-
gabepositionen zu streichen, die erst am Ende dieser 
Liste stehen. Aber hier herrscht ja ohnedies stets 
Schweigen im Walde. 

Zum Schluß noch etwas anderes: Niemand in die-
sem Hause will, daß ein Bruttosozialproduktzu-
wachs nicht möglichst umgehend den Sozialpartnern 
anteilig zur Verfügung steht. Gleichwohl ist es un-
seres Erachtens aber nicht Aufgabe des Herrn Bun-
deswirtschaftsministers, Orientierungshilfen für 
Lohnerhöhungen durch Nennung von Prozentzahlen 
schon um die Jahresmitte abzugeben, denn die sta-
tistischen Unterlagen für genaue Ziffern erhält er 
erst am Anfang des kommenden Jahres; bis dahin 
sind die von ihm genannten Ziffern vage Schätzun-
gen, und solche abzugeben, dürfte nicht seines Am-
tes sein. Das müssen wir deutlich sagen, obschon 
oder auch weil wir wissen, daß der Herr Bundes-
wirtschaftsminister bei der Einhaltung von Ressort-
grenzen nicht pingelig verfährt und er wahrschein-
lich bereits an den nächstjährigen Wahltermin denkt. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Ehmke vom 15. Oktober 
1968 auf die Mündlichen Anfragen des Abgeord

-

neten Meister (Drucksache V/3350 Fragen 44 und 45) : 

Hält die Bundesregierung die gesetzliche Entschädigungsgebühr 
für Sachverständige bei Gericht mit 7,50 DM pro Stunde noch 
für angemessen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Kürze die Gebührenordnung 
für Sachverständige den heutigen Verhältnissen anzupassen? 

Die Bundesregierung hält die in § 3 Abs. 2 Satz 1 
des Gesetzes über Entschädigung von Zeugen und 
Sachverständigen vorgesehene Sachverständigen-
entschädigung von 7,50 DM für jede Stunde nicht 
mehr in allen Fällen für angemessen. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, welcher Weg 
geeignet erscheint, um nach Möglichkeit noch in 
dieser Legislaturperiode eine den heutigen Ver-
hältnissen entsprechende Änderung der gesetz-
lichen Sachverständigenentschädigung herbeizu-
führen. 
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Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Baron von Wrangel (Drucksache 
V/3350 Fragen 46, 47 und 48) : 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestatigen, denen zu-
folge der Bundesjustizminister und der Staatssekretär im Bundes

-j

ustizministerium mit einigen Gründungsmitgliedern der DKP 
über die rechtlichen Voraussetzungen für die Gründung einer 
kommunistischen Partei in der Bundesrepublik Deutschland ge-
sprochen haben? 

Aus welchen Gründen sind solche Gespräche Befuhrt worden? 

Würde die Bundesregierung künftig möglicherweise anderen 
radikalen Parteien oder Gruppen die Möglichkeit geben, sie vor 
einer Gründung oder einem Verbot über die jeweilige Rechts-
lage zu konsultieren? 

Zu Frage 46: 

Nein. Stattgefunden hat lediglich ein Gespräch 
— am 4. Juli 1968 mit Frau Thiele und Herrn Schä-
fer, die beide nicht Mitglieder des Gründungsaus-
schusses der DKP sind. Gegenstand des Gespräches 
war die Frage, ob die alte KPD wieder zugelassen 
werden könne. Das wurde aus bekannten Gründen 
verneint. 

Zu Frage 47: 

Das Gespräch ist auf Grund einer Anfrage von 
Frau Thiele mit Wissen der drei Bundestagsfraktio-
nen geführt worden. Diese sind anschließend, ebenso 
wie der Bundesminister des Innern, über den Inhalt 
des Gesprächs unterrichtet worden. 

Zu Frage 48: 

Ich wiederhole, daß Gegenstand des Gespräches 
mit Frau Thiele und Herrn Schäfer nicht die Grün-
dung der Deutschen Kommunistischen Partei war. 
Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß alle Möglichkeiten genutzt werden sollten, die 
freiheitlich-demokratische Grundordnung zu erhal-
ten und zu stärken. Gesprächen, die diesem Ziele 
dienen, sollte sie nicht ausweichen. 

 
Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Varelmann (Drucksache V/3350 
Fragen 49, 50 und 51) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, der zum Teil über-
spannten Entwicklung des Erbbauzinses für Baugrundstücke im 
sozialen Wohnungsbau zu begegnen? 

Wann darf man von Wucher beim Erbbauzins sprechen, wenn 
davon kinderreiche Familien mit schwachen Einkommen betroffen 
sind, wenn die Steigerung 100, 200, 300 oder mehr als 400 % 
beträgt? 

Wird durch die Steigerung des Erbbauzinses für Wohngelände 
das Ansehen der DM nicht erheblich geschwächt? 

Dem Deutschen Bundestag liegt der Initiativ-
entwurf eines Gesetzes vor, durch den einer über-
mäßigen Erhöhung der ursprünglich festgelegten 
Erbbauzinsen entgegengetreten werden soll. Dieser 
Entwurf bezieht sich allerdings nur auf künftige 

Erbbaurechtsverträge. Inwieweit er zum Anlaß ge-
nommen werden soll, eine Regelung auch für bereits 
bestehende Verträge zu treffen, wird bei den Be-
ratungen im Bundestag zu entscheiden sein. 

Soweit der soziale Wohnungsbau in Betracht 
kommt, hat ein Land im Verwaltungswege bestimmt, 
daß Bauvorhaben auf Erbbaugrundstücken nicht mit 
öffentlichen Mitteln gefördert werden, solange der 
Erbbauvertrag eine Gleitklausel enthält, deren In-
halt erwarten läßt, daß der Erbbauzins über eine 
gewisse Höhe hinausgehen könnte. 

Von Wucher kann man nur dann sprechen, wenn 
die gesetzlichen Merkmale gegeben sind, die nicht 
allein auf ein objektives Mißverhältnis zwischen 
Leistung und Vorteil abstellen. Ob diese Merkmale 
vorliegen, läßt sich nur anhand der gesamten Um-
stände des jeweiligen Einzelfalles prüfen. 

Das Ansehen der DM wird weder im Ausland 
noch im Inland beeinträchtigt, wenn einzelne Preise 
steigen. Dies gilt besonders hier, weil es sich bei 
Erbbauzinsen nicht um_  Preise handelt, die gesamt-
wirtschaftlich ins Gewicht fallen, so beschwerlich 
für den Betroffenen im Einzelfall eine Erhöhung 
auch sein mag. 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Dr. Heinemann vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Schmidt (Kempten) (Drucksache 
V/3350 Frage 52) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit zu verhindern, 
daß durch leichtfertige oder einseitige gerichtsmedizinische Gut-
achten, wie mehrmals im Zusammenhang mit Gutachten des 
Münsteraner Gerichtsmediziners Ponsold nach Presseberichten 
geschehen, Fehlurteile gefällt werden? 

Nein. Die Bestellung von Sachverständigen und 
die Bewertung ihrer Gutachten ist allein Sache der 
unabhängigen Gerichte. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Mertes (Drucksache V/3350 Frage 53) : 

Welche praktischen politischen Konsequenzen gedenkt die Bun-
desregierung aus der Erkenntnis des Staatssekretärs Grund zu 
ziehen, ob die Bundesrepublik Deutschland bei dem ständig 
steigenden Volumen des EWG-Garantiefonds die Belastungen auf 
Dauer tragen kann, die sich aus der Differenz zwischen einem 
Beitrag von etwa 31 %  und einer Rückvergütung von nur 15 bis 
18 % ergeben (Finanznachrichten des Bundesministeriums dei 
Finanzen vom 19. September 1968)? 

Die jetzige Finanzierungsregelung für den Agrar-
fonds gilt bis zum Ende der Übergangszeit am 
31. Dezember 1969. Die Finanzierung in der End-
phase des gemeinsamen Marktes ist bisher nur in 
ihren Grundzügen festgelegt und wird im kommen-
den Jahr ausgehandelt werden müssen. Hier erhofft 
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sich die Bundesregierung entscheidende Verbesse-
rungen. 

Auf der Rückvergütungsseite ist allerdings wenig 
zu erreichen. Durch die im Juli in Kraft getretene 
neue Milchmarktordnung wird der deutsche Anteil 
an den 'Rückvergütungen der Abteilung Garantie 
bis auf etwa 18 % ansteigen. Durch die in Vor-
bereitung befindlichen Marktordnungen für Wein, 
Tabak und Fischereierzeugnisse ist jedoch eine 
rückläufige Bewegung zu erwarten. 

Unsere Pläne, das weitere Ansteigen der deut-
schen Lasten zu verhindern, konzentrieren sich des-
halb zwangsläufig auf die Beitragsseite. 

Die Einnahmen der Gemeinschaften werden sich 
in der Endphase des gemeinsamen Marktes voraus-
sichtlich aus eigenen Einnahmen und Beiträgen der 
Mitgliedstaaten zusammensetzen. 

Nach Grundsatzbeschlüssen des Rates sind als 
eigene Einnahme bereits die Abschöpfungen, die 
Produktionsabgabe und der Lagerkostenausgleich 
Zucker sowie die Abgabe auf Fette vorgesehen. Die 
deutsche Regierung ist auch zu einer konkreten 
Übertragung dieser Mittel auf die EWG bereit. Sie 
geht dabei davon aus, daß zuvor die europäische 
Finanzverfassung verbessert wird. Der Anteil 
Deutschlands an dem Gesamtaufkommen dieser Ab-
gaben wird nach dem gegenwärtigen Stand der 
Schätzungen 30-31 % betragen. 

Der restliche Teil des Finanzbedarfs der Ge-
meinschaften wird durch Beiträge nach einem festen 
Schlüssel aufgebracht. Der gegenwärtige Schlüssel 
mit einem deutschen Anteil von 31,2 % läuft zum 
Ende der Übergangszeit aus. Danach findet auto-
matisch der Haushaltsschlüssel Anwendung, da der 
Agrarfonds ein Teil des Haushalts der Gemeinschaf-
ten ist. Der deutsche Anteil daran beträgt 28 %. 
Dieser Schlüssel kann gemäß Art. 200 Abs. 3 EWG-
Vertrag nur mit Zustimmung aller Mitgliedstaaten 
abgeändert werden. 

Darüber hinaus werden wir versuchen, die Länder 
stärker an der Aufbringung der Kosten zu beteili-
gen, die den größten Nutzen aus dem Fonds haben. 
Wir werden deshalb vorschlagen, die Finanzierung 
nach dem normalen Beitragsschlüssel auf einen 
Höchstbetrag zu beschränken. Der darüber hinaus-
gehende Betrag soll ebenfalls gemeinschaftlich über 
den Agrarfonds finanziert werden, für ihn ist aber 
ein besonderer Schlüssel anzuwenden. Dieser ab-
gestufte Schlüssel ist unter stärkerer Heranziehung 
der Länder festzusetzen, die den größten Nutzen 
aus der Agrarfinanzierung ziehen und deren Erzeu-
ger die hohen Überschüsse insbesondere ver-
ursachen. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Dröscher (Drucksache V/3350 Frage 54) : 

Ist die Bundesregierung bereit, nachdem die seit Jahren vor-
gesehene Verlegung des amerikanischen, mitten in der Stadt 
Bad Kreuznach gelegenen Flugplatzes bisher nicht zustande ge-
kommen ist, nunmehr mit den Alliierten Streitkräften mit dem 
Ziel zu verhandeln, daß dieser ohnehin kaum in Anspruch ge-
nommene Flugplatz ganz aufgegeben wird? 

In den bisher mit den amerikanischen Streit-
kräften geführten Verhandlungen haben diese eine 
ersatzlose Rückgabe des Kurierflugplatzes Bad 
Kreuznach stets abgelehnt. Ihr Einverständnis vom 
Herbst 1967 zu der Verlegung des Flugplatzes auf 
ein Ersatzgelände im sogenannten „Schäferplacken" 
(5 km südlich von Bad Kreuznach) läßt auf einen 
anhaltenden Bedarf in diesem Raume schließen. Die 
Bundesregierung ist selbstverständlich bereit, über 
diese Frage weitere Gespräche mit den amerika-
nischen Streitkräften zu führen. Inzwischen ist auch 
die Verlegung des Flugplatzes weiter betrieben wor-
den. Allerdings konnte die Zustimmung der Landes-
regierung erst im Mai ds. Jrs. erreicht werden. 

Zur Zeit wird eine Vorplanung erarbeitet, die 
Grundlage für die Bezeichnung des Vorhabens nach 
§ 1, 3 LBG sowie für die endgültige Planung sein 
soll. Nach dem bisherigen Stand der Vorarbeiten ist 
mit dem Baubeginn nicht vor Sommer 1969 zu rech-
nen. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Dr. Friderichs (Drucksache V/3350 
Fragen 56, 57 und 58) : 

Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, die zum Aus-
scheiden von Professor Stützel aus dem Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung geführt 
haben? 

Treffen Pressemeldungen zu (u. a. FAZ vom 24. September), 
wonach Professor Stützel bei der Abfassung der Jahresgutachten 
Alternativen den Vorrang vor eindeutigen Empfehlungen gege-
ben haben soll? 

Haben Meinungsverschiedenheiten um die Haltung des Sach-
verständigenrates zur Aufwertung der D-Mark zum Ausscheiden 
von Professor Stützel geführt? 

Mit Schreiben vom 19. 9. 1968 hat Herr Professor 
Bauer, der Vorsitzende des Sachverständigenrates, 
im Einvernehmen mit Herrn Professor Stützel dem 
Herrn Bundespräsidenten mitgeteilt, „daß der Grund 
für den Rücktritt in unterschiedlichen Auffassungen 
innerhalb des Sachverständigenrates über die zweck-
mäßige Arbeitsweise zur Erfüllung des gesetzlichen 
Auftrages liegt". Die Bundesregierung ist nicht in 
der Lage, andere Gründe zu vermuten. Der Sach-
verständigenrat ist unabhängig und zu Auskünften 
dieser Art nicht verpflichtet. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage 
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des Abgeordneten Schmidhuber (Drucksache V/3350 
Frage 61) : 

Wann wird die Bundesregierung dem Bundespräsidenten einen 
Nachfolger fur Professor Stützel als Mitglied des Sachverständi-
genrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
vorschlagen? 

Entsprechend dem gesetzlichen Auftrag wird die 
Bundesregierung nach Anhörung des Sachverständi-
genrates dem Herrn Bundespräsidenten unverzüglich 
einen Nachfolger für Herrn Professor Stützel vor-
schlagen. Aller Voraussicht nach wird dieser Termin 
erst der Vorlage des nächsten Jahresgutachtens 
folgen. 

Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. A rndt 
vom 18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Dr. Lenz (Bergstraße) (Druck-
sache V/3350 Fragen 59 und 60) : 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesregierung zögert, 
handelspolitische Zuständigkeiten, vor allem soweit sie den 
Handel mit osteuropäischen Staaten betreffen, an die Europäische 
Gemeinschaft abzugeben, obwohl im EWG-Vertrag vorgesehen 
ist, daß die gemeinsame Handelspolitik nach Ablauf der Über-
gangszeit nach einheitlichen Grundsätzen gestaltet wird? 

Bei Bejahung der Frage 59: hat die Bundesregierung die Ab-
sicht, ihre Haltung so rechtzeitig zu ändern, daß die Gemein-
schaft ab 1. Januar 1970 eine gemeinsame Handelspolitik betrei-
ben kann? 

Nein, sie treffen nicht zu. Die Bundesregierung 
hat sich stets dafür ausgesprochen, rechtzeitig alle 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß nach dem 
Ende der Übergangszeit entsprechend dem EWG-
Vertrag eine gemeinsame Handelspolitik betrieben 
werden kann. 

Bei der Schaffung dieser gemeinsamen Handels-
politik muß selbstverständlich den Besonderheiten 
der Einfuhr aus Staatshandelsländern — und dies 
wird auch von der Kommission anerkannt — ausrei-
chend Rechnung getragen werden. Ebenfalls muß 
aus Gründen der Währungs-, der Handels- und der 
Preispolitik jedwede Form von Einschränkung der 
deutschen Einfuhr vermieden werden. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
Vom 18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage 
des Abgeordneten Fritsch (Deggendorf) (Drucksache 
V/3350 Frage 62) : 

Ist eine Förderung der geplanten und notwendigen Ferngas-
versorgung des mittleren Bayerischen Waldes durch Bundesmittel 
möglich? 

Das Bayerische Wirtschaftsministerium prüft ge-
genwärtig ein Projekt zur Verbesserung der Gas-
versorgung im mittleren bayerischen Wald. Gegen 
eine eventuelle Förderung dieses Projektes mit Bun-
desmitteln bestehen — soweit dies schon jetzt beur

-

teilt werden kann — grundsätzlich keine Bedenken. 
Eine abschließende Beurteilung kann aber erst nach 
Eingang des Förderungsantrages erfolgen. 

Anlage 15 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Ravens (Drucksache V/3350 Fragen 
63, 64 und 65) : 

Wie sind Presseäußerungen in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung und im Handelsblatt vom 4. Oktober d. J. zu werten, 
denen zufolge die Dresdner Bank und der französische Mineral-
ölkonzern Compagnie Française des Pétroles (CFP) übereinge-
kommen sind, eine gemeinsame Gesellschaft zu gründen, die 
unter anderem das GBAG-Paket der Dresdner Bank übernehmen 
soll? 

Welche Ergebnisse wurden bei dem letzten Konsultationstref-
fen der französischen Regierung und der Bundesregierung auf 
dem Gebiet der Mineralölpolitik erzielt? 

Zielt die Mineralölpolitik der Bundesregierung auf eine Zusam-
menarbeit einzelner deutscher Mineralölfirmen mit anderen euro-
päischen Unternehmen, oder ist sie vorrangig auf eine engere 
Kooperation der deutschen Mineralölfirmen gerichtet, der eine 
internationale Zusammenarbeit auf europäischer Ebene folgen 
soll? 

Das Handelsblatt vom 4. Oktober 1968 über-
schrieb seine Meldung mit den Worten: ,,Verhand-
lungen zwischen Drsedner Bank und CFP ruhen". 
Dies stimmt mit der Presseerklärung der Dresdner 
Bank vom 2. Oktober 1968 überein und charakterie-
siert deshalb genau die gegenwärtige Lage. 

Dagegen ist die Bundesregierung nicht in der 
Lage, die andere Berichterstattung ebenfalls voll zu 
bestätigen. So ist das Bundeswirtschaftsministerium 
von jener Nachricht aus Paris nicht überrascht wor-
den. Desgleichen trifft nicht zu, daß — ich zitiere 
wieder — „Bonn von dieser Absicht erst im Zusam-
menhang mit dem letzten Besuch de Gaulle's Kennt-
nis erhalten" hat. 

Die französische Regierung betrachtet den Er-
werb von Eigentum der CFP an der GBAG als ein 
Projekt französisch-deutscher Kooperation. Die 
Bundesregierung hat durch den Herrn Bundeswirt-
schaftsminister und den Herrn Bundesfinanzminister 
dargelegt, daß sie zunächst die deutsche Minralöl-
position zu konsoldieren gedenke. 

Der Bundesminister für Wirtschaft — und er ist 
für die Mineralölpolitik zuständig — verfolgt drei 
Ziele: 

1. Niedrige Preise für Erdölprodukte 

2. Sicherheit der Rohölversorgung 

3. Aufrechterhaltung des Anteils deutscher Mineral-
ölunternehmen am heimischen Markt von 25 %. 

Diese drei Ziele lassen sich nur durch eine Politik 
erreichen, die auf Vielfalt in der Rohölversorgung, 
auf die Beseitigung von Wettbewerbsnachteilen 
heimischer Unternehmen und auf eine enge Ko-
operation dieser Unternehmen abstellt. Zur Vielfalt 
in der Rohölversorgung gehört eine deutsche Rohöl

-

basis. Zur Vielfalt gehören selbstverständlich auch 
Lieferverträge mit französischen Firmen. 
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Anlage 16 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Junghans (Drucksache V/3350 
Fragen 66, 67 und 68) : 

Hat die Bundesregierung zu deutschen Mineralölfirmen und 
Banken Kontakte aufgenommen mit dem Ziel, ihre energiepoliti-
schen Vorstellungen zu verwirklichen? 

Welche Ergebnisse sind in den Verhandlungen mit den deut-
schen Mineralölfirmen und Banken erzielt worden? 

Wie bewertet die Bundesregierung die Pressemeldungen zu-
folge von der Dresdner Bank abgegebene Erklärung, daß sie hin-
sichtlich ihrer Mineralölinteressenten keine den Absichten der 
Bundesregierung entgegenstehenden Schritte unternehmen wird? 

 

Der Bundesminister für Wirtschaft  konferiert seit 
August des Jahres mit den deutschen Mineralöl-
unternehmen. Gegenstand dieser Gespräche sind 
Art und Höhe der Wettbewerbsnachteile der deut-
schen Firmen sowie die Sicherung der Bezugsquel-
len in der Rohölförderung und im Rohöleinkauf. Da-
bei wird auch die Gründung einer gemeinsamen 
Rohölversorgungs-Gesellschaft erörtert. Über dieses 
Konzept wurden auch diejenigen auf dem deutschen 
Markt tätigen Gesellschaften orientiert, die sich 
vorwiegend im ausländischen Eigentum befinden. 

Selbstverständlich steht die Bundesregierung auch 
darüber hinausgehenden Formen der Kooperation 
deutscher Mineralölunternehmen — bis hin zur 
Fusion — mit Wohlwollen gegenüber. Da die 
Mineralölwirtschaft nicht nur ohne öffentliche Unter-
stützung auskommt, sondern darüber hinaus relativ 
hohe öffentliche Lasten zu tragen hat, verlangt dies 
jenes Maß an Zurückhaltung von der Bundesregie-
rung, das unsere freiheitliche Wirtschaftsordnung 
gebietet. 

Die Bundesregierung begrüßt die Haltung der 
Dresdner Bank und selbstverständlich auch die aller 
anderen Kreditinstitute, die ihre Mineralölinteressen 
mit der Mineralölpolitik abzustimmen wünschen. 

Anlage 17 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage 
des Abgeordneten Josten (Drucksache V/3350 
Frage 69) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die vom Bundeswirtschafts-
ministerium veröffentlichte Studie zur Strukturpolitik, welche 
eine große Unruhe besonders in den kleinbäuerlichen Betrieben 
hervorgerufen hat? 

Die Bundesregierung, nicht einmal der Kabinett-
ausschuß für das Agrarprogramm hatte bisher Gele-
genheit, die Arbeitsstudie zur „Intensivierung und 
Koordinierung der regionalen Strukturpolitik" zu 
beurteilen. 

Dagegen liegen Äußerungen des Herrn Bundes-
kanzlers und des Herrn Bundesministers für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten vor. Die letztere 
haben Sie soeben in der Beantwortung der Dring

-

lichkeitsanfrage gehört. Die Stellungnahme des 
Herrn Bundeskanzlers erfolgte in seiner Regierungs-
erklärung vom 16. Oktober 1968. Dabei erklärte er 
u. a.: 

„daß wir von solchen Prognosen keine mathe-
mathisch verläßliche Genauigkeit erwarten kön-
nen" und 

„daß wir alle Mittel anwenden werden, um für 
unsere bäuerliche Bevölkerung die Voraus-
setzungen für eine gesicherte und ihr gebüh-
rende Zukunft in unserem Volke zu schaffen". 

Dies deckt völlig auch die Auffassung des Herrn 
Bundesministers für Wirtschaft. 

Anlage 18 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen 
des Abgeordneten Westphal (Drucksache V/3350 
Fragen 70, 71 und 72) : 

Warum wurde bisher die erforderliche Zustimmung zur Aus-
zahlung von Stillegungsprämien an solche Zechengesellschaften 
des Steinkohlenbergbaus nicht gegeben, deren Zechen vor In-
krafttreten der Richtlinien der „Aktionsgemeinschaft Deutsche 
Steinkohlenreviere" (sogenannte Vorrichtlinienfälle) stillgelegt 
wurden und denen im März 1966 Gleichbehandlung im Rahmen 
des Möglichen in Aussicht gestellt worden ist? 

Haben neben den von der Stillegung der Kleinzeche „Justus" 
betroffenen Bergarbeitern auch Bergarbeiter anderer Zechen, die 
zu den Vorrichtlinienfällen gehören, bisher keine Hilfen aus 
vereinbarten betrieblichen Sozialplänen erhalten, weil die Still-
legungsprämien an- die Zechengesellschaften noch nicht ausge-
zahlt worden sind? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu verhindern, 
daß durch die Ablehnung der Auszahlung von Stillegungsprämien 
an die Vorrichtlinienfälle die von diesen Stillegungen betrof-
fenen Bergarbeiter weiterhin auf Hilfen und Abfindungszahlun-
gen aus betrieblichen Sozialplänen warten müssen? 

Für diese Zechenstillegungen konnte noch keine 
Entscheidung über die beantragten Stillegungsprä-
mien getroffen werden, da hierüber noch Verhand-
lungen zwischen den beteiligten Ressorts und mit 
den betroffenen Zechen schweben. Der Bundesmini-
ster der Finanzen hat zugesagt, daß er die Prüfung 
in seinem Hause beschleunigt abschließen werde. 

Ja, dies gilt noch für 4 weitere Kleinzechen. Ins-
gesamt haben damit etwa 200 Beschäftigte keine 
Leistungen aus betrieblichen Sozialplänen erhalten. 

Eine endgültige Entscheidung über die Anträge 
der betreffenden Unternehmen ist notwendig. Wäre 
sie positiv, hat sich das Problem erledigt; wäre sie 
negativ, ist wenigstens eine klare Lage für andere 
Aktionen zugunsten der Benachteiligten vorhanden. 
Öffentliche Mittel sind freilich auch dann erforder-
lich. 

Anlage 19 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ertl 
(Drucksache V/3350 Frage 74) : 
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Werden seitens der Bundesregierung Pläne unterstützt, durch 
sogenannte Stillegungsprämien landwirtschaftliche Nutzflächen, 
insbesondere in Grenzgebieten, aus der Produktion herauszu-
ziehen? 

Die Bundesregierung unterstützt keine solchen 
Pläne; sie hat vielmehr die größten Bedenken gegen 
eine derartige Maßnahme. 

Die Stillegung von Grenzertragsböden stellt m. E. 
keine geeignete Maßnahme dar, um die landwirt-
schaftliche Produktion wirksam zu entlasten, da 
durch eine Intensivierung der in Bewirtschaftung 
verbleibenden Flächen der Erzeugungsausfall zum 
größten Teil ausgeglichen. werden könnte. 

Die Maßnahme würde einen Verwaltungs-, Kon-
troll- und Finanzierungsaufwand erforderlich ma-
chen, der in nur schlechtem Verhältnis zum ohnehin 
zweifelhaften Erfolg steht. 

Anlage 20 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Picard 
(Drucksache V/3350 Frage 75) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die durch Preiseinbruche her-
vorgerufene schwierige finanzielle Lage vieler Ansiedlerhöfe da-
durch zu erleichtern, daß sie Zins- und Tilgungszahlungen für 
Darlehen aus Bundesmitteln in von der Witterung besonders 
benachteiligten Gebieten um ein Jahr und in den übrigen Gebie-
ten um ein halbes Jahr aufschiebt und die Gesamtlaufzeit ent-
sprechend verlängert? 

Preiseinbußen, die aufgrund der Schwierigkeiten 
bei. der  Einbringung der Getreideernte 1968 regional 
im Bundesgebiet zu befürchten waren, hat die Bun-
desregierung bereits weitgehend durch eine wesent-
liche Erleichterung der Interventionsbedingungen 
aufgefangen. Hiervon sind im einzelnen die Mit-
glieder des Ernährungsausschusses des Bundestages 
Anfang September schriftlich unterrichtet worden. 
Außerdem bemüht sich die Bundesregierung um 
eine vorzeitige Auszahlung des im Haushalt 1969 
eingeplanten Preisausgleichs. Die Zustimmung des 
Haushaltsausschusses des Bundestages steht jedoch 
noch aus. Sobald diese Zustimmung vorliegt, kann 
mit der Auszahlung begonnen werden. Die entspre-
chenden Richtlinien sind den Ländern am 10. Okto-
ber 1968 zugestellt worden. 

Soweit über diese Maßnahmen hinaus noch ört-
liche finanzielle Schwierigkeiten bestehen, wird 
— wie bisher — auch den Inhabern von Aussiedler-
höfen Erleichterung bei der Rückzahlung von 
Bundesdarlehen gewährt, sofern im Einzelfall nach-
gewiesen wird, daß die nach dem Haushaltsrecht 
vorgesehenen Voraussetzungen für eine Stundung 
oder eine ähnliche Maßnahme gegeben sind und 
das betreffende Land hinsichtlich der Landesdar-
lehen ebenso verfährt. Von einer generellen Rege-
lung muß jedoch abgesehen werden, da sie im 
Rahmen der erwähnten gesetzlichen Bestimmungen 
auf die Verhältnisse des Einzelfalles abzustellen ist. 

Anlage 21 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Reichmann (Drucksache V/3350 Fragen 76 und 77) : 

Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach in Frankreich beab-
sichtigt ist, eine neue nationale Landwirtschaftspolitik mit Agrar-
preisstützungen für das nächste Jahr in Höhe von 7,5 Mrd. Frs. 
durchzuführen? 

Ist die Bundesregierung bereit, gegebenenfalls adäquate Maß-
nahmen durchzuführen, um die deutsche Landwirtschaft wettbe-
werbsfähig zu halten? 

Derartige Pressemeldungen sind nur insoweit 
richtig, als in ihnen darauf hingewiesen wird, daß 
zur Zeit in Frankreich eingehende Überlegungen 
für eine neue agrarpolitische Konzeption angestellt 
werden. Diese Überlegungen haben bisher noch zu 
keinem konkreten Ergebnis geführt. Hiermit ist erst 
im Laufe dieses Monats, nachdem das franzöische 
Wirtschaftskabinett getagt hat, zu rechnen. 

Fest steht jedoch, daß in Verbindung mit den 
Überlegungen nicht an einen Ausbau oder eine 
Erweiterung der Agrarpreisstützung in Frankreich 
gedacht wird. Das Gegenteil ist vielmehr der Fall. 
Angestrebt wird eine Reduzierung der ständig 
wachsenden finanziellen Aufwendungen des fran-
zösischen Agrarhaushaltes auf Grund der EWG-
Marktordnungen, obwohl Frankreich der größte 
Nutznießer der gemeinsamen Finanzierung ist. Dies 
zeigt, daß auch in Frankreich eine zunehmende 
Besorgnis wegen der ständig steigenden finanziel-
len Belastungen besteht, davon abgesehen, daß die 
bisherigen Maßnahmen ein Absinken der Einkom-
men der französischen Bauern nicht verhindern 
konnten. 

Die französischen Stellen sind sich im übrigen 
darüber im klaren, daß eine Neuorientierung der 
Agrarpolitik in Frankreich nur im Rahmen der EWG 
möglich ist. 

Die Bundesrepublik ist diesen Überlegungen in 
Frankreich durch ihr Agrarprogramm vorange-
gangen." 

Anlage 22 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schmidt (Kempten) (Drucksache V/3350 Frage 78) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die in einer Entschließung 
niedergelegte Feststellung der Allgäuer Kreisverbände des Baye-
rischen Bauernverbandes, daß die Grünlandbetriebe im Allgäu 
durch den rapiden Rückgang des Erzeugerpreises für Milch seit 
Jahresbeginn um 5 Pf je kg und damit um 13 % ernsthaft in 
ihrer Existenz gefährdet seien, da ein Erreichen des europäischen 
Richtpreises von 39 Pf je kg wegen der Überschußproduktion in 
absehbarer Zeit nicht zu erreichen sei und ein Ausweichen auf 
andere Produktionszweige auf Grund der Struktur der Grünland-
betriebe im Allgäu und der klimatischen Verhältnisse nicht mög-
lich sei und somit die auf den Grünlandbetrieben lastenden 
finanziellen Verpflichtungen nicht erfüllt werden könnten? 

Die Interventionsprodukte Butter und Mager-
milchpulver erzielen seit der gemeinsamen EWG- 
Milchmarktregelung, ab 29. 7. 1968, einen Auszah- 



10322 	Deutscher Bundestag - 5. Wahlperiode - 190. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1968 

lungspreis frei Molkerei von 38,9 Pf je kg Milch mit 
3,7 % Fett, gegenüber 38,8 Pf einschl. Förderungs-
zuschläge für die im Juli 1967 insgesamt verwertete 
Milch. Auch in Bayern liegen die Erlöse in den er-
sten 8 Monaten dieses Jahres im Gesamtdurch-
schnitt etwa auf der Höhe des Vorjahres (1967 
37,7 Pf 1968 = 37,5 Pf) Rückgänge in den Erlösen 
von 5 Pf/kg Milch konnte ich weder in Bayern noch 
im Allgäu in den ersten 8 Monaten feststellen. 

Es mag allerdings richtig sein, daß die Anhebung 
der Schwellenpreise bei einigen Käsesorten noch 
keinen Ausgleich im Marktpreis gefunden hat. So 
besteht z. B. bei Schnittkäse zwischen Inlandsware 
und Drittlandsware noch immer ein Preisabstand 
bis zu 1,- DM/kg. Es wird Aufgabe der Molkerei-
wirtschaft sein, hier den Anschluß an das Qualitäts-  
und Preisniveau für Drittlandsware zu finden. 

Was den von Ihnen erwähnten europäischen 
Richtpreis anbetrifft, so möchte ich - wie so oft 
schon - wiederholen, daß es sich hierbei weder 
um einen Fest- noch Garantiepreis handelt. Der 
Richtpreis wird für die in der EWG insgesamt ver-
kaufte Milch angestrebt, und zwar entsprechend den 
Absatzmöglichkeiten, die sich auf den Märkten 
außerhalb der Gemeinschaft bieten. 

Entwicklung der Auszahlungspreise für Milch in Bayern zur Beantwortung von Zusatzfragen: 

Milchauszahlungspreise für eine 3,7 %ige Milch 

Monat 
Emmentaler Weich- und Schnitt

-

käse Industriemilch Land Bayern 

1967 1968 1967 	1968 1967 1968 1967 1968 

Angabe in Pf/kg 

Januar 	  40,86 40,02 38,91 	39,90 39,57 40,38 37,76 38,43 

Februar 	 40,89 39,82 38,64 	39,72 39,67 40,20 37,91 38,41 

März 	  40,92 39,48 39,18 	39,41 39,74 40,10 37,97 38,20 

April 	  39,59 39,18 38,80 	38,96 39,58 39,43 37,63 37,92 

Mai 	  39,78 39,16 39,18 	38,05 39,82 38,46 37,96 37,54 

Juni 	  40,23 38,36 39,14 	37,17 39,54 37,53 38,01 36,66 

Juli 	  39,73 38,65 38,41 	36,87 38,56 37,43 37,40 36,48 

August 	  40,00 37,64 38,49 	36,77 40,21 37,15 37,62 36,48 

Januar bis August 	40,00 39,00 38,8 	38,4 39,1 38,8 37,7 37,5 

Anlage 23 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 18. Oktober 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Lenders (Drucksache V/3350 Fragen 79, 80 und 81) : 

Welche Absicht verbindet die Bundesregierung mit der Ver-
ordnung zur Einstellung der Trinkmilch auf 3,3 % Fettgehalt? 

Weshalb hat die Bundesregierung von der Möglichkeit eines 
differenzierten Milchangebotes nicht Gebrauch gemacht? 
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Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse des Verbrauchers 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß eine auf einen Fett-
gehalt unter 3,3 % eingestellte Trinkmilch in Zukunft ebenfalls 
mit festen Abgabepreisen in Flaschen oder in nicht standfesten 
Einmal-Packungen angeboten wird? 

Auf diese Frage ist in der Begründung zu dem 
Entwurf der Änderungsverordnung, der Ihnen am 
2. Oktober d. J. zugeleitet wurde, eingegangen wor-
den. Ich möchte dazu noch einiges ergänzen. 

Die Entfettung der Milch bis auf einen Fettgehalt 
von 3,0 % resultiert aus einer Zeit, in der auf dem 
Milch- und Fettsektor eine Mangellage bestand. Da 
diese Situation überholt und der natürliche Fett-
gehalt der Milch tim Bundesdurchschnitt 3,74 % ist, 
besteht kein Grund mehr, dem Verbraucher eine 
entfettete Milch mit nur 3,0 % anzubieten. 

Bei einem Fettgehalt von 3,3 % wird eine vom 
Verbraucher gewünschte geschmackliche Qualitäts-
verbesserung erreicht, die sich wiederum absatzför-
dernd auswirken dürfte, denn in Ländern mit hohem 
Trinkmilchverbrauch wird die Milch mit natürlichem 
Fettgehalt (z. B.  in  Irland, Norwegen, der Schweiz, 
England und den USA) oder doch mit einem wesent-
lich höheren Fettgehalt als in der BRD verkauft 
(Finnland 3,8-4,0 %, Österreich 3,6 %). Außerdem 
bedeutet diese Erhöhung eine Anpassung an den 
Fettgehalt der Trinkmilch, der in der EWG minde-
stens in Kürze zu erwarten ist. Die folgenden Zahlen 
über den Fettgehalt der Trinkmilch lassen dies deut-
lich erkennen: 

Holland 	  3,2 % Fett 

Belgien 	  3,1 % Fett 

Frankreich 	  3,3 % Fett 

Italien 	  natürlicher Fettgehalt 

Es besteht ein ausreichend differenziertes Milchan-
gebot mit folgenden Milchsorten: 

Entrahmte Milch mit 2 % Fett, Trinkmilch mit 
3,0 % Fett (ab 1. 11. 1968 = 3,3 %), Markenmilch mit 
3,5 % Fett und Vorzugsmilch mit natürlichem Fett-
gehalt. 

Eine zu große Anzahl von Milchsorten in jeweils 
unterschiedlicher Verpackung mit verschiedenem 
Inhalt und Fettgehalt macht es dem Verbraucher 
unmöglich, Preisvergleiche anzustellen. Der Konsu-
ment kann nicht jeweils auf Grund der Verpackung, 
des Fettgehaltes und des Inhalts errechnen, ob die 
Milch preiswert oder teuer ist. Man würde durch 
eine stärkere Differenzierung dem Konsumenten die 
Markttransparenz nehmen. Im Entwurf der im näch-
sten Jahr in Kraft tretenden EWG-Trinkmilch-Rege-
lung ist bereits vorgesehen, daß zwischen der fett-
ärmeren (1,8 % oder 2,0 %) und einer einheitlichen 
Trinkmilchsorte keine Milch mit einem dazwischen-
liegenden Fettgehalt in Verkehr gebracht werden 
darf. Es kann der deutschen Milchwirtschaft nicht 
zugemutet werden, neben 4 Milchsorten noch eine 
weitere  auf den Markt zu bringen und die erhöhten 
Kasten hierfür zu tragen, nachdem bereits jetzt über-
sehen werden kann, daß diese in der' kommenden 
EWG-Trinkmilchmarktordnung nicht mehr zulässig 
sein wird. 

Die Bundesregierung wird eine Milchsorte mit 
2 % Fett (Vorschlag EWG 1,8 %) in Zukunft mit den  

gleichen Bedingungen regeln, die für Milch mit 3,3 % 
gelten. Die nach den geltenden Bestimmungen be-
reits jetzt zulässige Milch mit 2 % Fett war bis jetzt 
nicht preisgebunden. Da die Art der Preisregelung 
für die EWG noch nicht feststeht, erschien es nicht 
zweckmäßig, für diese Milch eine nationale Regelung 
für die kurze Übergangszeit zu treffen. 

Anlage 24 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Zebisch (Drucksache V/3350 Frage 82) : 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, auch die Studen-
ten und Gäste von Jugendherbergen in die Aktion Sozialbutter 
zum Abbau des Butterberges miteinzubeziehen? 

Ja, sofern die Studenten und Gäste von Jugend-
herbergen im Rahmen der als gemeinnützig aner-
kannten Einrichtungen (wie z. B. Mensa, Jugend-
herbergen) an der Gemeinschaftsverpflegung teil-
nehmen. Die genannten Einrichtungen müssen sich 
allerdings verpflichten, den bisherigen Butterbezug 
mengenmäßig nicht einzuschränken, da andernfalls 
kein zusätzlicher Butterabsatz erzielt wird. 

Anlage 25 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Zebisch (Drucksache V/3350 Fragen 83 und 84) : 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung bisher bei der 
Konzipierung und Vorbereitung der landwirtschaftlichen Modell-
gebiete gemacht? 

Aus welchen Gründen ist das für den Raum Oberpfalz vorge-
sehene landwirtschaftliche Modellgebiet noch immer nicht in das 
Stadium einer Realisierung getreten, obwohl es vor Monaten 
schon in der Presse groß angekündigt worden ist? 

Die bisherigen Erfahrungen der Bundesregierung 
bei der Konzipierung und Vorbereitung der beiden 
Modelle für die Sonderprogramme zur wirtschaft-
lichen Umstrukturierung kleinbäuerlicher Gebiete 
sind gut. Die Zusammenarbeit zwischen den betei-
ligten Bundes- und Landesressorts sowie weiteren 
Dienststellen — wie z. B. der Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung — 
verläuft in bestem Einvernehmen. 

Das Sonderprogramm „Östlicher Oberpfälzer 
Wald" steht in den allerersten Anfängen. Dem 
Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, .Land-
wirtschaft und Forsten sind von meinem Hause 
4,5 Mill. DM zusätzliche Mittel zur Verfügung ge-
stellt worden, um die der Umstrukturierung dienen-
den landwirtschaftlichen Maßnahmen zu verstärken. 
Solche Strukturwandlungsprozesse sind leider nicht 
in Wochen oder Monaten zu vollziehen, auch wenn 
der Tenor einzelner Veröffentlichungen dies glau-
ben lassen möchte. 
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Anlage 26 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Drö-
scher (Drucksache V/3350 Frage 85) : 

Wie vereinbart sich mit dem neuen Agrarprogramm der Bun-
desregierung die Tatsache, daß vom Land Rheinland-Pfalz nach 
wie vor für Investitionsprogramme Zinszuschüsse nur gegeben 
werden nach Richtlinien, die von einer Richtgröße der Betriebe 
(etwa in der Gemeinde Meddersheim, Kreis Bad Kreuznach) von 
14 ha für Ackerbaubetriebe oder 3,3 ha Weinbau ausgehen? 

Das Agrarprogramm der Bundesregierung ist die 
Zielkonzeption für die künftige Agrarpolitik in der 
Bundesrepublik Deutschland. Seine Verwirklichung 
wird längere Zeit in Anspruch nehmen. 

Aus diesem Grunde ist ein Vergleich der Vor-
schläge des Agrarprogramms mit laufenden Förde-
rungsmaßnahmen nicht möglich. 

Darüber hinaus möchte ich darauf hinweisen, daß 
ich keinen Einfluß auf die Gestaltung der von den 
Bundesländern ergänzend zu den Bundesrichtlinien 
erlassenen Landesrichtlinien nehme, wenn deren 
Bestimmungen sich innerhalb des Rahmens der Bun-
desrichtlinien bewegen. 

Anlage 27 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Peters (Poppenbüll) (Drucksache V/3350 Fragen 86 
und 87) : 

Welche Verwendung haben diejenigen 100 Mio DM gefunden, 
die aus dem Haushalt 1968, Einzelplan 10, aus dem Titel Ge-
treidepreisausgleich in Höhe von 560 Mio DM abgezweigt und 
nicht an die Getreidebauern ausgezahlt wurden? 

Hat die Bundesregierung Einvernehmen mit der EWG-Kom-
mission über die Verwendung der 100 Mio DM nach Frage 86 
herbeigeführt? 

Die nicht dem direkten Getreidepreisausgleich zu-
geführten 100 Millionen DM sind folgendermaßen 
verwendet worden: 

a) Investitionsbeihilfen für landwirtschaftliche Be-
triebe: 40 Millionen DM, 

(diese Mittel werden von den Ländern wahlweise 
in den von der Natur benachteiligten Gebieten 
oder zur allgemeinen Aufstockung des Ansatzes 
von Kap. 10 02 Tit. 959 mit der Maßgabe eines 
bevorzugten Einsatzes in Grünland- und Futter-
baubetrieben verwendet). 

b) Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen: 40 Millionen DM. 

c) Strukturverbesserung der Molkereiwirtschaft: 
20 Millionen DM. 

Die unter a bis c aufgeführten Mittel sind den Län-
dern im April 1968 zugeteilt und von diesen bereits 
weitgehend ausgegeben worden. 

Die Bundesregierung hat die EWG-Kommission 
über die Grundzüge der beabsichtigten Verwendung 

der 100 Millionen DM bereits am 20. Dezember 1967 
und in detaillierter Form am 23. Januar 1968 unter-
richtet. Die Kommission hat die vorgesehenen Maß-
nahmen mit Schreiben vom 11. April 1968 ohne Ein-
wendungen gebilligt. 

Anlage 28 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Weigl (Drucksache V/3350 Fragen 88 und 89) : 

Inwieweit beeinflussen Futtermitteleinfuhren die Hohe der 
deutschen Milcherzeugung? 

Trifft es zu, daß eine Verteuerung der Futtermitteleinfuhren 
eine wegen der Überproduktion notwendige Teilkontingentierung 
der Milcherzeugung überflüssig machen würde? 

Für eine rationelle Milcherzeugung sind be-
stimmte Mindestleistungen je Tier notwendig, 
welche den Einsatz entsprechend zusammengesetzter 
Kraftfuttermittel erforderlich machen. Hierzu gehö-
ren insbesondere eiweißhaltige Kraftfuttermittel, die 
zum größten Teil aus Einfuhren stammen. Insoweit 
beeinflussen die eingeführten Kraftfuttermittel die 
deutsche Milchproduktion. 

Da bei der Milchproduktion ein verhältnismäßig 
kleiner Teil der Gesamtkosten auf laufende bare 
Ausgaben entfällt, dürfte sich m. E. durch eine Erhö-
hung des Preises für eingeführte Kraftfuttermittel 
das derzeitige Ungleichgewicht zwischen Produktion 
und Verbrauch auf dem gemeinsamen Milchmarkt 
kaum beseitigen lassen. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Arndt 
vom 18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage 
des Abgeordneten Weigl (Drucksache V/3350 
Frage 90) : 

Kann die Bundesregierung über den Abbau weiterer Einfuhr-
hemmnisse einen Beitrag zur Beendigung der Diskussion über 
die DM-Aufwertung leisten? 

Eine Politik der Stabiltät und des Wachstums 
verlangt von der Bundesregierung ständige Wach-
samkeit und, wenn notwendig, adäquate und zu-
gleich rasche Aktionen. 

Die Bundesregierung richtet deshalb alle ihre 
Bemühungen darauf, das erreichte Gleichgewicht zu 
bewahren. Sie ist ferner bestrebt, die hohen Über-
schüsse in der Handelsbilanz auf ein vernünftiges 
Maß zurückzuführen, um damit zu einem besseren 
Ausgleich der Endnachfrage aus dem Inland und 
dem Ausland zu gelangen. Hierzu wird vor allem 
die Wiederbelebung der Konjuktur beitragen. Zu-
sätzlich Impulse für die Einfuhr werden von dem 
weiteren Anstieg der Massenkaufkraft ausgehen. 
Die Bundesregierung prüft zur Zeit auch, welche 
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der noch bestehenden Importhemmnisse abgebaut 
werden können. Die Steigerung der Einfuhr trägt 
zweifellos dazu bei, das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht zu bewahren. Anstrengungen in dieser 
Richtung sind damit gleichzeitig auch ein Argument 
gegen Aufwertungsgerüchte. 

Anlage 30 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Schlee (Drucksache V/3350 Frage 91) : 

Entspricht die Behauptung den Tatsachen, daß die Aufnahme 
der diesjährigen Getreideernte durch die erste aufnehmende 
Hand deswegen im Bundesgebiet auf die überall beobachteten 
Schwierigkeiten gestoßen sei, weil die Lagerräume der Einfuhr- 
und Vorratsstelle durch frühere Einfuhren aus Drittländern und 
insbesondere aus anderen Mitgliedstaaten der EWG bereits ge-
füllt gewesen seien (Deutsche Bauernzeitung, Ausgabe Nr. 33 
vom 15. August 1968, Seite 1)? 

Die in der Anfrage wiedergegebene Behauptung 
trifft nicht zu. 

Der Vorrat der Einfuhr- und Vorratsstelle an 
Drittlandsgetreide entsprach am 31. Juli 1968 (Ende 
des Getreidewirtschaftsjahres 1967/68) dem lang-
jährigen Durchschnitt. 

Aus anderen Mitgliedstaaten der EWG sind in 
der Bundesrepublik im Getreidewirtschaftsjahr 
1967/68 nachweislich nur 27 500 t interveniert wor-
den. Diese Menge ist unbedeutend gegenüber der 
Gesamtintervention in der Bundesrepublik Deutsch-
land im letzten Getreidewirtschaftsjahr von 970 000 
Tonnen. 

Anlage 31 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Jung (Drucksache V/3350 Fragen 92, 
93 und 94) : 

Trifft es zu, daß die größten Kampfeinheiten der Bundes-
marine, die Zerstörer der Hamburg-Klasse, die bereits 1955 auf 
Kiel gelegt wurden, aus technischen Gründen bis heute noch 
nicht voll einsatzfähig sind und dies auch möglicherweise nicht 
werden? 

Was sind die Gründe dafür, daß die Einsatzfähigkeit dieser 
Schiffe durch das Fehlen bestimmter waftentechnischer Einrich-
tungen bzw. durch mangelhafte oder fehlende, jedoch an sich 
notwendige Geräte anderer Art erheblich beeinträchtigt ist? 

Wann werden diese Mängel, über die man sich in Marine-
kreisen leider einig ist, beseitigt werden? 

Die Bundesregierung hat sich erst am 25. Januar 
1968 in einem Bericht des Inspekteurs der Marine 
über die Gesamtkonzeption der Marine und die sich 
daraus ergebenden Planungen und Probleme vor 
dem Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundes-
tages auch zu den Zerstörern der „Hamburg-Klasse" 
geäußert. 

Die Bundesregierung ist auch in Zukunft bereit, 
über die weitere Entwicklung im Verteidigungs

-

ausschuß eingehend zu berichten. Einzelheiten sind 
jedoch aus Sicherheitsgründen nicht geeignet, in 
einer Mündlichen Anfrage behandelt zu wenden. 

Frage 32 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Dr. Marx (Kaiserslautern) (Druck-
sache V/3350 Fragen 95 und 96) : 

Wie äußert sich die verschiedentlich gemeldete sowjetische Be-
obachtung des NATO-Manövers „Silver Tower"? 

Wie beurteilen die NATO-Stabe und die zuständigen Stellen 
der Bundesregierung die bei dem unter Frage 95 genannten 
Manöver zu wiederholtem Male festgestellten Beobachtungen 
durch sowjetische Aufklärungseinheiten? 

Die Beobachtung der NATO-Übung „Silver 
Tower" durch sowjetische See- und Seeluftstreit-
kräfte wurde aus den Erfahrungen zahlreicher frühe-
rer NATO-Übungen erwartet. Die Anzahl der sowje-
tischen Überwachungsfahrzeuge richtet sich norma-
lerweise nach Umfang und Anlage ,der Übung. 

Zur Überwachung der Übung „Silver Tower" 
waren folgende sowjetische See- und Seeluftstreit-
kräfte im Seegebiet zwischen Island und norwe-
gischer Westküste, im Kanal und in der Nordsee 
eingesetzt: 

1 Raketenzerstörer 

2 Zerstörer 

2 Minensucher 

6 bis  7 Spezialaufklärungsschiffe 

8 bis 10 Aufklärungsflugzeuge und Hubschrauber. 

Schon mit Übungsbeginn standen zur Versorgung in 
den betreffenden Seegebieten drei Flottentanker be

-b
reit. 

In internationalen Gewässern sind wegen des 
völkerrechtlichen Grundsatzes der Freiheit der 
Meere keine Einschränkungen des Schiffsverkehrs 
möglich. Diesen Grundsatz benutzten die sowjeti-
schen Aufklärungseinheiten im Manövergebiet. Das 
spektakuläre Auftreten im Manövergebiet läßt die 
steigende Intensität der maritimen Politik der  So-
wjets erkennen. Es muß auch als eine Demonstration 
der hohen Mobilität und der bedrohlich zunehmen-
den Stärke ,der sowjetischen Kriegsmarine betrachtet 
werden. 

Anlage 33 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Draeger (Drucksache V/3350 Fragen 
97, 98 und 99): 



10326 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 190. Sitzung. Bonn, Freitag, den 18. Oktober 1968 

Ist die Verlegung von französischen Truppen aus der Garnison 
Saarlouis nach Nordwest-Frankreich im Einverständnis mit der 
Bundesregierung erfolgt? 

Kann die Bundesregierung erklären, ob diese Maßnahme be-
deutet, daß Frankreich auf den Standort Saarlouis endgültig ver-
zichtet hat? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die freige

-

wordene Garnison Saarlouis für die Bundeswehr zu nutzen? 

Die Bundesregierung ist unterrichtet gewesen, 
daß das französische Heer seine Divisionen neu glie-
dert. In diesem Zusammenhang ist auch das Ba-
taillon aus Saarlouis verlegt worden. 

Der Stadnort Saarlouis wird von  den  Franzosen 
nicht neu belegt. Die Übergabe aller Einrichtungen 
soll Ende Oktober 1968 an die Bundesrepublik er-
folgen. 

Die Kaserne in  Saarlouis ist vor dem 1. Weltkrieg 
gebaut und nach 1936 erweitert worden. 

Die Bundeswehr beabsichtigt, 

— nachgeordnete Teile des  Bundesamtes für Wehr-
technik und Beschaffung 

— nachgeordnete Teile der Sanitäts-Inspektion und 

— Geräte-Einheiten 

in Saarlouis unterzubringen. 

Damit werden auch die ca. 100 Wohnungen be-
legt und die anderen Standortanlagen — wie 

Übungsgelände und- Munitionsniederlage — einer 
sinnvollen Verwendung zugeführt werden können. 

Die Einzeluntersuchungen hierzu sind noch nicht 
abgeschlossen. 

Anlage 34 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Schmidt (Kempten) (Drucksache V/3350 
Frage 100) : 

Kann die Bundesregierung eine Erklärung dafür abgeben, daß 
nach einer Pressemeldung dem 69jährigen Landwirt Josef Prinz 
aus Lommersum bei Euskirchen, der am 22. Mai 1967 im Zusam-
menhang mit einem Starfighter-Absturz starke Verbrennungen 
erlitt und wahrscheinlich nie mehr gesund werden wird, seitens 
der zuständigen Wehrbereichsverwaltung lediglich ein Schmer-
zensgeld von 2000 DM mit der Begründung gezahlt wurde, in 
seinem Alter könne nur eine 35%ige Beschädigung anerkannt 
werden, wäre er jedoch noch nicht 65 Jahre alt, hätte ihm eine 
100%ige Arbeitsunfähigkeit zuerkannt werden kennen? 

Die für die Regulierung des Schadens zuständige 
Wehrbereichsverwaltung III in Düsseldorf hat die 
vorerwähnte Erklärung bei Zahlung des Schmerzens-
geldbetrages nicht abgegeben. Wegen der end-
gültigen Höhe des Schmerzensgeldes schweben Ver-
gleichsverhandlungen, die abgeschlossen werden, 
sobald das Ergebnis einer nochmaligen ärztlichen 
Untersuchung des Geschädigten vorliegt. 

Neben dem Schmerzensgeld forderte der Geschä-
digte — 69 Jahre alt und Rentner — zunächst ohne 
weitere Angaben Schadensersatz in Höhe von 
50 000 DM für Verdienstausfall. Bei den Verhand-
lungen über diesen Anspruch hat ihn die Wehr-
bereichsverwaltung nach Einholung eines ärztlichen 
Gutachtens mit Schreiben vom 30. April 1968 darauf 

aufmerksam gemacht, daß seine allgemeine Erwerbs-
fähigkeit vor dem Unfall nicht mehr als 50 % be-
tragen habe. Die Verhandlungen über die Höhe des 
Verdienstausfalles konnten bisher nicht abgeschlos-
sen werden, da noch eine gutachtliche Stellungnahme 
der Universitätsklinik in Bonn aussteht. 

Anlage 35 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Klepsch (Drucksache V/3350 
Frage 101) : 

Wann werden die wehrpflichtigen Abiturienten, die Medizin 
studieren wollen und ihre Zulassung zum Wintersemester 1968/69 
bereits haben, aus der Bundeswehr entlassen? 

Ein fester Zeitpunkt für die Entlassung wehr-
pflichtiger Abiturienten zur Aufnahme des Medizin-
studiums im Wintersemester 1968/69 ist nicht fest-
gelegt worden. Diese Abiturienten sind nach der 
derzeitigen Regelung „so zeitig zu entlassen, daß sie 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt ihr Studium aufneh-
men können." Die Entlassungsdienststellen können 
so dem unterschiedlichen Semesterbeginn an den 
einzelnen Hochschulen und den individuellen Be-
dürfnissen des Studienbewerbers, sich auf das Stu-
dium vorzubereiten, Rechnung tragen. In der Regel 
wird eine Entlassung zwei Wochen vor Semester-
beginn ausreichen. 

Anlage 36 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Fritsch (Deggendorf) (Drucksache 
V/3350 Frage 102) : 

Welches ist der gegenwärtige Sachstand in den Bemühungen 
um die Verlegung des Luft-Boden-Schießplatzes in Siegenburg, 
Landkreis Kelheim? 

Der Führungsstab der Luftwaffe hat Erkundungen 
wegen eines Ersatzgeländes für den Luft-Boden-
Schießplatz Siegenburg durchführen lassen. Es wur-
den zwei mögliche Ersatzgelände im Bereich des 
Freistaates Bayern erkundet. Eine Stellungnahme 
der Bayerischen Staatskanzlei zu den Erkundungs-
ergebnissen liegt bis jetzt noch nicht vor. 

Ein im Raum Nordwürttemberg erkundetes Ob-
jekt ist nicht weiter verfolgt worden. 

Anlage 37 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
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Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim) (Druck-
sache V/3350 Frage 103) : 

Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach Mitglieder der Bun-
desregierung beschlossen haben, 88 Maschinen des Typs „Phan-
tom" in den USA für die Bundesluftwaffe zu kaufen? 

Das innerhalb der Bundesregierung zuständige 
Gremium, nämlich der Bundesverteidigungsrat, hat 
über die Beschaffungsvorlage „Phantom" beschlos-
sen. 

Der Bundesminister der Verteidigung hatte vor-
geschlagen, die Aufklärungskapazität der Luftwaffe 
durch Einführung von 88 RF-4E „Phantom" zu ver-
bessern. Dieser Vorschlag wurde wiederholt dem 
Bundesverteidigungsrat und insbesondere dem Ver-
teidigungsausschuß des Deutschen Bundestages vor-
getragen. Das geschäftsordnungsgemäße Zustim-
mungsverfahren ist jedoch noch nicht abgeschlossen. 
Sobald der Verteidigungsausschuß abschließend Stel-
lung genommen hat, wird der Bundesminister der 
Finanzen eine entsprechende Vorlage dem Haus-
haltsausschuß des Bundestages zur Beschlußfassung 
zuleiten. 

Anlage 38  

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Schultz (Gau-Bischofsheim) (Druck-
sache V/3350 Frage 104) : 

Ist es richtig, daß die US-Regierung der deutschen Luftfahrt-
industrie für die Zeit nach dem Abschluß des „Phantom"-Vertra-
ges „Kompensationsaufträge" in Höhe von rund 50 Millionen 
Deutsche Mark zugesagt hat? 

Nach den bisher getroffenen Abreden will die 
US-Regierung bei der Fa. Mc.Donnell darauf hinwir-
ken, daß die deutsche Luft- und Raumfahrtindustrie 
zur Abgabe von Angeboten für Unteraufträge zu 
Fertigungsprogrammen dieser Firma im Umfange 
von 400 Mio DM aufgefordert wird. 

Für den Fall, daß Firmenaufträge nicht oder nicht 
in voller Höhe erteilt werden können, hat sich die 
US-Regierung bereit erklärt, ihrerseits Aufträge in 
Höhe von 200 Mio DM an die deutsche Industrie zu 
vergeben und hierbei die deutsche Luftfahrtindustrie 
vorzugsweise zu berücksichtigen. 

Anlage 39 

Schriftliche Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Hein vom 17. Oktober 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Freiherr von Gemmingen (Drucksache V/3350 Fragen 
157, 158 und 159) : 

Welche Gründe haben dazu geführt, daß in einer bezahlten 
Anzeige des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit in der Illustrierten „Stern" vom 29. September 1968 (Sei-
ten 162 ff.) statistische Angaben über die Bürgschaftsverpflich-
tungen des Bundes in den einzelnen Ländern Lateinamerikas ver-
öffentlicht wurden? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, solche statistischen Angaben 
kunftig auch für andere Länder zu veröffentlichen? 

Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, daß derartige 
statistische Angaben vor ihrer Veröffentlichung dem Deutschen 
Bundestag und den interessierten Kreisen der deutschen Wirt-
schaft zugänglich gemacht werden sollten? 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit hat im „Stern" Nr. 39 vom 29. 9. 1968 eine 
24seitige Dokumentation „Terra" veröffentlicht, mit 
der die deutsche Öffentlichkeit ausführlich über die 
wirtschaftlichen und sozialen Probleme der Länder 
Lateinamerikas und über den deutschen Beitrag zur 
Lösung dieser Probleme unterrichtet wurde. Da die 
Leistungen der deutschen Privatwirtschaft gerade 
in Lateinamerika einen beachtlichen Teil der deut-
schen Entwicklungshilfe ausmachen, wurde es für 
richtig erachtet, in dieser umfassenden Dokumenta-
tion auch die Gesamtsummen der garantierten 
Exportkredite für die einzelnen lateinamerikanischen 
Länder zu nennen, zumal entsprechende Leistun-
gen international auf die Entwicklungshilfe ange-
rechnet werden. 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit beabsichtigt durch ähnliche Dokumenta-
tionen über Asien und Afrika das Bild über die 
Wirksamkeit deutscher Entwicklungshilfe in den 
drei großen Kontinenten abzurunden. Es wird 
jeweils im Einzelfall geprüft werden, welche Lei-
stungen in diese Dokumentationen aufgenommen 
werden können. 

Bei der Erstattung von Länderberichten — insbe-
sondere vor dem Bundestagsausschuß für Entwick-
lungshilfe — sind diese Zahlen für einzelne Länder 
auch schon in der Vergangenheit regelmäßig be-
kanntgegeben worden. Ferner wird der Haushalts-
ausschuß in regelmäßigen Abständen (t/2 Jahr) über 
die Entwicklung der Bundesgarantien unterrichtet. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß grund-
sätzlich aktuelle statistische Angaben über den 
Umfang der Exportgarantien für einzelne Länder der 
Öffentlichkeit nicht zugänglich gemacht werden soll-
ten. Bei der vorliegenden Dokumentation handelte 
es sich um statistische Angaben für einen abgeschlos-
senen Zeitraum der Vergangenheit, die sich bis zum 
Zeitpunkt der .  Veröffentlichung durch Zu- und Ab-
schreibungen wesentlich verändert haben. 

Anlage 40 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Könen (Düsseldorf) (Drucksache zu 
V/3350 Frage 166) : 

Welche Stellung nimmt die Bundesregierung zur Sendung des 
Zweiten Deutschen Fernsehens am Sonntag, dem 29. September 
1968 über Verteidigungsprobleme ein, in der u. a. festgestellt 
wurde, daß die Bundeswehr nicht in der Lage sei, einem kon-
ventionellen Angriff auch nur kurze Zeit standzuhalten? 

Unter dem Titel „Die Bundeswehr muß reformiert 
werden" befaßt sich die genannte Sendung mit 
Auftrag und Struktur der Bundeswehr. Sie geht da-
von aus, daß ausschließlich gegen die Bundesrepu- 
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blik Deutschland ein Angriff vorgetragen wird und 
der Angriff ausschließlich die Bundeswehr trifft. 
Diese unterstellte Lage ist Basis _für die Forderung 
des Verfassers, die Bundeswehr müsse allein in der 
Lage sein, einer Aggression erfolgreich zu be-
gegnen. 

Diese Annahme ist irreal. Sie übersieht die Tat-
sache, daß die Bundesrepublik Mitglied der NATO 
ist und jede Aggression nach § 5 des NATO-Ver-
trages den Verteidigungsfall der Allianz auslöst. 
Jedem Angriff auf die Bundesrepublik Deutschland 
treten daher die verbündeten Streitkräfte der 
Allianz gemeinsam entgegen. Die Bundeswehr ist in 
der Lage, als Bündnisarmee mit ihren Partnern 
ihrem Auftrag gerecht zu werden. 

Die Bundesregierung erinnert in diesem Zusam-
menhang an die gerade in den letzten Tagen von 
unseren Bündnispartnern erneut bestätigten Ver-
tragsverpflichtungen. 

Anlage 41 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Könen (Düsseldorf) (Drucksache zu 
V/3350 Frage 167) : 

Hält die Bundesregierung es für richtig, daß die offfentliche 
Diskussion über Probleme unserer militärischen Sicherheit seit 
langer Zeil fast ausschließlich auf Beiträgen von Organisationen 
und Informationsmedien beruht, ohne daß sie selbst offizielle 
und umfassende Informationen gibt? 

Es trifft nicht zu, daß die Diskussion über Sicher-
heitsfragen fast ausschließlich auf inoffiziellen Bei-
trägen beruht. Genau das Gegenteil ist der Fall. 
Grundlage der öffentlichen Diskussion sind offizielle 
Verlautbarungen, die ständig und laufend über 
Fragen der militärischen Sicherheit informieren. 

Die Bundesregierung verweist auf die Tatsache, 
daß seit der durch den Bundesminister der Vertei-
digung am 6. Dezember 1967 abgegebenen um-
fassenden Regierungserklärung zur deutschen Ver-
teidigungspolitik, deren Inhalt heute noch unver-
ändert gültig ist, sowohl der Herr Bundeskanzler in 
seiner Regierungserklärung vom 25. September wie 
der Herr Bundesminister der Verteidigung in seinen 
Beiträgen zu der Haushaltsdebatte des Deutschen 
Bundestages am 4. April d. J. grundsätzliche Stel-
lungnahmen zu diesem Thema abgegeben haben. 

Darüber hinaus wird die Öffentlichkeit durch eine 
Vielzahl ständiger offizieller Verlautbarungen des 
Bundesministers der Verteidigung und seiner Staats-
sekretäre über die aktuellen Probleme unserer 
Sicherheitspolitik unterrichtet. 

Anlage 42 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Adorno vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 

Abgeordneten Könen (Düsseldorf) (Drucksache zu 
V/3350 Frage 168) : 

Wann gedenkt die Bundesregierung, das seit langer Zeit im 
Parlament geforderte und von der Regierung zugesagte Vertei-
digungsweißbuch vorzulegen, um die öffentliche Diskussion zu 
versachlichen? 

Die Bundesregierung hatte die Absicht, zur ersten 
Lesung des Bundeshaushaltes am 16. Oktober 1968 
ein Weißbuch über die deutsche Verteidigungs-
politik zur Begründung der Forderungen des Einzel-
plans 14 dem Deutschen Bundestag vorzulegen. Bei 
einer Vorlage zu diesem Zeitpunkt hätte das Weiß-
buch nur wenig über die sicherheitspolitischen Aus-
wirkungen der militärischen Intervention einiger 
Staaten des Warschauer Pakts in der Tschechoslo-
wakei aussagen können. Die Bundesregierung hielt 
es daher aufgrund der Bedeutung der strategischen 
Veränderungen in Mitteleuropa für geboten, die 
Veröffentlichung des Weißbuches so lange zu ver-
schieben, bis die auf November vorverlegte NATO-
Konferenz Klarheit über die erforderlichen Konse-
quenzen geschaffen und die Bundesregierung ihre 
Maßnahmen beschlossen hat. 

Anlage 43 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Leicht vom 
17. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Franke (Hannover) (Drucksache 
zu V/3350 Fragen 164 und 165) : 

Wird die Bundesregierung ein gesondertes Investitionszulage-
gesetz Zonenrand- und Bundesausbaugebiete vorlegen? 

Bis wann wird die Bundesregierung das in Frage 164 ge-
nannte Gesetz vorlegen? 

Es trifft zu, daß die Bundesregierung ein Gesetz 
über die Gewährung von Investitionszulagen im 
Zonenrandgebiet und in den Bundesausbaugebieten 
vorbereitet. Die Investitionszulage soll für Investi-
tionen im Zusammenhang mit der Errichtung oder 
Erweiterung von Betriebstätten im Zonenrandge-
biet und in den Bundesausbaugebieten gewährt wer-
den und einheitlich 10 v. H. der Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten der begünstigten Wirtschafts-
güter betragen. Aus gesetzesökonomischen Gründen 
soll die Investitionszulage jedoch nicht durch ein 
gesondertes Gesetz, sondern im Rahmen eines Zwei-
ten Steueränderungsgesetzes 1968 verwirklicht wer-
den, in dem alle noch in dieser Legislaturperiode zu 
treffenden steuerlichen Maßnahmen zusammenge-
faßt werden. Im Hinblick auf die Bedeutung, die der 
Gewährung von Investitionszulagen für die bezeich-
neten Gebiete zukommt, soll das Gesetz die Bezeich-
nung „Gesetz über die Gewährung von Investitions-
zulagen und zur Änderung steuerrechtlicher und prä-
mienrechtlicher Vorschriften (Zweites Steuerände-
rungsgesetz 1968) " erhalten. 

Die Bundesregierung strebt an, die Vorarbeiten 
zum Zweiten Steueränderungsgesetz 1968 so recht-
zeitig zum Abschluß zu bringen, daß das Gesetz noch 
vor Ablauf dieses Jahres den gesetzgebenden Kör-
perschaften vorgelegt werden kann. 
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Anlage 44 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündlichen Anfragen des 
Abgeordneten Dr. Bucher (Drucksache zu V/3350 
Fragen 160 und 161) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, ihre gesamtstaatliche Ver-
antwortung bei der Reform des Ingenieurschulwesens dadurch 
wahrzunehmen, daß sie sich in die von den Ministerpräsiden-
ten der Länder für den 30. Oktober 1968 geplanten Beratungen 
über diese Frage einschaltet? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihren Einfluß bei der Reform 
des Ingenieurschulwesens in einer Weise geltend zu machen, 
die den Vorstellungen und Vorschlägen des Studentenverbandes 
Deutscher Ingenieurschulen entgegenkommt? 

Eine direkte Einflußnahme auf die Reform des 
Ingenieurschulwesens, die zum Zuständigkeits-
bereich der Länder gehört, ist nicht beabsichtigt. 
Ihre gesamtstaatliche Verantwortung veranlaßt die 
Bundesregierung jedoch, zu einer Meinungsbildung 
auch in dieser bildungspolitischen Frage zu gelan-
gen und die Ergebnisse in gemeinsamen Gesprächen 
mit Vertretern der Länder sowie im Rahmen des 
Bildungsrates und des Wissenschaftsrates zur Gel-
tung zu bringen. 

Die Frage, die praktisch eine Stellungnahme der 
Bundesregierung zu den Vorschlägen des Studen-
tenverbandes Deutscher Ingenieurschulen bezweckt, 
läßt sich dahin beantworten, daß insbesondere der 
Beitrag zur Neugestaltung des 11. und 12. Bildungs-
jahres vor Eintritt in die Ingenieurschulen gut 
durchdacht und auch praktisch realisierbar zu sein 
scheint. Es ist erfreulich, daß hier nicht lediglich 
Proklamationen abgegeben und Forderungen auf-
gestellt, sondern daß Vorschläge für alle Einzel-
heiten der Durchführung angeboten werden. Man 
wird sich allerdings besonders dann nicht immer mit 
den Vorschlägen identifizieren können, wenn ihre 
Verwirklichung die bisher bewährten charakteristi-
schen Merkmale der Ingenieurschulen in Frage stel-
len würde. 

Anlage 45 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab-
geordneten Dr. Bucher (Drucksache zu V/3350 Frage 
162) : 

Hat sich die Bundesregierung zur Einrichtung eines nationalen 
Bildungsrates entschlossen, weil die Arbeit des Wissenschafts-
kabinetts, des Wissenchaftsrates, des Bildungsrates und der Kul-
tusministerkonferenz ihren Absichten nicht gerecht wird? 

Die Bundesregierung hat sich keineswegs für die 
Einrichtung eines „nationalen Bildungsrates" ent-
schieden. Sie ist auch nicht der Auffassung, daß die 
Arbeit des Wissenschaftskabinetts, des Wissen

-

schaftsrates, des Bildungsrates oder auch der Stän-
digen Konferenz der Kultusminister ihren Absichten 
nicht gerecht werde. 

Anlage 46 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Köppler vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des Ab

-

geordneten Porsch (Drucksache zu V/3350 Frage 163) : 
Wird die Bundesregierung im Bereich ihrer Ministerien und 

Bundesdienststellen geeignete Aufgabengebiete, wie z. B. in 
der Arbeitsverwaltung, in Zukunft auch mit Soziologen be-
setzen? 

Die Bundesregierung wird auch künftig Soziolo-
gen in den Ministerien und in den nachgeordneten 
Behörden verwenden, soweit geeignete Arbeitsge-
biete für Bewerber mit dieser Ausbildung vorhan-
den sind. 

Anlage 47 

Schriftliche Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Börner vom 
18. Oktober 1968 auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Riegel (Göppingen) (Drucksache zu 
V/3350 Frage 169) : 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Bundesbahnverwaltung 
auf einen raschen Abschluß der Vereinbarungen fur den Bau 
der Bahnüberführung Geislingen/Steige zu drängen? 

Bei dem von Ihnen angesprochenen Bahnüber-
gang handelt es sich um eine Kreuzung zwischen 
der Hauptstrecke der Deutschen Bundesbahn von 
Stuttgart nach Ulm—Augsburg—München und 
einem Gemeindeverbindungsweg, der den Stadtkern 
von Geislingen/Steige mit einem neuen Siedlungs-
gebiet verbindet. Die Kreuzungsbeteiligten (Bun-
desbahndirektion Stuttgart und Stadt Geislingen/ 
Steige) sind sich über die technische Durchführung 
der Beseitigung dieses Übergangs durch eine Stra-
ßenunterführung einig. Offen ist zwischen den 
Kreuzungsbeteiligten noch die Frage nach der Ab-
grenzung der Kostenteilungsmasse. Diese ist von 
entscheidender Bedeutung für die Höhe der Kosten-
anteile der Kreuzungsbeteiligten, des Landes Baden

-

Württemberg und des Bundes. Sowie diese Frage 
geklärt ist, werden die Kreuzungsbeteiligten die 
erforderliche Kreuzungsvereinbarung abschließen. 
Sodann wird die Vereinbarung dem Land Baden

-

Württemberg (Innenministerium, Hauptabteilung für 
Verkehr und Straßenbau) und dem Bundesminister 
für Verkehr zur Genehmigung vorgelegt. Ich werde 
darum bemüht sein, daß die Kreuzungsbeteiligten 
alsbald zum Abschluß der Kreuzungsvereinbarung 
gelangen. 
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